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Oas Scheitern der IV. Republik. Schon wenige Jahre nach lnkrafttreten der Verfassung vom 
Oktober 1946 zeigte sich, dal?. auch die verfassungsmâBige Ordnung der IV. Republik nicht 
geeignet war, für Regierungsstabilitat zu sorgen: 19 Regierungen wechselten einander in den 
Jahren von 1946 bis 1958 ab. 

Die Gr Onde für das, was man ais Scheitern der IV. Republik bezeichnen kann, sind mannigfal­
tig: 

-> das Leerlaufen derjenigen Mechanismen, die zur Rationalisierung des parlamentari­
schen Regierungssystems 1946 in die Verfassung eingefügt worden waren, 
welche zu umgehen die Parlamentarier jedoch schnell lernten (So wurden z . B. die 
Vorschrlften über die Auflôsung der Nationalversammlung - Art. 51 der Ver­
fassung der IV. Republik - durch das von den Abgeordneten praktizierte sog. 
"kalibrîerte Wahlverhalten" faktisch auBer Kraft gesetzt . ) ;  

-> der  mangelnde Rückhalt der  Regierenden in der  Bevôlkerung: die Folgen des für 
die politische Landschaft Frankreichs typischen Vielparteiensystems, verstarkt 
durch die negativen Auswirkungen des Wahlsystems leiner Mischung von Listen­
verbindungen [apparentements) und reiner Verh�ltniswahl) führten schon bald 
dazu, dal?. sich der Eindruck erhartete, daB es gar nicht mehr die Wahler waren, 
die über Zustandekommen und Lebensdauer der Regierungen entschieden, 
sondern eher die zahlreichen und in  sich zerstrittenen Parteien ldaher die immer 
wiederkehrende, scharfe Kritik am Parteienstaat [Sog . régime des partis, dem 
franzôsischen Pendant zu dem von C. Schmitt gepragten Begriff des Parteîenstaa­
tesl; 

-> die Unfilhigkeit der Regierung, auf die algerischen Aufstande zu reagieren und 
eine klare politische Unie zu formulieren; verstilrkt wurde die Unsicherheit der 
Regierenden dadurch, daB sich das Problem der Entkolonialisierung in Algerien 
ganz neu und anders darstellte ais im Falle anderer Kolonien und Oberseeischer 
Gebiete: Vietnam 1954; Tunesien 1955; Marokko 1956; Schwarzafrika, Rahmen­
gesetz von 1956. 

2 Die Krise vom Mai 1958. Die Unruhen des 13. Mai 1958 in Algier verhinderten den Amtsan­
tritt der Regierung Pflimlin. Den Ruf der Aufstilndischen nach Charles de Gaulle lie!?. dieser 
unbeantwortet; er nutzte jedoch die Gunst der Stunde und gab am 27. Mai kund, daB er "den 
zur Bildung einer republikanischen Regierung notwendigen ProzeB in Gang gesetzt habe.". A m  
29. Mai schlug der Prasident der Republik René Coty den beiden Partamentskammern vor,  
Generat d e  Gaulle zum Prasidenten des Ministerrates zu wllhlen. Um seinem Vorschlag 
N achdruck zu verleihen, drohte er mit seinem eigenen Rücktritt für den Fall der Nichtannahme 
des Vorschlages durch die Parlamentarier. 



1 0  EINFÜHAUNG IN OAS FRANZÔSISCHE VERFASSUNGSRECHT 

1 1 ENTSTEHUNGSGESCHICHTE DER VERFASSUNG 

A / DER ZEITLICHE ABLAUF 

3 Oie Wahl de Gaul les am 1. Juni 1958. Am 1. Juni 1 958 wahlte die Nationalversammlung 
General de Gaulle mit 329 gegen 224 Stimmen zum Pras identen des Ministerrates. Die 
ablehnenden Stimmen kamen von den Kommunisten, der Halfte der Sozialisten und ver· 
schiedenen anderen Abgeordneten wie u. a. P. Mendès-France und F. Mitterrand . 

• > Mit seiner Ernennung vom 1. Juni wurde de Gaulle zum letzten Ministerrats­
prasidenten der IV. Republik. Er waltete dieses Amtes bis zum 8. Januar 1959, 
d.h. bis zur endgültigen Einrichtung der Verfassungsorgane der V. Republik. 

4 Oie beiden Gesetze vom 3. Juni 1958. Mit der Verabschiedung zweier Gesetze am 3. Juni 
1958 wurde das Ende der IV. Republik eingeleitet: 

-) ein Ermâchtigungsgesetz, welches dem Regierungschef das Recht gab, durch 
gesetzesvertretende Verordnungen (ordonnances) die zur Wiederaufrichtung der 
Nation notwendigen MaBnahmen anzuordnen; 

·) ein Verfassungsgesetz, welches das Abweichen von dem in Art. 90 der Ver­
fassung von 1 946 geregelten Verfassungsânderungsverfahren zulieB. 

5 Prinzipien der Verfassungsgebung. Das Verfassungsgesetz übertrug der neuen Regierung die 
Aufgabe, die Verfassung im Rahmen eines besonderen Verfahrens zu andern. Auf diesem 
Wege sollte es sogar zu einer Totalrevision des Vergfassungstextes kommen. Das besondere 
Verfahren sah u.a. vor: 

die Mitwirkung eines mehrheitlîch aus Parlamentariern bestehenden, beratenden 
Verfassungsausschusses, 
die Mitwi rkung des Conseil d'Etat, 
einen Volksentscheid, 

Darüber hinaus formulierte das Verfassungsgesetz fünf grundlegende Prinzipien, nach denen 
sich die zukünftige Verfassung zu richten haben sollte: 

1, Das allgemeine Wahlrecht soli einzige Quelle der Staatsgewalt sein; es soli der 
Legitimation von Parlament und Regierung dienen; 

2. strikte Trennung von exekutiver und legislativer Gewalt; 
3 .  Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber dem Parlament; 
4 .  Unabhangigkeit der ordentlichen Gerichtsbarkeit, deren Aufgabe e s  sein soli, für die 

Wahrung der grundlegenden Freiheitsrechte zu sorgen, so wie sie in der Pr a am bel der 
Verfassung von 1 9 46 und der Menschen· und Bürgerrechtserktarung von 1 789 
festgeschrieben sind; 

5 .  Neuordnung der Beziehungen zwischen der franzôsischen Republik und den ihr 
assoziierten Vôlkern. 

Die vier ersten dieser Prinzipien sind !ester Bestandteil der republikanischen Tradition Frank­
reichs. Deswegen legte das letzte Parlement der IV. Republik so viel Wert darauf, den 
G ründern der V. Republik, die man in der Ôffentlichkeit zum Teil verdachtigte, die Republik 
stürzen zu wollen, die Wahrung und Respektierung dieser Grundsat<e verbindlich vorzuschrei­
ben (man wollte von vornherein vermeiden, daB es zu einer ahnlichen Situation wie am 2. 
Dezember 185 1 kommen konnte, ais Louis Napoléon Bonaparte die Regierung der I l .  Republik 
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zu Fall brachte). Es war daher kein ZufalJ, daB General de Gaulle den Verfassungsentwurf dem 
Volk am 4. September • um Gerüchten entgegenzutreten • demonstrativ auf dem Platz der 
Republik bekanntgab. 

6 Das Verfahren der Verfassungsgebung. Die neue Verfassung wurde i n  der kurzen Zeit von 
Juni bis September 1958 ausgearbeitet: Eine Gruppe von Fachleuten erstellte einen ersten 
Entwurf, der dann einem aus Ministern gebildeten Gremium und dem beratenden Verfas­
sungsausschuB (Comité Consultatif Constitutionnef) zur Begutachtung unterbreitet wurde. Der 
beratende Verfassungsausschut!. gab seine Stellungnahme am 14. August ab. Nach Prüfung 
durch den Conseil d'Etat wurde der Text am 28. August in seine endgOltige Form gebracht, 
sodann vom M in isterrat ais Verfassungsentwurf gebilligt und am 28. September 1958 dem 
Volk zur Abstimmung vorgelegt. ln Frankreich selbst wurde der Entwurf mit groBer Mehrheit 
angenommen: 

17.688.790 Ja-Stimmen 
4. 624.511 Nein-Stimmen 
4.016.614 Enthaltungen. 

Die Verfassung trat am 4. Oktober 1958 in Kraft, dem Tag ihrer Verkündung durch René Coty 
ais dem noch amtierenden PrMidenten der IV. Republlk. 

7 Die Schaffung der Verfassungsorgane. Die Verfassungsorgane wurden innerhalb des in dem 
inzwischen aufgehobenen Art. 91 1 der Verfassung von 1958 vorgeschriebenen Zeitraums 
von vier Monaten eingerichtet: 

23. und 30. November 1958: Wahl der Nationalversammlung 
21. Dezember 1958: Wahl des Prasidenten der Republik. 

De Gaulle wurde mit 78,5 % der Stimmen gewahlt (Frankreich selbst und 
Übersee). Die offüielle Amtsübernahme fand am 8. Januar 1959 statt. Am 
gleichen Tag noch ernannte er Michel Debré zum Premierminister. 

Die Wahl des Senats hingegen fand erst am 19. April 1959 statt (Art. 91 Vil . 

B f DIE VORSTELLUNGEN DER VERFASSUNGSVÀTER 

Die Jdeen zweier Mânner haben den Verfassungstext wesentlich geprâgt: diejenigen de 
Gaulles und diejenigen seines Justizministers der Regierung vom 1. Juni 1958, Michel Debré. 

a Die Vorstellungen de Gaulles waren weiten Teilen der Bevèilkerung wohlbekannt, seitdem er 
sie am 16. Juni 1946 in einer Rede anlaBlich des zweiten Jahrestages der Befreiun g  der in der 
Normandie gelegenen Stadt Bayeux erl�utert h atte: 

lnnerhalb der exekutiven Gewalt, die in den franzôsischen Republiken traditionel­
lerweise zweigeteilt ist, d .h.  nebeneinander von Prasident und Premierminister 
ausgeübt wird, soli das Schwergewicht beim Prasidenten liegen: ·vom Staatschef 
soli die exekutive Gewalt ausgehen." (Rede von Bayeux). 
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lm einzelnen: 

Der Staatschef soli weder von den Parteien no ch vom Parlament bestimmt wer • 

den, sondern sich auf einen breiteren Wllhlerkreis stützen kônnen. 

Der Staatschef wahlt die Minister aus. lnsbesondere steht ihm zu, den Premiermi­
nister auszusuchen und zu ernennen. Bei der Auswahl hat er alierdings auf die 
MehrheitsverMltnisse im Parlament Rücksicht zu nehmen. 

Der Staatschef soli ais Schiedsgewalt auf das politische Leben einwirken kèlnnen, 
einerseits durch Ausübung seiner überparteilichen Beraterfunktion, andererseits • 

sollte es notwendig erscheinen - durch Herbeiführung eines Volksentscheids. 

Die beabsichtigte Starkung der Position des Staatschefs sollte jedoch auf keinen Fall die 
Abkehr von der republikanischen Staatsform bedeuten (•Jch habe den Krieg mitgemacht, um 
den Sieg Frankreichs zu erringen, und ich habe es gleich so eingerichtet, da!S es auch zu 
einem Sieg der Republik wurde" . ) .  Ebensowenig sollte die Betonung der Vormachtstellung des 
Pri!sidenten eine Abkehr vom parlamentarischen Regierungssystem, welches sich dadurch 
auszeichnet, da!S die Regierung gegenüber dem Parlament verantwortlich ist (Vorgeschrieben 
war diese Verantwortlichkeit bereits durch das Verfassungsgesetz vom 3. Juni 1 958) ,  hin zu 
einer der amerikanischen ahnlichen Prasidialverfassung ein!eiten. Ais einige Jahre spater 
Stimmen laut wurden, die den Wechsel von der parlamentarischen Demokratie franzèlsischer 
Art, in welcher dem Staatschef eine Vormachtstellung zukommt, zu einem Prasidialsystem 
amerikanischer Art forderten, wies General de Gaulle das Ansinnen mit der Begründung 
zurück, diese Art Verfassung widerspreche dem Wesen der franzôsischen N ation (Pressekon· 
ferenz vom 3 1 .  Januar 1 964) . 

9 Die ldeen Michel Debrés waren be kan nt geworden durch seine vielfllltigen Vertlffentlichungen. 
Dargelegt hatte er sie zuletzt in einer Rede vom 27. August 1 958 ,  in der er ·ais Justizmini­
ster - dem Conseil d'Etat den Verfassungsentwurf für die V. Republik vorstellte. 

Seiner Ansicht nach sollte das parlamentarische System so umgestaltet, d . h .  rationalisiert 
werden, daB es keiner heterogenen parlamentarischen Mehrheit mehr gelingen kèlnnen sollte, 
eine Regierung zu stürzen. Vier MaBnahmepakete sind zur Erreichung dieses Zwecks in den 
Text der Verfassung eingefügt worden: 

die detaillierte Regelung der Parlamentssitzungen (Art. 28 30, diese Regelung 
wurde 1 995  teilweise aufgegeben (s. Kap. 4, Abschnitt 2.11); 

die prazise Umschreibung dessen, was Gegenstand der Gesetzgebung sein kann 
in Form einer abschlieBenden Aufzahlung (Art. 34); die GrOndung eines Ver­
fassungsrates, der darüber zu wachen hat, daB das Parlament nicht über die ihm 
zugewiesenen Materien hinaus in solchen Bereichen Gesetze verabschiedet, die 
an sich im Verordnungswege zu regain gewesen waren (Art. 37 I l; Art. 4 1 ;  Art. 
6 1 ); 

die grundsàtzliche Neuordnung des allgemeinen Gesetzgebungsverfahrens sowie 
der Haushaltsgesetzgebung, um dadurch der Regierung grôBere Handlungsspiel­
raume zu gewahren und zu verhindern, dal:'. die parlamentarische Mehrheit der 
Regierung diejenigen gesetzlichen Instrumente und Haushaltsmittel vorenthalten 
kann, welche die Regierung ais notwendiges Minimum zur Fortführung ihrer 
Geschafte ansieht; solange sich keine Mehrheit fOr einen Sturz der Regierung 
findet, solange soli die amtierende Regierung über die zur Erfül lung ihrer Aufgabe 



CJFA .. Univensitit des Saarlandes 1 3  

notwendigen Mittel verfügen kënnen und darf nicht wr Untatigkelt verdammt 
werden {Art. 49 I l l ); 

die Einführung bestimmter rechtlicher Mechanismen, die das reibungslose Funktio· 
nieren des Zusammenspiels der polîtischen Kriifte und die Herstellung eines 
gewissen Gleichgewichts zwischen ihnen garantieren salien: die Pflicht der 
Parlamentarler zur persônlichen Stimmabgabe (Art. 27 Il) ,  die Unvereinbarkeit von 
Parlamentsmandat und Ministeramt {Art. 23 1), die Anerkennung des Senats  ais 
echte zweite Kammer, "deren wichtigste Aufgabe sein soli, im Falle eines Falles 
die Regierung gegen eine zu miichtig gewordene Nationalversammlung zu unter· 
stützen.• (Rede Michel Debrés vom 27. August 1 958 var dem Conseil d'Etat). 

JI j DIE PRAAMBEL UND DER SCHUTZ CER GRUNCRECHTE 

10 Die Wahrung der libertés essentiel/os. Das vierte der im Verfassungsgesetz vom 3 .  Juni 1 958 
enthaltenen Prinzipien übertrug der Rechtsprechung die Aufgabe, für die Wahrung der libertés 

essentielles, sa wie sie in der Praambel der Verfassung von 1946 und der Menschen- und 
Bürgerrechtserklêrung von 1 78 9  definiert sind, zu sorgen. libertés essentielles in diesem 
Kontext kann man mit "Grundrechte" übersetzen . Allerdings ist zu beachten, dal?. im Jahre 
1 958 der Gebrauch des Begriffs "Grundrecht" unter franzôsischen Juristen noch ganz und gar 
nicht üblich war. Man sprach von libertés publiques (subjektiv llffentlichon Freiheitsrechten) 
oder libertés essentielles {grundlegenden FreiheitsrechtenJ. Auch der in der Praarnbel entha!te­
ne Verweis auf die Grundrechtskataloge von 1 789 und 1 946 dari nicht darüber hinwegtiiu· 
schen, dal?, 1 958 noch keine Rede davon sein konnte, dal?. diesen Freiheitsrechten Verfas­
sungsrang zuerkannt worden w!lre. Zu diesem Zeitpunkt war man in Frankreich von dem 
Gedanken an eine Kontrolle der Verfassungsma!!.igkeit von Gesetzen noch weit entfernt. Die 
gesamte Staats· und Verfassungslehre sah in  dem Wi!len des Par!aments immer noch den 
einzigen wirksamen Schutz vor einer Willkürherrschaft der Exekutiven. ln diesem Sinne mu!S 
daher auch die formelhafte Wendung des Art. 34 Abs. 2 verstanden werden, die bestirnrnt, 
daB Rogelungen, welche "die Bürgerrechte und die den Staatsbürgern zur Ausübung ihrer 
Grundrechte (ôffentlichen Freiheitsrechte) gewahrten grundlegenden Garantien" betreffen, 
stets Gesetzesrang haben rnüssen. Zunachst anerkannte man den Rechtscharakter der 
Bestimmungen der Prllambel der Verfassung von 1 958 • und rnitte!bar auch denjenigen der 
Prllambe! der Verfassung von 1 946 und der Menschen- und Bürgerrechtserklarung von 1 789 
nur dann, wenn es an einer gesetz!ichen Regelung ganz!ich fehlte, man der Verfassung also 

zur Lückensch!iel?.ung bedurfte. Erst im Jahre 1 97 1  entschied sich der Verfassungsrat, die 
genannten Vorschriften der Praambel wie vollwertige Verfassungsnormen zu behande!n und 
sie folglich bei der abstrakten Kontrol!e der Verfassungsmâ!Sigkeit von Gesetzen ais Mal1stab 
heran.zuziehen (siehe auch unten: 3. Abschnltt). 

Ill j GRUNDZÜOE DER STAATSOROANISATION 

Titel 1 der Verfassung von 1 958 hande!t von der Souveran itat, der hëchsten Macht im Staat. 
Die Regelungen der darauffolgenden Tltel, die sich mit der Verteilung der Macht zwischen den 
einzelnen Verfassungsorganen beschâftigen, die insbesondere auf das Verhaltnis von Parla­
ment und exekutiver Gewalt eingehen, betonen die parlamentarische Natur des Verfassungs­
systems der V. Republik (siehe z .B. die Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber dem 
Parlament) . 

1 1  Die nationale Souverl!nitât. Sie ist Gegenstand der Art. 2 4: 

1 .  Art. 2 enthalt eine Aufzahlung der Wesensmerkmale der Republik: 
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Art. 2: {1) (Verfassungsgesetz Nr. 92-554 vam 25. Juni 1992, Art. 11 Die Sprache der 
Republik ist Franzësisch. 

(2) Nationalemblem ist die blau-wei�-rote Trikolore. 

(3) Die Nationalhymne ist la Marseillaise. 

(4) Der Wahlspruch der Repub!ik lautet: "Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit". 

(5) lhr Grundsatz ist: Regierung des Volkes durch das Volk und für das Volk.  

2.  Art.  3 organisiert das Nebeneinander von unmittelbarer und mittelbarer (reprasentativer) 
Demokratie: Die nationale Souverànitat liegt beim Volk.  Dieses kann sie in zweierlei Weise 
ausüben: 

durch seine Vertreter, 
im Wege des Volksentscheids. 

3. Durch Nennung der politischen Parteien und Vereinigungen in  Art. 4 wird ihnen die 
verfassungsrechtliche Anerkennung zuteil, die ihnen bis dahin von den Regierenden ver­
weigert worden war. Die politischen Parteien sollen demnach frei sein bei ihrer Blldung und 
bei der A usübung ihrer Tatigkeit. 

Denkt man an die Polemik de Gaulles und Michel Debrés gegen den Parteien­
staat der IV. Republik, so mag die se Aufwertung der politischen Parteien 
zunachst Oberraschen. Allerdings bleibt die allgemein gehaltene Regelung des 
Art. 4 auch die einzige, in der die Parteien explizit erwâhnt werden. lm übri­
gen geht die Verfassung in keinem Punkt naher auf die Parteien ein, weder 
auf ihre rechtlichen Befugnisse und Pflichten, noch auf ihre Finanzierung oder 
die Môglichkeit eines Parteienverbots. 

1 2  Ein parlamentarisches Regierungssystem. D i e  Verfassung v o n  1958 greift zwei gegenlaufige, 
sich aber gleichzeitig erganzende Regelungsmechanismen auf, die typisch sind für aile 
dualistisch ausgestalteten parlamentarischen Regierungssvsteme: 

1 .  Die Regierung ist gegenüber der Nationalversammlung verantwortl ich. Dies hat zur 
Folge, daB dem Prt'Jsidenten der Republik, der die Regierung zu ernennen hat, bei der 
Auswahl des Premierministers faktisch die Hande gebunden sind, er diesen namlich 
aus den Reihen der parlamentarischen Mehrheit auszuwahlen hat. Allerdings kann die 
Parlamentsmehrheit keinen Anspruch auf die Nominierung eines (von ihrl bestimmten 
Kandidaten geltend machen. Die Auswahl der konkreten Person steht dem Prasiden­
ten daher frei. Sobald Priisidial- und Parlamentsmehrheit auseinanderfallen, d . h .  
sobald Prasident und Parlamentsmehrheit nicht dem gleichen politischen Lager 
entstammen, kommt es zur Situation der "cohabitation" (s. Rz 13 a .E . ) .  Diese beson­
dere Machtkonstellation ergab sich bisher dreimal in  der V. Republik: Zum ersten Mal 
in den Jahren 1 986-88, dann für die Zeit von 1 993-95 und wiederum seit 1997.  

2. Der Prâsident der Republik hat im Gegenzug das Recht, die N atîonalversammlung 
nach MaBgabe des Art. 12 aufzulosen. 

Ferner haben die Verfassungsvâter von 1 95 8  verschiedene Mechanismen in  die Verfassung 
aufgenommen, die verhindern sollen, daB das Parlament die Regierungsti\tigkeit lahmlegen 
kann: 
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Die Materien, die durch Gesetz geregelt werden dürfen und sollen, sind in der Ver­
fassung von 1 95 8  genau definiert und abschlieBend aufgelistet. Wahrend die Parla­
mente der I l l .  und IV. Republik unbegrenzte Gesetzgebungskompetenz hatten, stellt 
die neue Verfassung die Regel auf, daB aile Materien, die nicht ausdrücklich dem 
Gesetzgeber zugewiesen sind, der normativen Zustandigkeit der Regierung unterfallen 
(Art. 34 und 37) . 

Neben den Parlamentariern verfügt auch der Premierminister über das Recht, 
Gesetzesinitiativen ins Parlament einzubringen. Auch er kann also Gesetzesentwürfe 
ausarbeiten, um sie dann dem Parlament zur Abstimmung vorzulegen. Terminologisch 
unterscheidet man daher zwischen Gesetzesentwürfen (projets de /01) , die von der 
Regierung stammen, und Gesetzesvorschlagen (propositions de loi] , die parlamentari­
schen Ursprungs sind. 

Der Regierung wird, insbesondere dadurch, daB sie die Tagesordnungen der Kammern 
des Parlaments festlegen kann (Art. 48 I ,  s .  unten, Kap. 5), Gelegenheit gegeben, 
sich aktiv am Gesetzgebungsverfahren zu beteiligen. Zudem hat die Diskussion ihrer 
eigenen Entwürfe Vorrang vor der Erèirterung der - zuvor von ihr angenommenen -
Gesetzesvorschlage der Parlamentarier . )  

1 3  Die Exekutive. Den i n  der Rede v o n  Bayeux geauBerten Vorstellungen d e  Gaulles entspre­
chend kommt dem Staatsprasidenten im Zusammenwirken der Verfassungsorgane zentrale 
Bedeutung zu. Aufgrund des besonderen Wahlmodus steht er unabhangig über parteipoliti­
schen M achtkampfen und soli aus dieser Sonderstellung heraus über die ordnungsgemaBe 
Ausübung der ëffentlichen Gewalt durch die anderen Verfassungsorgane wachen. ln der 
Verfassung vom 4. Oktober 1 958 ist diese Funktion ais " Schiedsgewalt" definiert (Art. 5 1 
2) . Diese Aufgabe unterscheidet sich deutlich - trotz Ahnlichkeit in der Formulierung der 
entsprechenden Vorschriften - von derjenigen der Verfassungsrichter, die Verfassungsver­
stëBe feszustellen und zu sanktionieren haben. 

Seiner Aufgabe ais unabhangig von Parteien und Parlament agierendem Verfassungsorgan, 
das von Verfassungs wegen beauftragt ist, aktiv in die Politik einzugreifen und sich nicht 
darauf beschranken darf, sie zu "moderieren" (Hierin liegt ein entscheidender Unterschied zum 
deutschen Bundesprasidenten und auch zum britischen Monarchen. ) ,  kann der franzësische 
Staatspri\sident nur deswegen gerecht werden, weil er über eigenstandige politische Ent­
scheidungsbefugnisse (pouvoirs propres) verfügt, die nicht der Gegenzeichnung bedürfen: Er 
ist frei in der Entscheidung über die Auswahl des Premierministers (Art. 81; er kann dem 
franzësischen Volk Gelegenheit zur MeinungsauBerung geben, indem er die Nationalversamm­
lung auflèlst (Art. 1 2) und damit vorgezogene Neuwahlen notwendig werden oder indem er 
entscheidet, ein Referendum abzuhalten (Art. 1 1 ) .  

Der Umfang dieser besonderen Entscheidungsbefugnisse des Prasidenten variiert notwendi­
gerweise je nach momentaner Verteilung der politischen Macht im Staat: 

Solange sich Parlamentsmehrheit und Prasident auf dieselbe Mehrheit in der Bevèllke­
rung stützen kèlnnen, sie also demselben politischen Lager zugehèlren, solange wird 
sich der von dem - seit 1 962 in allgemeinen, unmittelbaren Wahlen bestimmten -
Staatsprasidenten ernannte Premierminister im wesentlichen darauf beschranken, des 
Prasidenten politische Entscheidungen umzusetzen. Sollte es dennoch zu Meinungs­
verschiedenheiten zwischen den aus dem gleichen politischen Lager kommenden 
Kèlpfen der exekutiven Gewalt, so bliebe dem Premierminister nur der Rücktritt. Auf 
diese Besonderheit wird Bezug genommen, wenn man vom prasidialen Charakter 
(aspect présiden tief/ des Regierungssystems der V .  Republik spricht (Nicht zu ver-
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wechseln mit dem Staatstypus einer Pràsidialdemokratie nach dem Muster des 
nordamerikanischen Regierungssystems [nature présidentielfe] . ) .  

l n  Zeiten d e r  •cohabitation" bleibt d e m  Prasidenten zwar grundsâtzlich d i e  Môglich­
keit, mittels seiner Schiedsgewalt auf das politische Geschehen einzuwirken, regelmil­
Big wird es aber dennoch der Premierminister sein, der tagtaglich, von der parlamen· 
tarischen Mehrheit kontrolliert, über die nationale Politik entscheidet (Art. 20 Abs. 1). 

Erst in Zeiten der " r::ohabitatîon" kommt daher die wahrhaft parlamentarische Natur 
des Verfassungssystems der V. Republik deutlich zum Ausdruck. 

2. Abschnitt: Wandel des Verfassungsinhalts 

1 j FORMELLE VERFAHREN ZUR VERFASSUNGSÂNDERlJNG 

14 Ânderungsverfahren. Ausdrücklich sieht der Verfassungstext nur ein Verfahren zur Ânderung 
der Verfassung var. Dieses ist in Titel XVI, der nur aus einem einzigen Artikel (Art. 89) 
besteht, geregelt. Die Heranziehung des Art. 1 1  ais Ermi'lchtigungsnorm für eine Verfassungs­
anderung hingegen ist zweifelsohne ais verfassungswidrig anzusehen, auch wenn der 
Verfassungsrat 1 962, ais ihm die Frage vorgelegt wurde, ob ein verfassungsilnderndes 
Gesetz, das bereits vam Volk, bei dem ja die nationale SouveranitM liegt, angenommen 
worden war, verfassungsmal.',ig sei, es vorgezogen hat, die Frage offenzulassen und sich für 
nicht zustandig zu erktaren (Entscheidung des Verfassungsrates; 62·20 OC vom 6 .  1 1. 1 962;  

"loi référendaire" ) .  

Neben Art. 89 sah de r  ursprünglîche Text de r  Verfassung in Art. 8 5  ein besonderes Verfahren 
zur Verfassungsanderung vor für die Falle, in denen es um die Gemeinschaft des Mutterlandes 
Frankreich mit seinen ehemaligen Kolonien ging. 

A / DAs RSoulJiRE VERFAHREN NACH ART. 89 

15 lnhalt des Art. 89. Das Recht, eine Vorlage zur Verfassungsilnderung einzubringen, steht 
einerseits dem Prasidenten der Republik auf Vorschlag des Premierministers zu (Ànderungs­
entwürfe), andererseits den Mitgliedern des Parlamentes (Ànderungsvorschlage) . Alierdings 
gibt es bis heute noch keine einzige Verfassungsanderung, die auf eine Vorlage von Parlamen­
tariern zurückgeht; aile beruhen auf Ânderungsentwürfen des Prasidenten. 

Der Ânderungsentwurf wird zunachst der Nationalversammlung und dem Senat - die Reihen­
folge ist beliebig - zur Diskussion und zur Abstimmung vorgelegt. Ziel ist die Annahme eines 
gleichlautenden Textes durch beide Kammern. Sebald eine Kammer über den Vorschlag 
abgestimmt hat, wird er zur Beratung an die andere weitergereicht. Der Text wird so lange 
hin- und hergeschickt (sog. " navette" oder "Schiffchenverfahren") ,  bis sich die K ammern auf 
eine bestimmte Textfassung geeinigt haben. Nach Annahme durch beide Parlamentskammern 
ist über den Entwurf ein Volksentscheid herbeizuführen. Überwiegen bei diesem die • Ja" -
Stimmen, so kann das Verfassungsgesetz verkündet werden, die Verfassungsanderung ist 
damit endgültig. 

G eht d as Â nderungsverfahren auf einen Entwurf • d.h. auf eine Initiative der Exekutiven, 
genauer gesagt auf eine I nitiative des auf Vorschlag des Premierministers hin agierenden 
Staatsprasidenten • zurück, so steht es ihm frei, sich für eine Abkürzung des Verfahrens zu 
entscheiden, indem er seinen Entwurf nicht dem Volk, sondern dem ais KongreB einberufenen 
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Parlament, d.h.  den zwei gleichzeitig in Versailles tagenden Kammern, zur Entscheidung 
vorlegt. Wahlt der Prasident diesen verkürzten Weg, so gilt die Zustimmung zu dem Ânde­
rungsentwurf nur ais erteilt, wenn sich eine Mehrheit von drei Fünfteln der abgegebenen 
gültigen Stimmen für ihn ausspricht. 

1 6  Grenzen der Verfassungsanderung. Der grundsiitzlich bestehenden Môglichkeit der 
Verfassungsanderung durch Gesetz im Wege des besonderen Verfahrens nach Art. 89 sind 
zwei Grenzen gesetzt, die sich aus den Artikeln 4 und 5 sowie dem letzten Absatz des Art. 
7 ergeben: 

· 

Die republikanische Form des Regierungssystems ist anderungsfeste Verfassungssubstanz, an 
ihr darf selbst im Wege eines Verfahrens nach Art. 89 nichts geiindert werden. Eine Rückkehr 
zur Monarchie auf diesem formal-legalistischen Weg eines verfassungsandernden Gesetzes ist 
damit ausgeschlossen. 

Ein Verfassungsanderungsverfahren darf ferner nicht eingeleitet oder fortgesetzt werden in 
Zeiten, in denen das Amt des Prasidenten vakant ist oder in denen die Unversehrtheit des 
franzèlsischen Staatsgebietes (vgl. Wortlaut des Art. 1 6  Il  verletzt sein sollte. 

Ein Vergleich dieser Vorschriften mit Art. 79 I l l  GG zeigt deutlich, daB die dem verfassungs­
andernden Gesetzgeber (pouvoir constituan t dérivé) gesetzten Schranken - ratione ma teriae 
und ratione temporis - in Deutschland sehr viel enger sind ais in Frankreich. 

8 / 0AS UMSTRITIENE VERFAHREN NACH ART. 1 1  

17  Die Praxis de Gaulles. Art. 1 1  ermiichtigt den Prasidenten der  Republik, Gesetzentwürfe, 
welche die Organisation der ôffentlichen Gewalten betreffen, zum Volksentscheid zu bringen. 

Über zwei Entwürfe zur Verfassungsanderung ist auf Betreiben de  Gaulles unter Hinzuziehung 
dieser Vorschrift entschieden worden: Zunachst 1 962, ais es um die Ânderung des Wahlmo­
dus des Prâsidenten ging, der seitdem in allgemeinen Wahlen direkt vom Volk gewahlt wird, 
und erneut 1 969,  betreffend die Senats- und Gebietskërperschaftsreform (régionalisation) . Die 
Ablehnung dieses zweiten Entwurfs hatte den Rücktritt de Gaulles zur unmittelbaren Folge. 

18 Verfassungswidrig und dennoch legitim? Der Rückgriff auf Art. 1 1  ais Ermiichtigungsnorm für 
eine Verfassungsanderung per Volksentscheid war von Anfang an sehr umstritten. ln  der Tat 
ist wohl die ausdrückliche Regelung des Verfassungsanderungsverfahrens in Art. 89 ais 
abschlieBend anzusehen und damit jedes anderweitige Verfahren zuniichst ausgeschlossen. 
Dies folgt aus einem UmkehrschluB: Schon das Vorhandensein des speziell in Art. 89  geregel­
ten Verfahrens zur Verfassungsanderung verbietet jeden auf dasselbe Ziel - Verfassungs­
anderung - gerichteten Rückgriff auf Art. 1 1 . Hinzu kommt, daB schon der Wortlaut des Art.  
1 1  nicht auf aine Verfassungsiinderung zugeschnitten ist. So  hat es dann auch seit 1 969 -
seit dem Rücktritt de Gaulles - keinen Versuch mehr gegeben, die Verfassung im Wege eines 
Verfahrens nach Art. 1 1  abzuandern. Dem Streit um den Rückgriff auf Art. 1 1  kommt daher 
an sich heute nur noch historische Bedeutung zu, auch wenn Priisident Mitterand anlliBlich 
eines Interviews im Jahre 1 988 die Meinung auBerte, daB er persônlich diesen unkonventio­
nellen Weg der Verfassungsanderung wegen seines wiederholten und durch das Volk gebil­
ligten Gebrauchs ais grundsatzlich verfassungsmaBig ansehe, solange Art. 1 1  mit Zurückhal­
tung, d . h .  nur i n  einigen wenigen Fiillen und nur bei besonders klaren und deutlichen Textvor­
lagen, angewandt werde. 

Die legitime Weigerung des Verfassungsrates (Entscheidung 62-20 OC vom 6 .  1 1 . 1 962),  ein 
Verfassungsgesetz, das auf Befragung des Volkes ais Souveran zurückgeht, auf seine 
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VerfassungsmaBigkeit hin zu überprüfen, andert nichts an der prinzipiell gegebenen 
Verfassungswidrigkeit des Verfahrens nach Art. 1 1 . Die Weigerung ist allein dadurch zu 
erklaren, daB der Verfassungsrat ais mit der Kontrolle der VerfassungsmaBigkeit der vom 
Parlament (ais organe institué) verabschiedeten Gesetze betrautes Organ (ebenfalls organe 
institué) nicht ohne weiteres seine Kontrollbefugnis in gleicher Weise gegenüber Gesetzen 
ausüben darf und kann, die vom Volk, das ursprünglicher und souveraner Verfassungsgeber 
(pouvoir constituant) ist und auch nach lnkrafttreten der Verfassung bleibt, bereits angenom­
men worden sind. 

Il J OIE VERFASSUNGSÀNDEAUNGEN 

1 9  Die Fehlschlage: 

1 .  27.  April 1 969:  Auf Betreiben de Gau lies wurde un ter Zuhilfenahme des Verfahrens nach 
Art. 1 1  ein Volksentscheid abgehalten, der die Ânderung der die den Senat betreffenden 
Vorschriften (Fusion mit dam Wirtschafts- und Sozialrat) und die verfassungsrechtliche 
Anerkennung der Regionen ais Gebietskôrperschaften (régionalisation) zum Ziel hatte. Das 
negative Ergebnis - 1 0 .500.000 Ja-Stimmen und 1 1 .900.000 Nein-Stimmen - hatte den 
sofortigen Rücktritt des Prasidenten der Republik Charles de Gaulle zur Folge. 

2 .  1 984: Staatsprasident F. Mitterrand kündigte eine im Wege der Bestatigung durch Volks­
entscheid durchzuführende Verfassungsanderung an (Art. 89 I l ) ,  welche die Erweiterung des 
Art. 1 1  um den Zusatz "betreffend die Gewahrleistung der Freiheitsrechte " (libertés publi­
ques) zum lnhalt haben sollte. Doch schon nach den ersten Beratungen wies der Senat den 
Ânderungsvorschlag zurück. (Allerdings nicht ohne gleichzeitig kundzugeben, daB er an sich 
keine materiellrechtlichen Einwande gegen das Vorhaben habe.J 

3. 1 990: Staatsprasident F. Mitterrand schlug ver, das Recht, den Verfassungsrat anzurufen 
(Art. 61 I l l ,  durch Ânderung der Verfassung sa zu erweitern, daB auch die an einem ProzeB 
beteiligten Parteien nach Ausschôpfung des Rechtsweges, d.h.  nach Ergehen einer Ent­
scheidung des Kassationshofes oder des Conseil d'Etat, zum Zwecke der Überprüfung der 
Vereinbarkeit des im konkreten Fall anzuwendenden Rechtssatzes mit der Verfassung den 
Verfassungsrat anrufen dürften. Das Vorhaben stieB im Senat auf Widerstand. Die Senatoren 
knüpften ihre Zustimmung an solch exorbitante Bedingungen, daB es dem Prasidenten 
unmôglich wurde, das Vorhaben weiter zu betreiben. 

20 Auf halbem Wege abgebrochene Verfahren: 

1 .  1 97 3 :  Verkürzung der Amtszeit des Prasdidenten der Republik von sieben auf fünf Jahre. 
Staatsprasident G .  Pompidou verwarf das Vorhaben, nachdem die zwei Kammern ihm bereits 
zugestimmt hatten: Der Entwurf hatte die notwendige Mehrheit von drei Fünfteln der abgege­
benen Stimmen im KongreB nie bekommen. 

2 .  1 974: Reform des Status der Abgeordneten und der Senatoren. Der Prasident V .  Giscard 
d'Estaing verfolgte das Vorhaben trotz Annahme durch die beiden Parlamentskammern nicht 
weiter, weil es aussichtslos schien, im KongreB die notwendige Mehrheit für den Entwurf zu 
bekommen. 

21 Die zustande gekommenen Verfassungsanderungen: 

1 .  ln Anwendung des Art. 85 erging das von Nationalversammlung, Senat und dem Senat der 
Gemeinschaft (s. unten Rz. 221 verabschiedete Verfassungsgesetz Nr. 60-525 vom 4. Juni 
1 960 (J.O. vom 8 .  Juni 1 960), das Regelungen trifft für den Bereich der Gemeinschaft (Oie 
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Beteiligung des Senats der Gemeinschaft erfolgte aufgrund folgender verfassungsausführen­
der Gesetze: Ordonnances Nr. 58-1255 und 5 8 - 1 257 vom 1 9 . Dezember 1 95 8; vgl. Art. 85 
und 86) . 

2. Prasident de Gaulle entschied sich, unter Zuhilfenahme des Art. 1 1  einen Entwurf zur 
Ânderung der Art. 6 und 7 (Wahl des Prasidenten) dem Volk zur Abstimmung vorzulegen 
(Dekret Nr.  62-1 1 27 vom 2. Oktober 1 962) . Das positive Ergebnis des Volksentscheids 
( 1 3. 1 5 0.5 1 6  Ja-Stimmen zu 7 .974.528 Nein-Stimmen bei 2 1 . 1 25 .054 abgegebenen Stim­
men) führte zum Verfassungssgesetz Nr. 62-1 292 vom 6. November 1 962, welches Art. 6 
und 7 (Prasidentenwahl) abandert und dem infolge seiner ausdrücklichen Billigung durch das 
franzësische Volk ein besonderer Stellenwert zukommt. 

3.  ln Anwendung des Art. 89 erfolgten acht weitere Ânderungen: 

Das Verfassungsgesetz Nr. 63- 1 327 vom 30. Dezember 1 963 (J.O. vom 3 1 .  
1 2.) betrifft Art. 28, der die parlamentarischen Sitzungsperioden zum Gegenstand 
hat. 

Das Verfassungsgesetz Nr. 74-904 vom 29. 0ktober 1 974 (J.O. vom 30. 1 0. )  
erweitert den Kreis derjenigen, d ie  das Recht haben, den Verfassungsrat anzuru­
fen: Seitdem kënnen auch 60 Abgeordnete oder 60 Senatoren das abstrakte 
Normen kontrollverfahren nach Art. 61 I l  einleiten. 

Das Verfassungsgesetz Nr. 76-527 vom 1 8 .  Juni 1 9 76 (J.O. vom 1 9 .6 . )  modifi­
ziert Art. 7, der Vorschriften enthiilt über den Ablauf der Prasidentschaftswahlen 
(Regelungen für den Todesfall oder die dauernde Verhinderung eines Prasident­
schaftskandidaten). 

Das Verfassungsgesetz Nr.92-554 vom 25. Juni 1 992 (J .O.  vom 26.6 . )  wurde 
erlassen, um den Vertrag über die Gründung der Europaischen Union mit der 
franzôsischen Verfassung i n  Einklang zu bringen (vgl. Art. 54). Zu diesem Zweck 
wurde ein neuer Tite! XV (Art. 88-1 bis 88-4) eingeführt. Parallel dazu wurden 
auch die Art. 2 (franzôsische Sprache), Art. 7 4 und Art. 54 (Ausdehnung der 
1 974 verwirklichten Erweiterung des Anrufungsrechts des Verfassungsrates auf 
internationale Verpflichtungen) geandert. 

Das Verfassungsgesetz Nr. 93-952 vom 27. Juli 1 993 (J.O. vom 28.7.)  ging auf 
einen ursprünglich im Marz 1 993, unmittelbar ver den Wahlen zur Nationalver­
sammlung eingebrachten, sehr weitgehenden Entwurf des Prasidenten der Repu­
blik zurück. Die neue parlamentarische Mehrheit übernahm allerdings nur die für 
besonders dringlich erachteten Ânderungen. Dazu gehéirten die Regelungen über 
den Richterstand (Art. 65)  und die strafrechtliche Verantwortlichkeit der Minister 
(E inrichtung des Gerichtshofs der Republik, Art. 68- 1 ,  Art. 68-2). 

Das Verfassungsgesetz Nr. 93- 1 256 vom 25. November 1 993 (J.O. vom 
26. 1 1 . ) ,  notwendig geworden infolge der Entscheidung Nr. 93-325 des Ver­
fassungsrates vom 1 3 .  August 1 9 93, in der die Verfassungsrichter die Verfas­
sungswidrigkeit eines bestimmten Auslandergesetzes feststellten, bietet nunmehr 
für Abkommen des Typs Schengen ( 1 985) und Dublin ( 1 990) eine solide ver­
fassungsrechtliche Grundlage, ohne jedoch die in der Priiambel der Verfassung 
von 1 946 enthaltene Verbürgung des Grundrechts auf Asyl in seinem Wesens­
gehalt anzutasten. Die franzôsische Republik dari daher auch über diese Abkom­
men hinaus weiterhin aus staatspo litischen Gründen Asyl gewahren. 
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Das Verfassungsgesetz Nr. 95-880 vorn 4, August 1 9 95 (J. O. vorn 5. August) 
enthâlt vier Regelungskornplexe. An erster Stelle steht die Erweiterung des  
Anwendungsbereichs des  in  Art. 1 1  vorgesehenen Volksentscheids auf Reforrnen 
der Wirtschafts· und Sozialpolitik der Nation sowie der dabei rnitwirkenden 
Gerne indienste. Des weiteren führt das Gesetz eine einzige ordentliche parlarnen­
tarische Sitzungsperiode von neun Monaten ein (Art. 28). Es llndert ferner d ie 
Regelung der  lrnrnunitat der Parlarnentsmitglieder {Art. 26)  und nirnrnt schlieBlich 
eine Bereinigung des Verfassungstextes vor, indern es diejenigen Vorschriften 
aufhebt, welche keine Daseinsberechtigung rnehr hatten: die Übergangsbestim­
rnungen für das Jahr 1 9 58 und die Vorschriften über die Gemeinschaft der 
Republik Frankreichs und seiner ehemaligen Kolonien, d ie  ansich schon seit dem 
Jahre 1 960 de facto nlcht mehr existierte. 

Das Verfassungsgesetz Nr. 9 6- 1 38 vorn 22. Februar 1 99 6  (J. O. vorn 23. Februar) 
führt in den Artikel 34 eine neue Kategorie von Gesetzen ein: die Gesetze über d ie  
Finanzierung der  Sozialversicherung, deren Gesetzgebungsverfahren weitgehend 
dernjenigen der Haushaltsgesetze nachgebildet ist. 

ln  allen acht Fi.ilien erfolgte der Zustirnmungsakt durch das ais Kongrel?. einberufene Parlament 
(Art. 89 Ill). 

Ill i VERÂNDERUNGEN DES VERFASSUNGS RECHTL!CHEN KONTEXTS 

22 Oie de.facto·Auflôsung der Gemeinschaft Frankreichs und seiner ehemaligen Kolonien . Die im 
Gesetz vorn 3. Juni 1 95 8  ais fünfte Grundbedingung für  eine neue Verfassung vorgeschriebe· 
ne  Neuordnung der Beziehungen Frankreichs zu den ihm assoziierten Volkern wurde in Tite! 
XIII der Verfassung von 1 95 8  aufgegriffen. Der Titel sah die Schaffung eines Zusarnrnen­
schlusses mit bundesstaatlichern Charakter vor (Ein Bundesstaat, in dem die Republik Frank· 
reich die antreibende Kraft sein sollte, in dem ihr die entscheidende Rolle zugedacht war, 
vergleichbar etwa derjenigen, die Preul?.en innerhalb des Deutschen Reiches von 1 87 1  

spielte.l. 

Die nach und nach erfolgende Losltlsung der einzelnen Staaten von der Gemeinschaft und die 
schrittweise Verwirklichung der Unabhilngigkeit aller Mitgliedstaaten i n  den Jahren 1 95 91· 

1 9 60 führte jedoch schlieBlich dazu, daB Frankreich ais einziger Mitgliedstaat der Gernein­
schaft übrigb!ieb. 

Die daraufhin notwendige Bereinigung des Verfassungstextes erolgte erst 1 9 96, indem d ie  
bisherigen Art. 7 7  b is  87 gestrichen wurden. D ie  Gerneinschaft besteht heute ais vertraglicher 
ZusammenschluB weiter, allerdings nicht rnehr auf der Grundlage einer gerneinsarnen Ver· 
fassung, sondern allein aufgrund der zwischen den ehemaligen Mitgliedstaaten geschlosse­
nen, internationalen Vertrage. 

23 Die Starkung des Prilsidenten durch den fait majoritaire. ln den Jahren nach 1 96 2  ergab s ich 
aus den Wahlergebnissen regelmal?.ig die Konvergenz von Prâsidial- und Parlamentsmehrheit, 
so  daB die vom Prasidenten ernannte Regierung sich stets der Unterstützung, wenn nicht 
sogar des Vertrauens der Parlamentsmehrheit sicher sein konnte. 

Die im Kern in der Verfassung angelegte Vormachtstellung des Staatsprasidenten kommt in 
einer solchen Situation ganz besonders zur Geltung; an die Stelle der von Verfassungs wegen 
vorgesehenen "Dyarchie" tritt i n  diesen Fi.ilien eine Art "republikanische Monarchie". 
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24 Oie Betonung der parlamentarischen Natur des Regierungssystems ln Zeiten der "cohabita· 
tian". lmmer dann, wenn sich in der Nationalversammlung nach Parlamentswahlen nur eine 
Mehrheit findet, deren politische Vorstellungen denen des Prasidenten der Republik wider· 
sprechen, und sich dieser entscheidet, trotzdem nicht zurückzutreten • die Verfassung liiBt 
dies zu ·, beginnt eine Phase der "cohabitation". Der Prêsident befindet sich dann in  der 
unangenehmen Situation, mit einer Regierung zusammenarbeiten zu müssen, die aus einer 
nicht seinen Vorstellungen entsprechenden Parlamentsmehrheit hervorgegangen ist. 

Damit in  solchen Zeiten das Zusammenspiel der Staatsorgane überhaupt funktionieren kann, 
ist es notwendig, daB der Pràsident einen Tei l  seiner Vorrechte abgibt. Faktisch kann er den 
Premierminister nur aus den Reihen der parlamentarischen Mehrheit auswàhlen und hat keine 
Moglichkeit, EinfluB zu nehmen auf die Bildung der Regierung, wie er dies sonst regelmaBig 
tut. Auch ist ihm in  vielen Bereichen die Mëglichkeit entzogen, selbst Initiative zu ergreifen 
und eigene ldeen einzubringen; er hat sich vielmehr auf seine Rolle ais über den Parteien 
stehende Schiedsinstanz rückzubesinnen. 

lm Gegenzug gewinnt der Premierminister in  dieser Situation an Macht· und EinfluBmoglich· 
keiten hinzu. lnsbesondere gewinnt er die Môglichkeit zurück, ais Haupt der Regierung die 
Staatspolitik zu definieren und zu leiten. Mit dieser Schwerpunktverlagerung in  Zeiten der 
•cohabitation" ist also die Rückkehr verbunden zu einer Situation, in der das Land von einer 
Regierung geführt wird, die gegenüber der Mehrheit in der Nationalversammlung verantwort· 
lich ist, d .h .  die Aückkehr zum Topos einer parlamentarîschen Demokratie so wie man sie in 
Lehrbüchern der Staatstheorie beschrieben findet. 

25 Oie Herausbildung einer echten Verfassungsma&igkeitskontrolle (ab 1971). 1 95 8  war dem 
Verfassungsrat lediglich die Aufgabe zugewiesen worden, über die Einhaltung der dem 
Gesetzgeber durch die Verfassung gezogenen Grenzen zu wachen (Art. 34).  

Erst am 1 6 .  Jul i  1 97 1  erklllrte der Verfassungsrat IEntscheidung 7 1 ·44 DC vom 1 6 . 0 1 .  1 97 1 ;  
liberté d'association) sich selbst für zustandig für die Überprüfung der Vereinbarkeit von 
Gesetzen mit der Pri\arnbel der Verfassung von 1 9 58 und, damit zugleich den Menschen­
rechtserklarungen, auf die in  ihr verwiesen wird. Diese Entscheidung steht am Anfang der 
Entwicklung des Verfassungsrates weg von einem eher am Rande des Verfassungssystems 
stehenden Hüter der Grenze zwischen Gesetz und Verordnung hin zu dem Bewahrer der 
ôffentlichen Freiheitsrechte (libertés publiques) schlechthin, der diese Rechte nun auch vor 
Eingriffen der gesetzgebenden Gewalt zu schützen hat. Mit dieser Entscheidung tat der 
Verfassungsrat zugleich den ersten Schritt in  Richtung auf eine Vereinheitlichung des gesam­
ten Rechtssvstems mit den Freiheits· und Grundrechtsgarantien ais pragendem Kern. 

Diese Entwicklung wurde 1 9 74 vom Verfassungsgeber anerkannt und fortgeschrieben, indem 
er - in vollem Bewul1tsein der Tragweite der Neudefinierung der Rolle des Verfassungsrates 
im staatlichen Machtgefüge • entschied, das Recht, den Verfassungsrat anzurufen, auf eine 
parlamentarische Minderheit auszudehnen (Ânderung des Art. 6 1 ) .  
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3. Abschnin: Die Kontrolle der VerfassungsmaBigkeit von Gesetzen und Vertra gen 

26 Die Existenz einer VerfassungsmaBigkeitskontrol!e bedeutet, dall der Verfassungsrat vom 
Parlament bereits verabschiedete Gesetze auf ihre Vereinbarkeit mit der Verfassung hin 
überprüfen kann. 

Die Eintohrung eines solchen Normenkontrollverfahrens bricht mit einer jahrzehntealten, 
republikanischen Tradition Frankreichs. Zwar gab es in der IV. Republik ein Verfassungs­
komitee (comité constitutionnel), dem aber ais rein politischem Organ nur eine Art Vermitt· 
lerrolle zukam. Der 1 95 8  neu gegründete Verfassungsrat hingegen ist ein unabhangiges 
Organ, dem eine reelle Normprüfungsbefugnis zusteht. 

Um Art, Umfang und Grenzen der vom Vetfassungsrat ausgeübten Kontrolle nachvollziehen 
zu kônnen, ist es unerlalllich, sich zunàchst vertraut zu machen mit der im franzôsischen 
Recht geltenden Normenhierarchie: Das franzôsische Rechtssystem besteht aus Gesetzen, 
Rechtsverordnungen (règlements [Hierunter fallen auch Satzungen des deutschen Rechts.]) 
und Verfügungen (arrêtés) . Alle dlese Normen slnd entsprechend ihres Geltungsranges 
hierarchisch geordnet. Die Hierarchie ist nach lolgendem Prinzlp organisiert: Jede einzelne 
Norm mull den ihr übergeordneten Normen entsprechen, mut> mindestens mit ihnen vereinbar 
sein. 

Ebene 1 :  
- >  An der  Spitze des franzôsischen Rechtssystems steht d ie  Verfassung: Sie ist  die 

ranghôchste Norm, ist mit hôchster rechtlicher Autoritat ausgestattet. 

Ebene 2 :  
::-;--vëlkerrechtliche Vertrage sind der Verfassung unmittelbar nachgeordnet. Art. 5 5  

weist ausdrücklich darauf hin, dall aile Vertrage und Abkommen - nach ordnungs­
gemaBer Ratifizierung oder Zustimmung durch den Prasidenten - ab dem Zeitpunkt 
ihrer Verôffentlichung, jedoch unter dem Vorbehalt der Gegenseitigkeit, Vorrang vor 
den Gesetzen haben (Monismus-lehre). Verordnungen der Europaischen Gemein· 
schaften, erlassen entweder von der Kommission oder vom Ministerrat der E . U  • •  

werden zwar grundsiltzlich ais dem internationalen Recht i:ugehôrig angesehen, 
dennoch kommt ihnen ab dem Zeitpunkt ihrer Verôffentfîchung Vorrang vor den 
nationalen Gesetzen zu. 

Ebene 3: 
=->Unterhalb von Verfassung und Vertrilgen kommen die Gesetze. Bei ihnen ist zu unter­

scheiden zwischen verfassungsausführenden (lois organiques) und gewôhnlichen 
Gesetzen (/ois ordinaires), wobei letztere den ersten untergeordnet sind. Die Gesetz­
mall.igkeitskontrolle wird von den Gerichten ausgeübt: Die Gesetzmalligkeit der 
Handlungen der Verwaltung wird von Verwaltungsgerichten Oberprüft; die ordentli­
chen Gerichte hingegen sanktionieren Gesetzesverstôl!.e, die von lndividuen oder 
Gruppierungen ausgehen. 

Ebene 4: 
:-;-Den Gesetzen nachgeordnet ist die Kategorie der Verordnungen (règlements), zu der 

aile abstrakt-generellen Normen gehôren, die von der Exekutiven (Regierungs- oder 
Verwaltungsbehôrden) erlassen werden. lnnerhalb dieser Kategorie gibt es noch 
einmal eine interne Hierarchie: im Ministerrat beschlosssene Dekrete, im  Conseil 
d 'Etat beschlossene Dekrete, einfache Dekrete, Verfügungen der  Minister, Verfügun· 
gen von staatlichen und kommunalen Verwaltungsbehôrden {der Pril!ekten, Bürger­
meister u . a.) . 
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Ebene 5 :  
-:-;:---Wollte man  versuchen, EinzelfallmaBnahmen de r  offentlichen Verwaltung in dieses 

Normengefüge einzuordnen, so müBte man sie wohl unterhalb der eben genannten, 
vier Kategorien, auf einer Ebene 5 also, ansiedeln. 

Dieses hierarchisch aufgebaute Normengefüge, welches nur in Teilen der "Stufenbautheorie" 
entspricht, wird in Frankreich ais objektives Regelwerk verstanden. Das franzosische Ver­
standnis vom Konzept des " Rechtsstaats" unterscheidet sich von dem in Deutschland 
gebrauchlichen Begriff der " Rechtsstaatlichkeit" namlich insofern, ais es die Vereinbarkeit der 
unteren Normen mit diesem objektiven Regelwerk in das Zentrum der Betrachtungen rückt, 
wâhrend in Deutschland der Schutz der subjektiv ôffentlichen Rechte im Vordergrund steht 
(vgl. Art. 1 9  IV GG) .  

Es obliegt den Richtern der  verschiedenen Gerichtsbarkeiten, d ie  Vereinbarkeit der  Norm­
ebenen untereinander zu überprüfen. Wahrend es Aufgabe der ordentlichen Gerichte ist, die 
Vereinbarkeit der Ebene 3 zu 2 zu kontrollieren, haben die Verwaltungsgerichte die Verein­
barkeit der Ebene 4 zu 3, 4 zu 2 und 4 zu 1 zu überprüfen, der Verfassungsrat hingegen die 
Vereinbarkeit der Ebenen 2 zu 1 und 3 zu 1 .  

1 1 DER VERFASSUNGSRAT 

A / DIE MITGLIEDER 

27 Wahl der Verfassungsrichter. Der Verfassungsrat besteht aus neun frei bestimmbaren 
Mitgliedern. Drei werden vom Prasidenten der Republik, drei vom Prasidenten der Nationalver­
sammlung und drei vom Prasidenten des Senats ernannt. Meist sind es Juristen: Rechts­
professoren, Anwalte, Mitglieder des Conseil d'Etat usw. lhre Amtszeit betragt neun Jahre, 
eine Wiederwahl ist nicht mtiglich. Alle drei Jahre ernennt jeder der drei zur Nominierung 
befugten Prasidenten ein neues Mitglied. Die nachste Teilneubesetzung steht 2001 an. 

Die ehemaligen Prasidenten der Republik gehoren dem Verfassungsrat von Rechts wegen auf 
Lebenszeit an. Allerdings dürfen sie dann nicht an dessen Sitzungen teilnehmen, wenn sie ein 
parlamentarisches Mandat innehaben. Das Verbot gilt für die gesamte Dauer ihres Mandats. 
Bis heute jedoch war René Coty der einzige der ehemaligen Prasidenten, der regelmaBig den 
Sitzungen des Verfassungsrates beiwohnte. Weder Charles de Gaulle, noch Valéry Giscard 
d' Estaing noch François Mitterand haben dieses Recht je wahrgenommen. Allerdings hat sich 
Giscard d' Estaing immer vorbehalten, eines Tages doch noch einmal darauf zurückzukommen. 

Der Prasident des Verfassungsrates wird vom Prasidenten der Republik aus den Reihen der 
nominierten und der Mitglieder von Rechts wegen ausgewahlt und ernannt. 

28 Der Status der Verfassungsrichter. Bei ihrem Amtsantritt müssen die Mitglieder des Ver­
fassungsrates einen Eid leisten und sich verpflichten, das Beratungs- und Abstimmungs­
geheimnis zu wahren und ab sofort auf jede ôffentliche Stellungnahme zu verzichten. 

Die Mitglieder des Verfassungsrates haben sich, was die Ausübung nebenberuflicher Tatigkei­
ten angeht, keinen wesentlichen Einschrankungen zu unterwerfen. Zwar dürfen sie keine 
leitende Stellung in einer politischen Partei übernehmen, sie haben aber weiterhin das Recht, 
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einer privatwirtschaftlichen Tiitigkeit nachzugehen oder eine Anstellung im Ôffentlichen Dienst 
beizubehalten. 

Zwar dürfen sie neben ihrem Amt ais Mitglied des Verfassungsrates nicht M inister, Parlamen· 
tarier, Abgeordneter des Europaischen Parlamentes oder Mitglied des Wirtschafts· und 
Sozialrates sein, aber nichts verbietet ihnen, auf lokaler Ebene ein Wahlmandat auszuüben. 

29 Die gegenwartige Besetzung des Verfassungsrates sieht wie folgt aus: 

Die drei vom Staatsprilsidenten ernannten Mitglieder sind: 

Georges Abadie 1 1 992);  Roland D
.
umas ( 1 995) ,  Prasident; Pierre Mazeaud ( 1 998) .  

Die dre i  vom Prâsidenten der  Nationalversammlung ernannten Mitglieder sind: 

Noelle Lenoir ( 1 992}; Michel Ameller ( 1 995);  Jean-Claude Colliard ( 1 998).  

Die drei vom Prâsidenten des Senats ernannten Mitglieder sind: 

Yves Guéna ( 1 997);  Alain Lancelot ( 1 998);  Simone Veil ( 1 998l .  

8 I AUFGABEN UND STELLUNG IM VERFASSUNGSGEFÜGE 

30 Überblick über die Zustandigkeiten. Die Rolle des Verfassungsrates beschrankt sich nicht auf 
die Prüfung der Verfassungsmâl?.igkeit von Gesetzen. Er nimmt darüber hinaus beratende 
Funktionen wahr und ist auch zustilndig für die Überwachung des ordnungsgemâl?.en Ablaufs 
der Wahlen : 

· >  beratende Funktionen: Sobald der Staatsprasident i n  Erwagung zieht, auf Art. 1 6  
zurückzugreifen (siehe auch Kap. 2), hat er den Verfassungsrat zunilchst dazu und 
spater zu jeder neuen Entscheidung über Einzelma11nahmen im Rahmen des Aus­
nahmezustandes zu hôren. Aul1erdem hat der Verfassungsrat auf Antrag der Regie­
rung darüber zu befinden, wann eine vorlaufige oder endgOltige Verhinderung des 
Staatsprâsidenten nach Art .  7 vorliegt . 

. > Wahlprüfungsverfahren: An!ill11ich der Prasidentschaftswahlen hat der Verfassungsrat 
die offizielle Liste der Kandidaten zu erstellen, über die Ordnungsm�Bigkeit des 
Wahlablaufs zu wachen, die Ergebnisse festzusetzen und zu verkünden und über 
Beschwerden zu entscheiden. 
ln bezug auf die Parlamentswahlen hat der Verfassungsrat über Beschwerden, über 
das passive Wahlrecht IWilhlbarkeit) der Kandidaten und über lnkompatibilitaten zu 
entscheiden. Er  ist auch vor Abhaltung eines Volksentscheids zu hôren. lm AnschluB 
an einen solchen gibt er  die Ergebnisse bekannt und entscheidet über etwaige Ein­
sprOche. 

Eine weitere Aufgabe des Verfassungsrates ist es, die Beachtung der in der Verfassung 
definierten Zustandigkeitsbereiche durch Regierung und Parlamentes zu kontrollieren (Art. 3 4  

u n d  3 7 } .  Zunachst 1 1 95 8  bis 1 97 1 )  lag hier d e r  Schwerpunkt seiner Tiltigkeit. Seit der 
bahnbrechenden Entscheidung des Verfassungsrates vom 16. Jul i  1 9  7 1  (Vereinigungsfreiheit) 
hat sich dies jedoch grundlegend geandert: Die Kompetenzkontrolle spielt seitdem nur noch 
eine untergeordnete Rolle. lm Laufe des Gesetzgebungsverfahrens kann die Regierung einem 
Gesetzesentwurf oder einem Ânderungsantrag parlamentarischen U rsprungs den Einwand der 
Unzulassigkeit entgegenhalten, wenn sie der Meinung ist, der Vorschlagstext behandele einen 
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Gegenstand, zu dessen Regelung der Gesetzgeber nicht befugt sei.  Schliel!.t sich die betroffe· 
ne Parlamentskammer nicht der Meinung der Regierung an, sa kônnen die Regierung oder der 
Pràsident der betroffenen Kammer den Verfassungsrat anrufen (Art. 41 Il ) ,  der dann über die 
Streitfrage entscheidet. Auf Antrag der Regierung überprüft der Verfassungsrat aul!.erdem, ob 
eine in Gesetzestorm ergangene, post-konstitutionnelle Regelung ihrem (materiellen) l n halte 
nach nicht doch Verordnungscharakter hat und deswegen statt durch Gesetz durch Dekret 
geilndert oder aufgehoben werden kann (Art. 37 Il 21. 

I l  1 DI E  KONTROLLE DER VERFASSUNGSMÂl:\IGKEIT 

A / DER PRAVENTIVE CHARAKTER DER KONTROLLE 

31  Der  Prüfungsgegenstand. Die  Kontrollbefugnis des  Verfassungsrates erstreckt s ich  auf 
Gesetze, auf die Geschilftsordnungen der beiden Parlamentskammern und auf die inter­
nationalen Vertrage, die einer Genehmigung durch das Paclament bedürfen. Einzelheiten sind 
in den Artikeln 54 und 6 1  geregelt: 

Art. 54: 

Art. 6 1 :  

(Verfassungsgesetz Nr. 92-554 vom 25. Juni 1992, Art. 2J Wenn der 
vom Prasidenten der Republik, vam Premierminister, vom Prllsidenten 
einer der beiden Kammern oder von sechzig Abgeordneten oder sechzig 
Senatoren angerufene Verfassungsrat erklart hat, daB eine internationale 
Verpflichtung eine der Verfassung entgegenstehende Klausel enthàlt, dari 
die Ermachtigung zu deren Ratifizierung oder Zustimmung erst nach 
V erfassungsanderung ergehen. 

( 1 l  Die verfassungsausführenden Gesetze mOssen vor ihrer VerkOndung, die 
G eschattsordnungen der parlamentarischen Kammern var ihrem l nkraft­
treten dem Verfassungsrat vorgelegt werden, der über ihre Vereinbarkeit 
mit der Verfassung befindet. 

(2) ( Verfassungsgesetz Nr. 74-904 vom 29. Oktober 19741 Zu demselben 
Zweck kônnen Gesetze var îhrer Verkündung vom Prasidenten der Repu­
bl ik ,  vom Premierminister, vom Prilsidenten der Nationalversammlung, 
v o m  Prilsidenten des Senats oder von sechzig Abgeordneten oder sechzlg 
Senatoren dem Verfassungsrat zugeleitet werden. 

(3) 1 in  den i n  den belden vorherigen Absiltzen vorgesehenen Fàllen hat der 
Verfassungsrat innerhalb Monatsfrist zu entscheiden. 2Auf Verlangen der 
Regierung wird jedoch bei Dringlichkeit diese Frist auf acht Tage verkürzt. 

(4) l n  denselben Fallen hemmt die Anrufung des Verfassungsrates die Ver­
kündungsfrist. 

32 Das Verfahren der praventiven Kontrolle. Zu diesen Vorschriften seien folgende Hinweise 
gegeben: 

1. Verfassungsausführende Gesetze und die GeschMtsordnungen beider Kammern des 
Parlamentes unterliegen einer verbindlich vorgeschriebenen, umfassenden Kontrolle. Die 
Überprüfung der anderen Normen auf ihre Verfassungsmàlligkeit hin ist fakultativ, d .h .  sie 
wird nur  durchgeführt, wenn der Verfassungsrat angerufen wlrd. 
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2. Handelt es sich um einen Fall der fakultativen Prüfungsbefugnis, sa ist der Verfassungsrat 
nach Annahme des fraglichen Gesetzes durch das Parlament, jedoch var seiner Verkündung 
(bei Vertragen var ihrer Ratifizierung durch den Prasidenten) anzurufen. Es handelt sich also 
um eine rein praventive Kontrolle. Bereits verkündete Gesetze oder schon vom Priisidenten 
ratifizierte Vertrage ktinnen daher nicht mehr zum Gegenstand eines Verfahrens var dem 
Verfassungsrat gemacht werden. 

3. Ursprünglich hatten nur der Staatsprasident, der Premierminister und die Prasidenten der 
Nationalversammlung und des Senats das Recht, den Verfassungsrat anzurufen. Seit der Ver­
fassungsanderung von 1 974 steht die Anrufungsbefugnis auch 60 Abgeordneten oder 60 
Senatoren zu ,  d.h.  auch s ie  ktinnen seitdem dafür sorgen, daB der  Verfassungsrat einzelne 
Gesetze auf ihre VerfassungsmaBigkeit hin überprüft (Art. 61 ). Schon kurz nach der Reform, 
die den Weg var den Verfassungsrat auch für die wichtigsten Gruppierungen der Opposition 
frei machte, konnte ein deutlicher Anstieg der Zahl der Verfahren var dem Verfassungsrat 
beobachtet werden. Kurz erinnert sei in diesem Zusammenhang daran, daB die Verfassungs­
reform vom 2 5 . 6 . 1 992 die Erweiterung des Kreises der Anrufungsbefugten auch für die 
Überprüfung internationaler Vertrage eingeführt hat (Art. 54 n.F . ) .  

8 I DIE ENTSCHEIDUNG UND DER PRÜFUNGSMA�STAB 

33 Frist, lnhalt und Bindungswirkung der Entscheidungen. Der Verfassungsrat hat grundsatzlich 
einen Manat Zeit für seine Entscheidung. Diese Frist kann, sobald die Regierung einen 
Dringlichkeitsantrag stellt, auf acht Tage herabgesetzt werden. 

Sebald ein Gesetz für verfassungskonform erklart worden ist - was in zwei von drei Fiillen 
geschieht -, kann es sofort verkündet werden und tritt umgehend in Kraft. lm umgekehrten 
Fall ergeht eine Unvereinbarkeitsentscheidung, welche die Verkündung des Gesetzes verhin­
dert. 

Es kommt var, daB nur eine einzige Formulierung eines Gesetzes für verfassungswidrig erklart 
wird. Das Gesetz ais seiches kann dann ohne den durch den Verfassungsrat verworfenen Teil 
verkündet werden, allerdings nur unter der Bedingung, daB die Herauslôsung des verfassungs­
widrigen Teils aus dem Gesamttext weder dessen Wesensgehalt antastet, noch seine innere 
Stimmigkeit aufhebt. 

Die Entscheidungen des Verfassungsrates, gegen die es keine Rechtsbehelfe gibt, binden die 
tiffentlichen Gewalten sowie aile Verwaltungsbehtirden und Gerichte (Art. 62) .  

34 Der bloc de constitutionnalité. Bei  Durchführung der  Normenkontrolle zieht der  Verfassungsrat 
den Text der gesamten Verfassung - auch ihre Praambel - sowie einige grundlegende, mit 
Verfassungsrang ausgestattete Prinzipien ais PrüfungsmaBstab heran. Schon im Jahr 1 9 7 1  
hat e r  sich selbst ausdrücklich das Recht zuerkannt, auch die Bestimmungen der Praambel mit 
in die Prüfung einzubeziehen und hat dadurch den Grundstein für eine beachtliche Ausweitung 
seiner eigenen Prüfungs- und Verwerfungskompetenz gelegt. Anfangs nur gedacht ais Organ, 
welches das Zusammenspiel der staatlichen lnstitutionen ordnen soli, hat der Verfassungsrat, 
indem er sich selbst zum Bewahrer und Beschützer der Rechte und Freiheiten des Einzelnen 
erklart hat, ein neues Selbstverstandnis entwickelt und seiner Aufgabe eine neue Dimension 
verliehen. 

Seit den allerersten Entscheidungen schon überprüft der Verfassungsrat die Gesetze auch auf 
ihre Vereinbarkeit mit verfassungsausführenden Gesetzen hin. Gegen eine Aufnahme inter­
nationaler Vertrage, u.a.  auch der EMRK, in dem "bloc de constitutionnalité" ,  an dessen ln hait 
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sich Gesetze und Vertrage messen lassen müssen, hat sich der Verfassungsrat hingegen bis 
heute gewehrt. Der Ausdruck •bloc de constitutionnalité" wird von der Lehre ais Oberbegriff 
für aile ais PrüfungsmaBstab herangezogenen Normen verwandt, unabhtlngig von ihrer 
formellen Zugehorigkeit zur Verfassung. 

I l l  J WEITERE BEFUGNISSE DES VERFASSUNGSRATES 

35 Die Überprüfung nationaler Wahlen: 

1 .  Die Parlamentswahlen: 

Art. 59: Der Verfassungsrat entscheidet im Falle der Anfechtung über die OrdnungsmaBig­
keit der Wahl der Abgeordneten und Senatoren. 

2. Die Wahl des Prâsidenten: 

Art. 58:  ( 1 )  Der Verfassungsrat wacht über d ie  OrdnungsmaBigkeit der Wahl des Prasi­
denten der Republik. 

(21 Er prüft die Beschwerden und gibt das Wahlergebnis bekannt. 

Anzumerken ist, daB die Befugnisse des Verfassungsrates hier weiter reichen, ais bel den 
Parlamentswahlen: Er tritt nicht nur ais Richter auf, sondern - vor, wahrend und nach der 
Abstimmung -auch ais Berater. 

36 Die Überwachung des Gesetzgebers: 

1 .  Der Kontrolle der Einhaltung der Grenze zwischen Art. 34 und Art. 37 dienen die Artikel 4 1  
u n d  3 7  I l :  

Art. 4 1 :  ( 1 )  Wenn sîch i m  laufe des Gesetzgebungsverfahrens herausstellt, d a B  ein 
Gesetzesvorschlag oder ein Ânderungsantrag nicht Gegenstand der Gesetz­
gebung ist oder einer gemaB Artikel 38 gewahrten Ermachtigung zuwiderlauft, 
kann ihm die Regierung die Unzu!assigkeit entgegenhalten. 

(2) lm Falle einer Meinungsverschiedenheit zwischen der Regierung und dem 
Prasidenten der betroffenen K ammer entscheidet der Verfassungsrat innerhalb 
von acht Tagen auf Verlangen eîner der beiden. 

Art. 37 11: ' D ie Texte in Gesetzesform, die auf diesen Gebieten ergangen sind, kônnen nach 
Stellungnahme des Consej/ d'Eta t durch Dekrete geandert werden. 2Diejenigen 
dieser Texte, die nach lnkrafttreten dieser Verfassung ergehen sollten, dürfen nur 
dann durch Dekret geandert werden, wenn der Verfassungsrat erklart hat, daB sie 
gemaB dem vorherigen A bsatz Verordnungscharakter haben . 

2. Der Verfassungsrat wacht über die OrdnungsmMigkeit des Verfahrens bei einem Volksent· 
scheid und gibt die Ergebnisse bekannt (Art. 60) . 

37 SchluBbemerkung zu Kapitel 1 :  Obwohl in den ersten Jahren nach 1 958 immer wieder der 
Vorwurf laut wurde,  die Verfassung der V .  Republik sei  allein auf die Person des Prasidenten 
de Gaulle zugeschnitten, wird der Verfassungstext heute allgemein ais flexible, jedoch 
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gleichzeitig auch für Stabilitat bürgende Grundlage der franzësischen Rechtsordnung aner­
kannt. lhre Leistungstahigkeit hat die Verfassung unter den verschiedenartigsten Prasident­
schaften 

Charles de Gaulle ( 1 9 58-1 969) 
Georges Pompidou ( 1 969- 1 974) 
Valéry Giscard d' Estaing ( 1 974- 1 9 8 1 )  
François Mitterand ( 1 98 1 - 1 995) ,  
Jacques Chirac ( 1 995-) 

sowie var allem in Zeiten der "cohabitation" in den Jahren 1 986-88, 1 99 3 - 1 995 und seit 
1 99 7  bewiesen. Standige Regierungswechsel und haufige Ânderungen und Neufassungen der 
Verfassung, die wahrend der I l l .  und der IV. Republik an der Tagesordnung waren, gehëren 
nun der Vergangenheit an. 
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2 .  Kapitel: Der Prasident der Republik 

1 .  Abschnitt: Wahl und verfassungsrechtliche Ste!lung des 
Prasidenten 

2. Abschnitt: Befugnisse des Prasidenten 

38 Oie herausragende Rolle des Staatsprasidenten der V. Republlk. Der Staatsprasident • ais 
über den Parteien und den Staatsorganen stehende, ausgleichende und neutrale lntegrations· 
figur ("clé de voûte des institutions" [Schlüsselstein des Verfassungsgebiludes]; Formulierung 
aus einer Rede Michel Debrés vor dem Conseil d'Etat im Jahr 1 95 8) oder ais aktiv in  das 
politische Geschehen eingreifende und mitgestaltende Kraft? • Jedenfa!ls zeigt die Tatsache, 
daB die Verfassung von 1 958 Stellung und Befugnisse des Prllsidenten gleich in Tite! I l  • in 
unmittelbarem AnschiuB an die Bestimmungen über die Voikssouver l\nitat - regelt, daB dem 
Prasidenten im Verfassungssystem der V.  Republik eine zentrale Rolle zugedacht ist. 

1. Abschnitt: Wahl und verfassungsrechtliche Ste!lung des Prasidenten 

1 ! DIE WAHL DES PAASIDENTEN 

Ein republikanischer Staatschef sollte ais Vertreter des gesamten Volkes mëglichst auch von 
diesem gewahlt werden, sei es direkt oder indirekt (durch Wahimànner). Die V.  Republik hat 
nacheinander beide Wahlsysteme gekannt. 

Die Wahl des Prasidenten ist in  den Artikeln 7 und 8 geregelt. 

A / DAS WAHLSYSTEM 

39 Von der mittelbaren zur Direktwahl. 1 95 8  schrieb die Verfassung vor, daB die Prâsident· 
schaftswahl im Wege allgemeiner. indirekter Wahlen stattwfinden habe. Der WahlausschuB, 
der den Pràsidenten zu bestimmen hatte, sollte aus rund 80.000 Wahlmannern (anlâBlich der 
Wahl vom 2 1 .  1 2 . 1 95 8  genau 8 1 .  764) bestehen: aus Abgeordneten, Senatoren, Vertretern 
der Departements (conseillers généraux), aus den Gemeinderaten entsandten Vertretern und 
Mitgliedern der Parlamente der überseeischen Gebiete. Nur ein Mal, bei der ersten Prasident· 
schaftswahl der V.  Republik am 2 1 . 1 2 . 1 958, fand dieser Wahl modus Anwendung. De Gaulle 
erhielt damais 6 2.394, d.h. mehr ais 78%, der 79.470 abgegebenen Stimmen. 

Die Verfassungsânderung von 1 962 hat die mittelbare Wahl durch die Direktwahl ersetzt. Der 
franzôsische Staatsprasident k ann sich seither auf eine Legitimierung unmittelbar durch das 
Volk berufen. Er wird in allgemeinen, direkten Wahlen von allen volljahrigen franzësischen 
Staatsbürgern bestimmt {Mit dem Gesetz vom 5 . 7 . 1 974 ist das Wahlalter auf 1 8  Jahre 
herabgesetzt worden.). 

Die Direktwahl verleiht dem Prasidenten besondere Legitimitat und Autoritat, die es verbieten, 
ihn rein mit reprâsentativen oder nachgeordneten Aufgaben zu betrauen. 
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8 I DER ZEITPUNKT DER WAHL (ART. 7 I l ,  I l l  UND IV) 

Zwei unterschiedliche Situationen sind denkbar: 

-> Die Amtszeit des amtierenden Prasidenten nahert sich ihrem Ende. Die Wahl des 
Nachfolgers hat in diesem Fall spêtestens 20 und frühestens 35 Tage vor dem 
Ablauf der Amtsdauer des Amtsinhabers zu erfolgen. 

-> Der amtierende Prasident kann schon var Ablauf seiner Amtszeit aus einem der 
folgenden Gründe seinen Aufgaben ais Staatschef nicht mehr nachkommen: Tod, 
Niederlegung des Amtes, vom Verfassungsrat festgestellte, endgültige Verhinde· 
rung. Die Wahl eines neuen Prâsidenten ist in diesem Fall frOhestens 20 und 
spMestens 35 Tage nach Eintritt der Vakanz oder nach Feststellung der endgOlti· 
gen Verhinderung des Amtsinhabers durchzuführen. Für den Fall der Vakanz ist 
vorgesehen, daJ?. der Prasident des Senats vertretungsweise die Aufgaben des 
Staatsprasidenten wahrnehmen sol i .  

Das Datum der Wahl wird von der Regierung bestimmt. Die Wahl f indet regelmM?.ig an einem 
Sonntag statt. 

C / WAHLSARKEITSVORAUSSETZUNCiEN 

40 Die Kandidatur. Um bei den Prasidentschaftsw ahlen antreten zu dürfen, mur.. man franzôsi· 
scher Nationalitat, mindestens 23 Jahre ait und im Besitze aller bürgerlichen und politischen 
Rechte sein. 

Die Kandidaten müssen sîch auf die Unterstützung von mindestens 500 Vo!ksvertretern 
(Parlamentariern oder Mitgliedem der Ràte der Gebietskôrperschaften) berufen kônnen, die 
aus mindestens 30 verschiedenen Departements kommen müssen. AuBerdem dürfen nicht 
mehr ais 1 0 % derjenigen, die gemeinsam einen Wahlvorschlag einreichen, aus ein und 
demselben Departement stammen und jeder Wahlberechtigte darf nur einen Kandidaten 
unterstützen. Eine Liste derjenigen, die einem Kandidaten ihre Unterstützung zukommen 
lassen, wird im Journal officiel veraffentlicht. Diese Vorschriften sollen verhindern, da!!. eine 
unübersehbare Flut von Kandidaturen eingeht, unter denen dann zwangslaufig unseriè:\se oder 
auch solche sein werden, deren einziges Ziel es ist, sich unter geringem finanziel len Aufwand 
leichten Zugang zu den Medien zu verschaffen. 

Seit 1 988 müssen die Kandidaten eine Kaution von 1 0.000 FF die zurückerstattet wird, 
wenn der  Kandidat mehr ais 5 % der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen kann - beim 
Verfassungsrat hinterlegen und ihm gegenüber eine Erklàrung über ihre Vermè:\genslage 
abgeben. Zusammen mit den Wahlergebnissen im Journal officiel verôffentlicht wird dann 
allerdings nur  die Erklàrung des auch tatsêchlich gewêhlten Kandidaten. Eine zweite Erkl1lrung 
dieser Art hat der Prêsident erneut am Ende seiner Amtszeit abzugeben. 

Der Verfassungsrat überprüft die Ordnungsmàl!.igkeit der eingereichten Kandidaturen und 
stellt die Liste der Kandidaten zusammen. Diese Liste muB mindestens 15 Tage var dem 
ersten Wahlgang im Journal officiel verôffentlicht werden. 
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D / DER OFFIZIELLE WAHLKAMPF 

41 Ein genau reglementierter Wahlkampf. Der für den offiziellen Wahlkampf vorgesehene 
Zeitraum ist nur sehr kurz - 1 5  Tage für den ersten Wahlgang, 8 Tage für den zweiten -, und 
er endet bereits um Mitternacht am Freitag vor dem jeweil igen Wahlgang. 

Eine nationale Kontrollkommission, die sich aus Mitgliedern des Conseil d'Etat, des Kassa­
tionshofes und des Rechnungshofes zusammensetzt, wacht über den vorschriftsmaBigen 
Ablauf der Wahlen, insbesondere achtet sie darauf, daB die Gleichbehandlung aller Kandidaten 
gewahrleistet ist. Der Rat für das Rundfunk- und Fernsehwesen ( Conseil supérieur de /'audio­

visuel) prüft noch einmal zusatzlich, ob allen Kandidaten in gleicher Weise Zugang zu den 
audiovisuellen Medien gewahrt worden ist. 

Die Wahlkampfkostenerstattung ist genauestens geregelt. Jeder Kandidat des ersten Wahl­
gangs kann die Erstattung eines Hôchstbetrages (bei einem Ergebnis von unter 5% der 
abgegebenen Stimmen vermindert auf einen weit geringeren Sockelbetrag) beantragen. 
Wahlkampfkonten der Kandidaten, die AufschluB geben sollen über die tatsachlich von ihnen 
getatigten Ausgaben, werden an den Verfassungsrat weitergereicht und im Journal officiel 

verôffentlicht. 

E I DIE WAHL 

42 Eine Wahl in zwei Wahlgangen. Um bereits im ersten Wahlgang gewahlt zu werden, muB ein 
Kandidat die absolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen erreichen. Erhalt keiner der 
Kandidaten die notwendige Stimmenanzahl. so findet am zweiten, darauffolgenden Sonntag 
ein zweiter Wahlgang statt. Nur die zwei Kandidaten, welche nach einem eventuellen Rück­
tritt besser plazierter Anwarter die beiden besten Ergebnisse vorweisen kônnen, werden zu 
diesem zweiten Wahlgang zugelassen. 

Die Stimmzettel werden zunachst in jedem Wahlbüro ausgezahlt, dann in der Hauptstadt des 
jeweiligen Departements zusammengefaBt und abschlieBend noch einmal bei der endgültigen, 
unter Aufsicht des Verfassungsrates in Paris stattfindenden Auszahlung berücksichtigt. 
Aufgabe des Verfassungsrates ist es, bis spatestens zehn Tage nach der Wahl die endgültigen 
Wahlergebnisse zu verkünden. lhm obliegt es auch, sich innerhalb desselben Zeitraums zu 
allen vorgebrachten Einwendungen und Beschwerden zu auBern, die bis spatestens 48 
Stunden nach SchlieBung der Wahllokale eingereicht worden sein müssen. 

F / DIE ERGEBNISSE DER PRASIDENTSCHAFTSWAHLEN DER V.  REPUBLIK 

43 Die Prasidenten der V. Republik. Wahl vom 2 1 .  Dezember 1 95 8  (indirekte Wahl) : General de 
Gaulle wird im ersten Wahlgang mit 78 % der Stimmen zum Prasidenten gewahlt. 

Wahl vom 5. und 1 9. Dezember 1 96 5 :  General de Gaulle wird im zweiten Wahlgang mit 55 ,2  
% der Stimmen gegen 44,8 % für F .  Mitterrand wiedergewahlt. 

Wahl vom 1 .  und 1 5 .  Juni 1 969: Nach dem ais Reaktion auf das Ergebnis des Volksent· 
scheids vom 27. April 1 969 erfolgten Rücktritt de Gaulles wird G. Pompidou im zweiten 
Wahlgang mit 58 ,2  % der Stimmen gegen 4 1 , 8  % für A. Poher gewahlt. 

Wahl vom 5. und 1 9. Mai 1 974: Nach dem Tod von G. Pompidou siegt V. Giscard d' Estaing 
im zweiten Wahlgang mit 50, 8 % der Stimmen über F. Mitterrand. 
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Wahl vom 26 .  April und 1 0. Mai 1 98 1 :  F. Mitterrand gewinnt mit 5 1 ,8 % der Stimmen i m  
zweiten Wahlgang gegen V. Giscard d'Estaing. 

Wahl vom 24. April und 8. Mai 1 988; F, Mitterrand wird im zweiten Wahlgang mit 54 % der 
Stimmen gegen 46 % für J .  Chirac wiedergewàhlt. 

Wahl vom 2 3 .  April und 7. Mai 1 995;  J. Chirac wird im zweiten Wahlgang mit 52,7 % der 
Stimrnen gegen 4 7 ,3 % lür L. Jospin gewahlt. 

I l  1 DAS MANDAT DES PRÀSIDENTEN 

44 Das septennat. Traditionellerweise, d .h .  schon seit den Anfangen der I l l .  Republik, bleibt der 
Prasident sieben J ahre im Amt. Art. 6 1 übernimmt diese Amtsdauer auch für die V. Republik. 
Der Prasident ist au!1erdem ahne jegliche Einschrànkung wiederwahlbar. 

Der Prasident hat sich mit ail seinen Kràften seiner Aufgabe zu widmen und darf keinerlei 
anderes, ilffentliches oder privates Amt übernehmen. 

A / REFORMANSATZE BETREFFEND OIE LANGE AMTSOAUER DES PRÂSIDENTEN 

45 Einführung des quinquennat. Die mit Gesetz vom 20. November 1 873 eingeführte, siebenjah­
rige A mtsdauer {sep tennat) hat den Vorteil, eine gewisse Kontinuitiit der Staatsführung im 
Bereich der lnnen-und Aut:\enpolitik zu garantieren. Die relativ lange Amtszeit bereitete keine 
Probleme, solange die Rolle des Prasidenten sich in reprasentativen und staatsnotariellen 
Aufgaben erschôpfte, wie dies in der I l l .  und IV. Republik der Fall war (Die " feierfiche Ein­

setzung der Chrysanthemen", wie de Gaulle einmal spôttisch formulierte. ) . ln  der V.  Republik 
jedoch, d eren Verfassung dem Prasidenten beachtliche Befugnisse übertragt, scheint es 
bedenklich, diese Aufgaben jemandem zu überlassen, den Krankheit oder Alter dazu zwingen, 
seine A ktivitaten einzuschranken. Der Versuch, Stabilitat zu schaffen, darf nicht in vôlliger 
Erstarrung enden. 

1 973 legte G. Pompidou einen Entwurf zur Verfassungsanderung vor, der eine Verkürzung 
des Pràsidentenmandates auf fünf Jahre vorsah. Doch schon frOh zog Pompidou den Vor­
schlag wieder zurùck: Es kam nie zu eîner zweiten lesung des Entwurfs im Parlament. Auch 
Prasident Mitterrand hat sich mehrmals positiv zu einer VerkOrzung des Mandates geaueert 
und sogar konkrete Vorschlllge in dieser Richtung gemacht: Zunachst in  seinem Wahlpro­
gramm von 1 98 1 ,  erneut in seinem "Brief an aile Franzosen" aus dem Jahr 1 988.  Die 
beratende Verfassungsreformkommission (Kommission Vedel) dagegen hat sich - nach 
Abwagung aller Vor· und Nachteile einer Amtszeitverkürzung • in ihrem Bericht an den 
Prasidenten vom 1 5 .  Februar 1 993 für die Beibehaltung des Status quo ausgesprochen .  Auch 
J .  Chirac hat den Status quo bisher nicht in Frage gestellt. 

8 1 UNTERBRECHUNGEN DER AusûBUNG DES MANDATS 

Die politische und militârische Bedeutung der Aufgaben des Staatsprasidenten (Der Pràsident 
ist der einzige, der erm!lchtigt ist, im Verteidigungsfall über den Einsatz der atomaren Streit­
krâfte zu entscheiden [Dekret vom 1 4 .  Januar 1 964J . )  verbieten es, an der Spitze des Staates 
auch nur für kurze Zelt ein Vakuum entstehen zu lassen. 
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46 Endgültige Unterbrechungen: Die lnterimsregelung. lm Falle der Vakanz oder wenn der 
Verfassungsrat die Verhinderung eines A mtsinhabers lür endgültig erklart hat, beginnt eine 
Übergangszeit (l'intérim), die 35 Tage nicht überschreiten dari. Die Belugnisse des Prasiden­
ten werden in diesem Zeitraum entweder vom Prasidenten des Senats oder, sollte dieser 
ebenlalls verhindert sein, von der Regierung ais Kol legialorgan wahrgenommen. 

Dem lnterimsprasidenten, der lür den reibungslosen Ablaul der Staatsgeschalte zu sorgen 
hat, stehen im Prinzip aile Belugnisse des Staatsprasidenten zu, ausgenommen diejenigen der 
Art. 1 1  und 1 2 : Einerseits dari er nicht die Abhaltung eines Volksentscheids veranlassen, 
andererseits nicht die Aullosung der Nationalversammlung verfügen. lm wesentlichen be­
schrankt sich die Aulgabe des lnterimsprasidenten aul die Leitung der laulenden Regierungs­
geschafte und die Überwachung des ordnungsgemaBen Ablauls der Neuwahlen. 

Wahrend der V. Republik hat der Prasident des Senats, Alain Poher, zweimal die 
Funktion des lnterimsprasidenten übernehmen müssen: Einmal 1 969 nach dem 
Rücktritt de Gaulles, ein zweites Mal 1 974 nach dem Tod Pompidous. 

47 Zeitlich begrenzte Unterbrechungen: Die Stellvertretung. lm Fall einer vorübergehenden 
Verhinderung des Prasidenten, wenn er z .B .  wegen einer Auslandsreise oder aus Krankheits­
gründen, die nicht zur Feststellung einer endgültigen Verhinderung seitens des Verfassungs­
rates ausreichen, nicht tahig ist, seinen Amtspllichten nachzukommen, kann der Premiermini­
ster durch ausdrückliche Ermachtigung dazu abgeordnet werden, den Prasidenten wêhrend 
seiner Abwesenheit zu vertreten und an seiner Stelle den Vorsitz des Ministerrates zu über­
nehmen. 

Weitergehende politische MaBnahmen sind dem lnterimsprêsidenten oder Stellvertreter 
verboten: Weder die Artt. 49 und 50 (Vertrauensfrage, MiBtrauensantrag) noch Art. 89 
(Verfassungsanderung) dürlen wêhrend einer solchen Übergangszeit angewandt werden (vgl. 
Art. 7 XI). 

2. Abschnitt: Belugnisse des Prasidenten 

48 Pouvoirs propres und pouvoirs partagés. ln fast allen parlamentarischen Demokratien ist die 
Exekutive aulgeteilt zwischen 

-> einem Staatschel, der reprasentative Funktionen wahrnimmt und nur gelegentlich 
in den Laul der Staats- und Regierungsgeschafte eingreilt und 

-> einem Regierungschel, der die alltaglichen Regierungsgeschafte zu leiten hat und 
der dem Parlament gegenüber verantwortlich ist. 

Da der Staatschel dem Parlament gegenüber nicht verantwortlich ist, müssen normalerweise 
ail seine politischen Amtshandlungen vom Regierungschel oder einem der Minister, welche 
damit die politische Verantwortung lür die entsprechende Entscheidung übernehmen, gegen­
gezeichnet werden: Die Gegenzeichnungspflicht wird üblicherweise ais Gegenstück der 
lehlenden parlamentarischen Verantwortlichkeit des Prasidenten und des Fehlens wesentlicher 
prasidialer Entscheidungsbelugnisse angesehen. 

Die Verfassung von 1 958 entspricht diesen klassischen Vorstellungen jedoch nicht, denn sie 
übertragt dem Prasidenten der Republik reelle eigene Belugnisse (pouvoirs propres) .  M anche 
sprechen sogar von einem dem Prasidenten vorbehaltenen, lür ihn reservierten Kompetenzbe­
reich (domaine réservé), dessen lnhalt und Reichweite jedoch nirgends klar umrissen sind. 
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Man muB für die V. Republik daher folgendermaBen unterscheiden: 

-> eigene Befugnisse des Prl!lsidenten (pouvoirs propres), 

-> geteilte Befugnisse, die er nur zusammen mit dem Premierminister und gegebe­
nenfalls einem der anderen Regierungsmitglieder ausüben dari (pouvoirs parta· 
gés) .  

Die Gegenzeichnungspflicht hat zwei wichtige Bedeutungen; Sie erlaubt, mangels politischer 
Verantwortlichkeit des Prasidenten, die Verantwortung für seine Entscheidungen und ihre 
Folgen gegenüber dem Parlament der Regierung aufzubürden. Darüber hinaus bedeutet ihre 
Existenz für den Staatsprasidenten, da!?, er einige seiner Befugnisse nicht wahrnehmen darf, 
ohne vorher die Zustimmung der Exekutiven eingeholt zu haben. 

1 i S ELBSTANDlGE POLITISCHE ENTSCHEIDUNGSBEFUGNISSE DES PRASIDENTEN 

A / ÜER PRÀSIDENT ALS SCHlEDSINSTANZ 

49 Der lnhalt des Art. 5. Laut Art. 5 hat der Prasident folgende Aufgaben: 

" ( 1 )  'Der Prasident der Republik wacht über die Einhaltung der Verfassung. 2Mit­
tels seiner Schiedsgewalt stellt er die ordnungsgemal'.\e Ausübung der éiffentli­
chen Gewalten sowie den Bestand des Staates sicher. 

(2) Er ist Garant der nationalen Unabhangigkeit, der Unversehrtheit des Staatsgebie­
tes und der Einhaltung der Vertrage. "  

O ie  Unbestimmtheit de r  Formulierungen des Art. 5 lal'.\t den  Weg offen fü r  Auslegungen, die 
je  nach Willen des jeweiligen amtierenden Prasidenten und nach gegebener politischer 
Konstellation zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen führen kônnen. Sieht man den Schwer· 
punkt der Aufgaben des Staatsprilsidenten in seiner schiedsrichterlichen Funktion, so  muB er 
ais derjenige, der über den anderen Staatsorganen steht, der unabhângig von politischen 
Querelen und ohne Berührung mit der Verwaltung taglicher Regierungsgeschiifte entscheidet, 
vor allem ais Hüter der Verfassung und ais Garant übergeordneter Staatsinteressen angesehen 
werden. lm  entgegengesetzten Fall, d.h. lm Rahmen einer pràsidentenfreundlichen Auslegung 
der Verfassung, wird Artikel 5 regelrniiBig herangezogen, um eine besondere Vorrangstellung 
und weitgehende Entscheidungsbefugnisse des Prllsidenten gegenüber anderen Staatsorganen 
zu rechtfertigen. 

Seit den Anfângen der V. Republik haben aile Priisidenten ein stark vom Prasidententum her 
geprllgtes Zusarnrnenspiel der lnstitutionen der V. Republik verteidigt und durch die Art und 
Weise, in der sie ihre Kompetenzen ausgeübt haben, die zentrale Rolle und Funktion des 
Staatspriisidenten zu betonen gesucht (Prasidialdemokratie) . Oiese Ausrichtung des Regie­
rungssystems auf das Amt des Prasidenten hat sich ais Konsequenz aus der besonderen 
Legitimation des Prilsidenten, die er durch die Direktwahl durch das Volk erführt, entwickelt. 
Die Oirektwahl macht aus ihm einen Reprasentanten des Volkes, der daher in g!eicher Weise 
ais Personifizierung der nationalen Souveriinitât angesehen werden kann wie die N ationalver­
sammlung. Oies erkliirt auch, warum man in einem Atemzug von Prasidialmehrheit und von 
parlamentarischer Mehrheit spricht. 
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50 Prasident und cohabitation. Allein in Zeiten der  cohabitation nahert sich d ie  politische Praxis 
dem Madel! des klassischen Parlamentarismus an: Dann ist es wieder die Regierung, die - sa 
wie in Art. 20 vorgesehen - die Politik der Nation leitet und bestimmt, wahrend der Prasident 
zwar seine speziell ihm zuerkannten Befugnisse (domaine réservé) behalt, im übrigen aber 
zurückverwiesen wird auf seine schiedsrichterliche Rolle. 

B / DIE VON DER G EGENZEICHNUNGSPFLICHT BEFREITEN BEFUGNISSE 

5 1  Die Kompetenzen des Art. 19.  Hierbei handelt es sich um Kompetenzen, d i e  de r  Prasident 
allein, d .h .  ohne die Gegenzeichnung des Premierministers oder eines anderen Regierungsmit­
glieds einholen zu müssen, ausüben kann. Die wichtigsten der dem Prasidenten übertragenen 
Befugnisse gehèiren hierher. Sie sind in Art. 1 9  aufgezahlt: 

52 1 .  ERNENNUNG DES PREMIERMINISTERS (ART. 8).  Der Staatsprasident ernennt den Premier­
minister und entlaBt ihn aus seinem Amt, sobald der Regierungschef ihm den Rücktritt 
der Regierung anbietet. Auch wenn es theoretisch sa aussieht, ais hatte der Prasident 
hinsichtlich der Auswahl des Premierministers vôllig freie Hand, sa bleibt ihm in 
Wirklichkeit keine andere Mèiglichkeit, ais den Regierungschef aus der Mitte der im 
Parlament am starksten vertretenen Partei auszuwahlen, da der Premierminister sonst 
keinerlei Rückhalt in der Nationalversammlung finden würde. 

53 2.  HERBEIFÜHRUNG EINES VOLKSENTSCHEIDS (ART. 1 1 ) .  Art. 11 stellt es dem Prasidenten 
frei, jeden Gesetzesentwurf zum Volksentscheid zu bringen, der die Organisation der 
ôffentlichen Gewalten, Reformen der Wirtschafts- oder Sozialpolitik der Nation sowie 
der dabei mitwirkenden Gemeindienste betrifft oder auf die Ermachtigung zur Ratifizie­
rung eines Vertrages hinzielt, der, ohne der Verfassung entgegenzustehsn, Aus­
wirkungen auf die Tatigkeit der Staatseinrichtungen zeigen würde. Dieses Verfahren 
ist bisher sieben Mal zur Anwendung gekommen: (s. unten, Kap, 5, Rz. 1 70 ff.) 

54 

8.  Januar 1 96 1 :  Abstimmung über die geplante Politik der Selbstbsstimmung 
Algeriens; 

8. April 1 962: Ratifizierung der Abkommen von Evian; 

28. Oktober 1 962:  Direktwahl des Prasidenten der Republik durch das Volk; 

27.  April 1 969:  Reform des Senats und der Gebietskèirperschaften, insbeson­
dere der Region; der negative Ausgang des Volksentscheids, den de Gaulle 
mit der Vertrauensfrage verknüpft hatte, zog den am 28. April 1 969 erklarten 
Rücktritt de Gaulles, der das Ergebnis ais persélnliche Niederlage wertete, 
nach sich; 

23. April 1 972: Erweiterung der EWG durch Beitritt GroBbritanniens, Dane­
marks und lrlands; 

6. November 1 988: Status Neu-Kaledoniens; 

20. September 1 992: Zustimmung zu dem Vertrag von Maastricht. 

3. AUFLÔSUNG DER NATIONALVERSAMMLUNG (ART. 1 2) .  Der Staatsprasident entscheidet 
grundsatzlich allein über die Auflësung der Nationalversammlung. Allerdings hat er var 
einer solchen Entscheidung die Stellungnahmen des Premierministers sowie der 
Prasidenten der beiden Parlamentskammern einzuholen, die jedoch keinerlei Bindungs-
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wirkung entfalten. Eingeschrankt ist das Auflosungsrecht ferner durch das Verbot, die 
Auflosung im Laufe des auf Parlamentswahlen folgenden Jahres zu verfügen, die 
selbst infolge einer Auflosung der Nationalversammlung notwendig geworden waren. 

Oie Auflësung der Nationalversammlung ist seit 1 958 fünfmal verfügt wor­
den: 

zweimal von Charles de Gaulle ( 1 962 und 1 968),  
zweimal von F. Mitterrand ( 1 98 1  und 1 988) .  
einmal von J .  Chirac ( 1 997) 

Oas Auflosungsrecht ist die Waffe in der Hand des Prasidenten, die ihm ermôglicht, 
sich auch gegen Angriffe zu wehren, die nur indirekt, auf dem Umweg über einen 
MiBtrauensantrag gegen die Regierung (siehe unten, Kap. 3, Rz. 92) vorgebracht 
werden, die sich faktisch jedoch gegen ihn und seine Amtsführung richten. Ferner 
kann die Auflôsung ais Mittel zur Verhinderung der vôlligen Lahmung bis hin zur 
Funktionsunfahigkeit der Staatsorgane oder auch ais Ausweg aus einer schweren 
sozialen Krise dienen, wie z.B. 1 968.  Darüber hinaus kann ein neu gewahlter Prasi­
dent die Auflosung auch dazu benutzen, sich eine ihm günstige Mehrheit in der 
Nationalversammlung zu verschaffen (Auflôsungen von 1 98 1  und 1 988) .  Die Auflô­
sung von 1 997 ist insofern atypisch, ais sie keines dieser beiden Ziele verfolgte und 
zu einem unvorhersehbaren Wechsel der Mehrheitsverhaltnisse in der Nationalver­
sammlung führte. 

4. RECHT ZUR MITTEILUNG AN DAS PAALAMENT (AAT. 1 8  [droit de message] ) .  Das Recht, 
Mitteilungen ver dem Parlament verlesen zu lassen, ist eines der traditionellen Vor­
rechte des Prasidenten. Heutzutage, in einem Zeitalter, in dem es wesentlich effekti­
vere Kommunikationsmoglichkeiten gibt, ist dieses althergebrachte Recht nur noch 
von geringer Bedeutung. Prasident Mitterrand hat es wahrend seiner Amtszeit zwei­
mal ausgeübt: 

· > nach seiner Wahl im Jahr 1 98 1 ,  um seine Mitverantwortlich­
keit für das Regierungsprogramm hervorzuheben, 

· >  im Jahr 1 986 zur Erlauterung seiner Vorstellungen von einer 
cohabita tian . 

Aus Rücksicht auf das Prinzip der Gewaltenteilung werden die Mitteilungen an das 
Parlament nicht von ihrem Autor, sondern von dem Prasidenten der jeweiligen Kam­
mer verlesen. lm AnschluB an die Verlesung findet keine Aussprache statt. 

5. NoTSTANDSBEFUGNISSE (ART. 1 6) .  Art. 1 6  ermachtigt den Prasidenten, im Falle des 
offentlichen Notstandes, wenn die Einrichtungen der Republik, die Unahangigkeit der 
Nation, die Unversehrtheit des Staatsgebiets oder die Erfüllung der internationalen 
Verpflichtungen Frankreichs schwer und unmittelbar bedroht sind und dadurch 
(kummulative Bedingung) die ordnungsgemaBe Ausübung der offentlichen Gewalten 
unterbrochen ist,-

Artikel 1 6  knüpft an die Tradition der rômischen dictature an. Vorlaufer der aktuellen 
Notstandsregelung waren Art. 92 der Verfassung des 28 Frimaire des Jahrs V I I I  
( 1 799), Art. 1 4  der  Charte constitutionnelle von 1 8 1 4  und eine Bestimmung in der 
sog. Loi Trévenenc vom 1 5 . 2 . 1 872.  Mehr ais allen diesen Vorlaufern • namlich bis zur 
Wortwahl hin · ahnelt Art. 1 6  allerdings dem Abs. 2 des Artikels 48 der Weimarer 
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Reichsverfassung: • kann die zur Wiederherstellung der offentlichen Sicherheit und 
Ordnung nôtigen MaBnahmen treffen" 

Artikel 1 6  ist bisher nur ein einziges Mal zur Anwendung gekommen: ais General de 
Gaulle sich 1 96 1  angesichts des Putschs der Generâle in Algier zur Heranziehung der 
Regelungen über den Ausnahmezustand entschloB. 

Vor Entscheidung über die angesichts des Ausnahmezustandes notwendigen MaBnah­
men hat der Prâsident den Premierminister, die Prasidenten der Parlamentskammern 
und den Verfassungsrat zu hôren. Die daraufhin abgegebenen Stellungnahmen binden 
den Prllsidenten in keiner Weise. Diejenige des Verfassungsrates wird aber zumindest 
verèiffentlicht. Der Prâsident hat die Entscheidung, auf seine Sonderbefugnisse gemaB 
Art. 1 6  zurückzugreifen, der Nation in einer besonderen " M itteilung" bekanntzugeben. 

Der Prasident darf wâhrend des Ausnahmezustandes aile "unter diesen Umstanden 
nèitigen MaBnahmen" treffen, Eingeschrankt wird seine Entscheidungs- und Hand­
lungsfreiheit allein durch die in Art. 1 6  I l l  festgeschriebene, subjektive Bedingung, daB 
MaBnahmen nur dann rechtmâlJ.ig sein kënnen, wenn sie "von dem Willen getragen 
sind, den verfassungsmaBigen ôffentlichen Gewalten innerhalb kürzester Zeit die 
Mittel zur Erfü!lung ihrer Aufgaben zur Verfügung zu stellen" .  

Der  Staatschef verfügt für  den Ausnahmezustand über  weitreichende Sonderbefugnis­
se. Zur Eingrenzung seiner M acht sieht die Verfassung zwei flankierende MaBnahmen 
vor: Das Parlament tritt wahrend der Ausübung der Sonderbefugnisse durch den 
Pràsidenten von Verfassungs wegen zusammen. Die Nationalversammlung darf 
wllhrend der gesamten Zeit der Anwendung des Art. 1 6  nicht aufgelëst werden. 

Il 1 D IE MIT ANDEREN STAATSOROANEN OETEILTEN BEFUONISSE 

A /  DAS VERHÂLTNIS DES PRÂSIDENTEN ZU DEN ANDEREN EXEKUTIVOROANEN 

57 Prasident, Regierung und Verwaltung. Auf Vorschlag des Premierministers ernennt und 
entlliBt der Prasident die Mitglieder der Regierung, d.h. Min ister und Staatssekretare (Art. B 11) 

Der Président wirkt an der Ausübung des Verordnungsrechts mit: Er  unterzeichnet die im 
M inisterrat beschlossenen gesetzesvertretenden Verordnungen und Dekrete. 

Dem Wortlaut der Verfassung nach soll es der Prasident sein, der zu allen zivilen und militari­
schen Staatsllmtern ernennt. ln Wirklichkeit jedoch nimmt er selbst nur die Emennungen zu 
den wichtigsten Posten vor. Die Ernennung zu den hëchsten Staatsamtern (Botschafter, 
Prilfekten, Staatsrate, Râte am Rechnungshof, Offiziere im Generalsrang, Rektoren der 
académies, Abteilungsleiter der zentralen Verwaltungsbehërden, Generalstaatsanwalte beim 
Kassationshof, dem Rechnungshof und den Berufungsgerichten, Direktoren der grol1en 
ilffentlichen UnternehmenJ erfolgt durch im Ministerrat beschlossene Dekrete. Zu anderen 
Amtern ernennt der Prasident durch einfaches Dekret (Mitglieder des Conseil d 'Etat und des 
Rechnungshofes, Richter, Offiziere, Universitatsprofessoren, Beamte, die an der ENA oder der 
Ecole polytechnique ausgebildet worden sind). Mit der Ernennung zu den übrigen Âmtern 
beauftragt der Prasident regelmaBig den Premierminister, der dieses Mandat wiederum an 
seine Minister weitergeben kann. 
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8 / D IE SPEZIFISCHE REGELUNG BETREFFEND DIE AU�EN· UND VERTEIDIGUNGSPOLITIK: DER 8EGRIFF DES 

DOMAINE RÉSERVÉ. 

58 Der Prasident und die AuBenpolitik. Obwohl die Verfassung von 1 95 8  vorschreibt, daB die 
Leitung der auswartigen Beziehungen von Regierung und Prasident gemeinsam wahrzuneh· 
men sind und daB dem Premierminister die alleinige Verantwortung für die nationale Ver­
teidigung übertragen ist, haben aile bisherigen Prasidenten der V.  Republik die se zwei 
Materien ais ihr " domaine réservé" ,  einen ihnen allein vorbehaltenen Kompetenzbereich, 
angesehen. Anknüpfungspunkt für diese Schwerpunktverlagerung ist die Formulierung des 
Art. 5 ,  nach welcher der Staatsprasident Garant der nationalen Unabhangigkeit. der Unver· 
sehrtheit des Staatsgebietes und der Einhaltung der Vertrage sein soll. Zu den Aufgaben des 
Prasidenten zahlt daher auch, die Leitlinien der AuBenpolitik zu definieren, Frankreich bei 
internationalen und europaischen Treffen zu vertreten, mit auslandischen Staats· und Regie­
rungschefs zu verhandeln und die Verhandlungen zu führen, wenn es um vêilkerrechtliche 
Vertrage geht, die für Frankreich von essentieller Bedeutung sind. 

Dem Prasidenten ais Oberbefehlshaber der Streitkratte steht es ferner zu, die wichtigsten Ent· 
scheidungen im Bereich der Wehr· und Verteidigungspolitik zu treffen. Er ist es ebenfalls, der 
die konventionellen Streitkratte zu Missionen im Ausland entsenden kann (wie z .B .  Tschad, 
Libanon, Golfkrieg) . Eine Kriegserklarung kann zwar nur vom Parlament abgegeben werden, 
dafür ist es der Prasident, der über den Einsatz von Kernwaffen zu entscheiden hat (Dekret 
vom 1 4 .  Januar 1 964). 

Selbst in Zeiten der cohabitation bleibt es im Prinzip dabei, daB der Prasident die wichtigsten 
Entscheidungen im Bereich der AuBen- und Verteidigungspolitik trifft, nun allerdings in 
Abstimmung mit dem Premierminister, wie es 1 994 für die Einsatze in Bosnien der Fall war 
oder Anfang 1 998 anlaBlich der lrak·Krise. 

Vëlkerrechtliche Vertrage werden vom Staatschef ausgehandelt und ratifiziert (Art. 5 2 ) .  
Natürlich führt e r  d ie  Verhandlungen in den meisten Fallen nicht selbst, sondern erteilt 
Generalvollmachten an Verhandlungsführer, die daraufhin in seinem Namen verhandeln. 

Die Ratifizierung erfolgt immer durch Dekret des Prasidenten. Teilweise ist jedoch die vorheri· 
ge Verabschiedung eines Zustimmungsgesetzes durch das Parlament erforderlich (vgl. Art. 53 

1 ) .  

Darüber hinaus verfügt der  Prasident im Bereich der  internationalen Beziehungen über  traditio· 
nelle Befugnisse: Er ernennt und akkreditiert die Botschafter Frankreichs bei den ausw artigen 
Machten, und die auswartigen Botschafter sind bei ihm akkreditiert (Art. 1 4) .  

C / DAS VERHÂLTNIS DES PRÂSIDENTEN ZUM PARLAMENT 

59 Der Prasident und die legislative Gewalt. Grundsatzlich, d .h .  unter Ausnahme der auBer· 
ordentlichen Befugnisse nach Art. 1 6, verbietet das Prinzip der Gewaltenteilung jede Mit· 
wirkung des Prasidenten an der Ausübung der legislativen Gewalt: lm Gegensatz zur Regie­
rung verfügt der Prasident nicht über das Recht, Gesetzesvorschlage an das Parlament 
heranzutragen oder auf den Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens EinfluB zu nehmen. Die 
einzigen Mitwirkungsrechte, die ihm in diesem Bereich zustehen, sind die Gesetzesverkündung 
und die Einberufung des Parlamentes zu auBerordentlichen Sitzungsperioden. 

60 Die Gesetzesverkündung. Ais Verkündung eines Gesetzes (Art. 10 1) bezeichnet man den Akt, 
durch den der Prasident bescheinigt, daB das entsprechende Gesetz ordnungsgemaB, d .h .  im 
Wege des von der Verfassung vorgeschriebenen Verfahrens zustande gekommen ist (formel· 
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l es  Prüfungsrecht) , D ie  Verkündung legt letztverbindlich den Wortlaut test und beinhaltet 
gleichzeitig den Befehl an aile ôffentlîchen Gewalten, das Gesetz ab sofort zu beachten und 
tor seine Beachtung durch die Bürger zu sorgen. Ais Datum der Verkündung gilt der Tag der 
Ausfertigung des Gesetzes durch den Prasidenten. (Zur Definition des Begriffs "Verkündung" 
durch die Rechtsprechung des Conseil d'Etat, s. CE Ass. 8.2. 1974, Commune de Montory) 

Binnen fünfzehn Tagen nach Übermittlung des endgültig durch das Parlament angenommenen 
Gesetzestextes an die Regierung, hat der Pràsident das Gesetz zu verkünden. Diese Frist wird 
ausgesetzt. soiange ein Normenkontrollverfahren betreffend die VerfassungsmâBigkeit des 
Gesetzes vor dem Verfassungsrat anhangig ist oder wenn der Pr!\sident eine zweite Beratung 
des Gesetzes oder bestimmter Artikel verlangt (Art. 1 0  I l ) .  

Der  Pr!\sident der Republik kann auf Verlangen der Regierung oder der Mehrheit der  Abgeord­
neten der Nationalversammlung das Parlament zu einer auBerordentlichen Sitzungsperiode mit 
im voraus festgelegter Tagesordnung einberufen {Art. 29 und 30) . 

D / BEFUGNISSE DES PRASIDENTEN IM BEREICH DER JUDIKATIVEN 

6 1  Prasident und Justiz. Art. 6 4  bezeichnet den Prêsidenten der  Republik ais "G aranten der  Un· 
abhângigkeit der ordentlichen Gerichtsbarkeit". ln  dieser Eigenschaft führt der Prêsident den 
Vorsitz im Obersten Rat des Richterstandes, der die Aufgabe hat, Vorschllige zu machen 
hinsichtlich der Ernennung neuer Richter und var Ernennung der Richter Stellungnahmen zu 
den eingegangenen Vorschlllgen abzugeben. Wahrend der Prasident früher aile Mitglieder des 
Obersten Rates des Richterstandes z u  bestimmen hatte, darf er seit der Verfassungsanderung 
vom 27. Juli 1993 nur noch ein einziges Mitglied ernennen (Art. 65 I l l ) .  

6 2  Das Begnadigungsrecht des Staatsprllsidenten . l n  diesem Bereich verfllgt d e r  Prasident zudem 
über ein Vorrecht, das wie ein Überbleibsel der Monarchie anmutet: das Begnadigungsrecht 
(Art. 1 7) .  Obwohl die Ausübung dieser Befugnis ihrer Art nach einen hôchstpersônlichen 
Charakter hat • sie setzt voraus, daB der Prllsident allein, nach bestem Wissen und Gewissen 
seine Entscheidung trifft ·, zahlt das Begnadigungsrecht nicht zu den selbstandigen politi· 
schen Entscheidungsbefugnissen (pouvoirs propres), denn Begnadigungsdekrete dürfen erst 
nach Einholen der Stellungnahme des Obersten Rates des Richterstandes erlassen werden und 
der Premierminister und der Justizminister sind gegenzeichnungsverpflichtet (also: pouvoir 
partagé) . 

lm Unterschied zur Amnestie, über die nur durch Gesetz entschieden werden kann (Art. 34 I l l ,  
haben Begnadigungen, d i e  meist a m  1 4 .  J u l i  (Nationalfeiertag) ausgesprochen werden, nicht 
zur Folge, den VerstoB gegen die Rechtsordnung und die daraufhin erfolgte Verurteilung aus 
der Welt zu schaffen; dem Verurteilten wird lediglich die VerbüBung der gesamten oder eines 
Teils seiner Strafe erlassen. 

Il l 1 DIE POLITISCHE VERANTNORTUNG DES PRASIDENTEN VOR DEM VOLK UND SEINE SPEZIFISCHE 

STRAFRECHTLICHE HAFTUNG (VERBRECHEM DES HOCHVERRATS) VOR OEM HOHEN GERICHTSHOf 

63 Di e  direkte Verbindung zwischen Prasident und Volk. Seit der Ânderung des Wahlmodus des 
Prasidenten ist er unmittelbar gegenüber dem Votk verantwortlich. Die Wahlberechtigten 
haben insbesondere dann die Mëglichkeit, ihre Meinung über die Amtsführung eines Prasiden· 
ten darzutun, wenn ein amtierender Prêsident nach Ablauf seines Mandates erneut kandidiert, 
wenn er  anlaBlich eines Referendums die Vertrauensfrage stellt oder wenn auf eine Auflô· 
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sung der Nationalversammlung folgende - Parlamentswahlen den Einzug einer ihm ungün­
stigen Mehrheit ins Parlament zur Folge haben, 

64 Die Prasidentenanklage. Der Prasident kann zwar die Auflèisung der Nationalversammlung 
verfügen, aber das Parlament hat im Gegenzug nicht das Recht, ihn abzusetzen oder ihn zum 
Rücktritt zu zwingen. Den Abgeordneten steht nur ein Weg, e in radikaler und bisher noch 
nicht zur Anwendung gekommener Weg offen, d ie Arntszeit des Prasidenten vorzeitig zu 
einem Ende zu bringen: die Anklage des Prasidenten wegen Hochverrats (z.B. wegen Unter­
lassung der Wahrnehmung seiner Arntspflichten, wegen eines schwerwiegenden, offenkundi­
gen Verstof.\es gegen die Verfassung) vor dem Hohen Gerichtshof (Art. 68). 

Für Handlungen des Prasidenten, die nicht in Zusarnrnenhang mit seinem Amte stehen, haftet 
er zivil- und strafrechtlich wie jeder andere Bürger auch. 
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3 .  Kapitel: Die Regierung 

1 .  Abschnitt: Der Begriff " Regierung" 

2. Abschnitt: Die ntigkeit der Regierung 

65 S1el!ung von Premierminister und Regierung im Verfassungsgefüge der V, Republik, l m  
taglichen politischen Geschehen d e r  V ,  Republik nimmt d i e  Regierung einen hervorragenden, 
ihr durch Art, 20 zugewiesenen Platz ein: 

- >  Die Regierung bestimmt und leitet die Politik der Nation. 

- >  Sie steht an der Spitze des staatlichen Verwaltungsapparates. 

Diese Befugnisse llhneln denjenigen der Prasidenten des Ministerrats der I l l ,  und IV. Republik 
oder auch denjenigen vergleichbarer Staatsorgane in einigen parlarnentarischen Dernokratien 
wie z. B. denjenigen des britischen Prernierrninisters oder des deutschen Bundeskanzlers. 

Vollends zutreffend ist der Vergleich jedoch nicht: 

-> Einerseits hat der franziisische Prernierrninister weitreichendere Befugnisse ais die 
Regierungschefs parlarnentarischer Regierungssysteme: Der franzôsischen Regie· 
rung stehen Handlungsforrnen besonderer Art zur Verfügung wie z.B. diejenigen 
Verfahren, welche an sich dazu gedacht waren, die Verantwortung der Regierung 
gegenüber dern Parlament sicherzuste!len, welche die Regierung aber heute auch 
dazu einsetzt, der Parlamentsrnehrheit ihren Willen aufzudrangen {Paradox der 
Rationalisierungsrnechanisrnen), 

·> A ndererseits bleiben die Befugnisse des Premierrninisters der V. Republik in rnan­
chen Bereichen auch hinter denjenigen anderer Regierungschefs zurück: Sein 
Verhaltnisgesetzesver zum Prllsidenten der Republik ist nilrnlich so ausgestaltet, 
daB voraussehbar ist, daB - sollte es zur Konvergenz von Parlaments· und Prilsî­
dialmehrheit kommen - die Ausübung des dern Staatsprasidenten übertragenen 
Vorsitzes des Ministerrates sich nicht auf rein protokollarische Aufgaben wird 
begrenzen lassen konnen . . .  

1 .  Abschnitt: Der Begriff "Reglerung" 

1 J DIE MITGLIEDER 

A / DER PREMIERMINISTER 

66 Seine Ernennung steht in keinem unrnittelbaren Zusammenhang mit dern Willen der Parla­
rnentsrnehrheit; sie beruht allein auf der Auswahl durch den Staatsprasidenten: 

Art. 8: " Der Prasident der Republik ernennt den Prernierrninister. Er entlt\Bt ihn aus 
seinem Arnt, wenn dieser ihm den Rücktritt der Regierung anbietet ." 
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Dennoch wahlt der Prasldent den Premiermlnister üblicherweise aus den Reihen der Parla­
mentsmehrheit aus, so da!!. dem Regierungschel ein dauerh alter Rückhalt im Parlament sicher 
ist. Allerdings ist zu beachten, dalL. 

- > kelnerlei rechtliche Verpllichtung besteht, die Anerkennung und Unterstützung 
durch das Parlament in Form einer besonderen Abstlmmung zum Ausdruck zu 
bringen. Mit ihrer Ernennung gema!!. Art. 8 ist die Regierung handlungsfühig, ohne 
da!!. eine Einsetzung durch das Parlament notwendig ware. Trotzdem ist es seit 
den 70er-Jahren wieder zur Tradition geworden, da!!. sich der neue Premiermini­
ster wenige Tage nach seiner Ernennung dem Parlament vorstellt, um ihm sein 
Regierungsprogramm vorzulegen und eine grundsatzliche Regierungserklârung 
abzugeben; 

-> lür den Prasidenten besteht ebenfalls keine Verpflichtung, die ihm aufgabe, den 
Vorsitzenden der am stârksten lm Parlament vertretenen Partei zum Premiermini­
ster zu ernennen. Er hat vol!ig freie Wahl und kann theoretisch auch jedes andere 
Mitglied der Mehrheit ernennen (So hat z.B. F. Mitterrand 1 993 nicht J. Chirac, 
sondern E. Balladur ausgewahlt. ) .  Der Prâsident kann sogar sa weit gehen, da(l, 
er eine Personlichkeit zum Premierminister ernennt, die nicht einmal Mitglied des 
Parlamentes ist • wie z . B .  Georges Pompidou im Jahre 1 962 oder Raymond Barre 
lm Jahre 1 976 -, solange gesichert scheint, da!!. diese Person das Vertrauen des 
Parlamentes besitzt. 
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DIE PREMIERMINISTER DER V. REPUBLIK 

Wâhrend der Prâsidentschaft De Gaulles (8 .  Januar 1 95 9  28.  April 1 969) :  

Michel Debré: 8 .  Januar 1 95 9  • 1 4. Apr i l  1 962 
Georges Pompidou: 14.  Apri l  1 962 - 1 0. Jul i  1 968 
Maurice Couve de Murville: 1 0 . Juli 1 9 68 - 20. Juni 1 969 

Wahrend der Prasidentschaft von Georges Pompidou ( 1 9 .  Juni  1 969 . 2 .  April 1 974):  

Jacques Chaban-Delmas: 20. Juni 1 969 · 5 .  Jul i  1 972 
Pierre Messmer: 7 .  Juli 1 97 2  • 27 . M ai 1 97 4  

Wahrend de r  Prasidentschaft von  Valéry Giscard d' Estaing (24. Mai  1 97 4  - 2 1 .  Mai  1 98 1  ) :  

Jacques Chirac: 27. Mai 1 974 • 2 5 .  August 1 976 
Raymond Barre: 27.  August 1 976 • 1 3 . Mai 1 9 8 1  

Wâhrend der Prasidentschaft von François Mitterrand (2 1 .  Mai 1 98 1 · 1 7. M ai 1 995) :  

Pierre Mauroy: 2 1 .  Mai  1 98 1  17 .  Juli 1 984 
Laurent Fabius: 1 7 . Juli 1 984 · 20. Marz 1 986 
Jacques Chirac: 20. Marz 1 986 · 1 0. Mai 1 988 
Michel Rocard: 10. Mai 1 988 - 1 5 .  Mai 1 99 1  
Edith Cresson: 1 5 .  Mai 1 99 1 · 2 . April 1 992 
Pierre Bérégovoy: 2.  April 1 99 2  · 29.  M arz 1 993 
Edouard Balladur: 29. Man: 1 993 • 1 8. M ai 1 995 

Wahrend der Prasidentschaft von Jacques Chirac ( 1 7. Mai 1 995 . . . .  ):  

Alain Juppé: 1 8 .  Mai 1 99 5 . 2 .  Juni 1 99 7  
Lionel Jospin: 2.  Juni 1 99 7  · . . .  

67 Die Abberufung des Premierminlsters steht an sich nicht dem Staatsprâsidenten zu. Dieser 
hat vielmehr darauf zu warten, daB der Regierungschef ihn um Entlassung ersucht. Traditio­
nellerweise reicht der Premierminister ein seiches Entlassungsgesuch am Tag nach Par· 
laments- oder Pràsidentschaftswahlen bei ihm ein . Die sich dahinter verbergende 
Wirklichkeit sieht jedoch meist anders aus: Alle Premierminister (aul?.er Pompidou, 1 962;  
Chirac, 1 976; Mauroy, 1 984), die aul?.erhalb der regularen Wahlperioden wrückgetreten 
sind, haben diesen Schritt auf Ersuchen des Prasidenten hin getan. Ais spektakulllrster Fall 
kann der Rücktritt von J .  Chaban-Delmas vom 27. Juni 1 972 angesehen werden, der nur 
wenige Wochen, nachdem die Nationalversammlung ihm am 24, Mai 1 97 2  mit überwâlti· 
gender Mehrheit das Vertrauen ausgesprochen hatte, auf Verlangen von G. Pompidou 
zurücktrat. 

43 
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B / DIE ANDEREN MINISTER 

68 Die Mitglieder der Regierung. Ernennung und Entlassung der Minister erfolgen auf Vorschlag des 
Premierministers durch den Staatsprasidenten (Art. 8 I l ) .  

Die Rolle des Prasidenten ist jedoch in Wirklichkeit keine re in passive: Zwischen ihm und dem 
Premierminister finden regelmaBig - sogar in Zeiten der cohabitation - Verhandlungen über  d ie  
Besetzung der  Ministerposten statt. Sc ist  u .a. allgemein bekannt, daB sich der  Prasident 1 98 6  
geweigert hat, bestimmte Personen zu ernennen, die J.  Chirac für die Âmter des Verteidigungs- und 
des AuBenministers vorgeschlagen hatte. 

Die Regierungsmitglieder sind in den meisten Fallen Abgeordnete der Nationalversammlung oder 
Senatoren. Einige von ihnen kommen aber oit auch aus der hèlheren Verwaltung oder der "bürgerli­
chen Gesellschaft": ln diesen Fallen handelt es sich dann meist um bekannte Persënlichkeiten, 
deren politische Zugehërigkeit nicht eindeutig zu bestimmen ist, von denen jedoch bekannt ist, daB 
sie sich bereits in dem ein oder anderen Lebensbereich durch die Übernahme verantwortungsvoller 
Posten ausgezeichnet haben. 

Wahrend der Rücktritt eines Premierministers immer den Rücktritt der gesamten Regierung nach 
sich zieht, wirkt sich der Rücktritt eines einzelnen Ministers nicht auf das Schicksal der übrigen 
Regi�rungsmannschaft aus (Ais Beispiel sei auf den 1 994 erfolgten Rücktritt von G. Longuet und 
die Bestimmung seines Nachfolgers J. Rossi verwiesen. ) .  

C / DIE STABILITÀT D E R  REGIERUNGEN 

69 Das Problem der lnstabilitat der Regierungen. Anders ais in der I l l .  Republik ( 1 875 - 1 940) mit ihren 
95 Regierungen und der um nichts besseren IV. Republik mit ihren 19 Regierungen in nur zwëlf 
Jahren ( 1 946 - 19 581 gab es in der V.  Republik in den Jahren 1 95 8  bis 1 998 bisher nur 1 6  
Regierungschefs, d.h. die Amtsdauer eines jeden Premierministers lag im Durchschnitt bei über 30 
Monaten. Wenn man im übrigen berücksichtigt, daB in  den vergangenen Jahren mit dem Wechsel 
des Regierungschefs nicht immer notwendig eine politische Kursanderung einherging, da ent­
scheidende AnstôBe auch weiterhin vom Prilsidenten kamen, wird deutlich, daB das von den Vatern 
der Verfassung angestrebte Ziel einer Stabilisierung der politischen Verhaltnisse erreicht worden ist. 
Ob diese Veranderung jedoch ais Folge der auf Anregung Michel Debrés in die Verfassung aufge­
nommenen Mechanismen zur Rationalisierung des Parlamentarismus angesehen werden muB oder 
ab sie allein auf die strukturelle Ânderung des politischen Lebens in  Frankreich durch die Einführung 
der Direktwahl des Prasidenten zurückzuführen ist, ist bis heute umstritten. 

D / DIE RANGORDNUNG UNTER DEN REGIERUNGSMITGLIEDERN 

70 Die Hierarchie innerhalb der Regierung. Betrachtet man die Liste der Regierungsmitglieder genauer, 
sa tallt auf, daB sich nicht aile auf derselben Ebene befinden. ln der Regel unterscheidet man 
folgende K ategorien: 

-> die Staa tsminister: Diesen Tite! - an sich ein reiner Ehrentitel - erhalten politische 
Persënlichkeiten ersten Ranges oder Amtsinhaber besonders wichtiger Ressorts, sa z. B. 
der lnnenminister. 

-> die Minister: Sie tragen die Verantwortung für den ihnen zugewiesenen Geschilfts­
bereich und sind von Rechts wegen Mitglieder des Ministerrates. 
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·> die beigeordneten Minister (ministres délégués) : Ais Beigeordnete des Premierministers 
oder eines anderen Regierungsmitglieds, in dessen Auftrag sie tiltig werden, nehmen sie 
Aufgaben in eng umgrenzten Aufgaben- und Zust�ndigkeitsbereichen wahr. Sie nehmen 
an den Sitzungen des Ministerrates teil. 

• > die Staatssekretare: Sie werden in der Regel dem Premierminister oder einem anderen 
Minister zur Unterstützung beigegeben. Sie nehmen an den Sitzungen des Ministerrates · 
nur teil, wenn eine Angelegenheit auf der Tagesordnung steht, die ihren Tàtigkeits­
bereich direkt betrifft. 
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DAS KABINETT JOSPIN 
13. Juni 1997) 

Premierminister: Lionel Jospin 

Minister und Minlsterinnen 

Ministerin für Beschaftigung und Solidaritfü: 

Siegelbewahrerin, Justizmlnisterin: 

Minister für Erziehung, Forschung 
und Technologie: 

lnnenminister: 

Minister für ausw�rtige Angelegenheiten: 

Minister fOr Wirtschaft, Finnnzen und Industrie: 

M inister für Verteidigung: 

Minister für l nlrastruktur, 
Verkehr und Wohnungsbau: 

Ministerin für Kultur und Kommunikation, 
Regierungssprecherin: 

Minister für Landwirtschaft und Fischerei: 

Ministerin für Raumordnung und Umwelt: 

Minister für die Beziehungen zum Parlament: 

Minister für den Ô ffentlichen Dienst, die 
Refarm des Staates und die Dezentralisierung: 

Ministerin für Jugend und Sport: 

Beigeordnete Mlnister und Ministerinnen 

Beigeordneter Minister für 
europâische Angelegenheiten: 

Beigeordnete Ministerin für die Schulbildung: 

Staatssekretilrinnen und Staatssekretilre 

Staatssekretar für die Übersee·Gebiete: 

Staatssekretar IUr das Gesundheitswesen: 

Staatssekret�r far 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit: 

Staatssekretar für den Wohnungsbau: 

Staatssekretar für den Aul\enhandel: 

Staatssekret�r für den Haushalt: 

Staatssekretarin für die kleinen und mittleren 
Unternehmen, den Handel und das Handwerk: 

Staatssekret�r für die Industrie: 

Staatssekretar !Ur die Kriegsveterane: 

Staatsse><retarin fûr den Tourismus: 

Martine Aubry 

Elisabeth Guigou 

Claude Allègre 

Jean-Pierre Chevènement 

Hubert Védrine 

Dominique Strauss-Kahn 

Alain Richard 

Jean-Claude Gayssot 

Catherine Trautmann 

Louis Le Pensec 

Dominique Voynet 

Daniel Vaillant 

Emile Zuccarelli 

Marie-George Buffet 

Pierre Moscovici 

Ségolène Royal 

Jean-Jack Queyranne 

Bernard Kouchner 

Charles Josselin 

Louis Besson 

Jacques Dondoux 

Christian Sautter 

Marylise Lebranchu 

Christian Pierret 

Jean-Pierre Masseret 

Michelle De messine 
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Il 1 DIE RECHTSSTELLUNG DER REGIERUNGSMITGLIEDER 

7 1  Der  besondere Rechtsstatus der Regierungsmitglieder soli Gewahr bieten fOr: 

47 

-> ihre Unabhlingigkeit und soli ihnen ferner ermôglichen, sich mit ihrer ganzen Kraft ihren 
ministerielien Aufgaben widmen zu kônnen ( lnkompatibilitatenl. Das berühmteste der 
in diesem Bereich für Regierungsmitglieder bestehenden Verbote der V.  Republik ist die 
l nkompatibHitlit von Mlnisterposten und parlamentarischem Mandat, das von De Gaulle 
eingeführt worden ist, um die Stabilitat der Regierungsmannschaft zu starken; 

- >  die Môglichkeit einer effektiven Durchsetzung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
der Regierungsmitglieder für die in Ausübung ihres Amtes begangenen Vergehen und 
Verbrechen; 

- > die Schaffung von mehr Transparenz in bezug auf die Einkommens- und Vermôgens­
verhaltnisse der Regierungsmitglieder (sog. "moralisation de la vie politique"). 

A /  INKOMPATIBILITÂTEN (Art. 23) 

72 Verbot einer anderen Berufsausübung. Die Regierungsmitglieder dürfen neben ihrem Amt keiner 
anderen beruflichen Ti!tigkeit, sei es ais Arbeitnehmer oder freiberuflich, sel es im ôffentlichen 
Dienst oder in der privaten Wirtschaft, nachgehen. So hat z .B .  ein Rechtsanwalt, der zum Minister 
ernannt wird, wahrend der gesamten Zeit seiner Mitgliedschaft in der Regierung auf die Ausübung 
seines Berufes zu verzichten. G!eichermaBen muB ein Beamter, der in die Regierung eintritt, aus 
dem aktiven Dienst ausscheiden: Er hat sich - mindestens vorübergehend - abordnen (détachemen t) 
oder beurlauben (disponibilité) zu lassen. 

Ebensowenig dari ein Minister einen Posten ais lnteressenvertreter einer bestimmten Berufsgruppe 
Obernehmen, wie z.B. ais Varstand einer Gewerkschaft oder eines Berufsverbandes. 

73 Unzulassigkeit der Mitgliedschaft in einem Repri!sentativorgan. Neben dem Ministeramt ein lokales 
Mandat auszuüben ist zullissig, Die gleichzeitige Wahrnehmung eines Mandates auf nationaler 
Ebene hingegen ist verbaten. Ein Minister darf daher neben der Ausübung seines Regierungsamtes 
Bürgermeister oder Mitglied des Rates eines Departements oder einer Regian sein, jedoch nicht 
Abgeardneter der N atianalversammlung, nicht Senatar oder Abgeardneter des Europaischen 
Parlamentes. ( 1 997  verlangte J. Jospin von seinen Ministern, da!!. sie freiwillig auf ihre Amter ais 
Exekutivorgan einer Gebietskôrperschaft !z. B.  Bürgermeister] verzichten sallten.I 

Ein zum Minister ernannter Parlamentarier ader ein zum Abgeardneten oder Senator gewahlter 
Minister (Ein amtierender Minister hat ohne weiteres das Recht, bei Parlamentswahlen zu kandidie­
ren: lnkompatibilitilt ist nicht gleichbedeutend mit Nichtwahlbarkeit.l muB sich innerhalb eines 
Monats für eines der beiden Âmter entscheiden. Wahrend dieses Zeitraums ist dem zum Minister 
ernannten Abgeordneten sein Stimmrecht entzogen. Verzichtet er  nicht innerhalb der vorgesehenen 
Frist auf die Wahrnehmung des Regierungsamtes, so verliert er automatisch seinen Sitz im Parla­
ment und wird durch seinen Stelivertreter ersetzt. 

Nach Beendigung der Mitgliedschaft in der Regierung bekommt ein Minister, der zunachst auf sein 
parlamentarisches Mandat verzichtet hatte, seinen Sitz im Parlament allerdings nicht automatisch 
wiedereingerâumt. lhm bleibt nur, auf die nachsten Parlamentswahlen zu warten und sich den 
Wilhlern erneut ais Kandidat zu pri\sentieren. Die Realitat sieht jedoch meist sa aus, da!!. der an die 
Stel le des ausgeschiedenen Ministers nachgerückte Vertreter sich einverstanden erklart, zurückzu· 
treten, mit der Falge, daB Teil-Neuwahlen notwendig werden, anlaBlich derer der ehemalige Minister 
hoffen kann, wiedergewahlt zu werden. 
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Alle Versuche • 1 974 im Wege der Verfassungsanderung, 1 97 7  îm Wege eines verfassungsaus· 
führenden Gesetzes - ,  diese strikte Regelung über Unvereinbarkeit von Minîsteramt und parlamenta· 
rîschem Mandat zu entscharfen, insbesondere, um scheidenden Regierungsmitgliedern zu ermôgli· 
chen, ihre Parlamentsmandate ohne weiteres wiederaufnehmen zu dürfen, sind bisher an dem 
lebhaften Widerstand derer gescheitert, die - wie dereînst de Gaulle - auf einer absoluten Trennung 
von Regierungstatigkeit und parlamentarîschem Mandat beharren. 

B / OIE sTRAFRECHTLICHE VERANTWORTLICHKEIT DER REGIERUNGSMIGTLIEDER UND DER G ERICHTSHOF DER 

REPUBLIK 

Für Vergehen und Verbrechen, welche Regierungsmitglieder aul).erhalb der Ausübung ihres Amtes 
begehen, haften sie nach den üblichen strafrechtlichen Mal).staben. 

Für die von Minîstern in  Ausübung ihres Amtes begangenen Vergehen und Verbrechen sieht die 
Verfassung in Tite! X eine besondere haftungsrechtliche Regelung vor. Verfassungsmâl),ig bestimm­
ter Richter ihrer Strafbarkeit war bis 1993 der Hohe Gerichtshof und îst seit dem Verfassungs· 
anderungsgesetz vom 27. Juli 1 99 3  der neu errichtete Gerichtshof der Republik. 

74 Die Haftung vor dem Hohen Gerichtshof !bis 1 993). Der einzige Weg, den Hohen Gerichtshof 
anzurufen, bestand darin, eine von beiden Parlamentskammern mit absoluter Mehrheit ihrer 
Mitglieder und gleichem Wortlaut angenommene Anklage bei ihm einzureichen. Diese engen 
Zu!assigkeitsvoraussetzungen führten in den allermeisten Fallen zu frühzeitigen, d .h .  schon var 
Klageerhebung erfolgenden, politisch motivierten Einstellungen der Verfahren. 

Daher ist es  wenig verwunderlich, da!), es  insgesamt nur zu zwei Verfahren var dem Hohen 
Gerichtshof kam {Die Falle " Carrefour du développement" und "Sang con taminé",)  und daB auch 
diese beiden Verfahren nach der Einsetzung eines Untersuchungsausschusses bald abgebrochen 
wurden. 

Ein Verfassungsreformentwurf der Regierung Bérégovoy vom Frühjahr 1 99 3  sah eine Ânderung des 
Verfahrens vor, die darauf abzielte, der im tatsachlichen Bereich begründeten Unmôglichkeit der 
Heranziehung der Minister für ihre strafbaren Handlungen entgegenzuwirken. Die Regierung Balladur 
übernahm den Vorschlag, und der Entwurf wurde zum Verfassungsgesetz vom 27. Jul i  1 99 3 ,  

erganzt durch das verfassungsausführende Gesetz vom 23. November 1 99 3 .  

7 5  Die Haftung var d e m  Gerichtshof d e r  Republik (Art. 68·1 u n d  68-11 ) .  Die wesentliche Neuerung 
besteht darin, da!), ein Verfahren gegen Regierungsmitglieder heute nicht mehr allein von Parlamen­
tariern herbeigeführt werden kann, sondern von jedem, der behauptet, durch ein Verbrechen oder 
Vergehen verletzt z u  sein, das von einem Mitglied der Regierung in Ausübung seines Amtes 
begangen worden ist. 

Der offiziell am 9. Februar 1 9 94 eingesetzte Gerichtshof der Republik besteht aus fünfzehn 
Richtern: zwôlf Parlamentariern (sechs Abgeordneten, sechs Senatoren) und drei Richtern des 
Kassationshofes, von denen einer den Vorsitz des Gerichtshofes innehat. 

Beschwerden der Betroffenen müssen zunachst einem A nnahmeausschuB vorgelegt werden, gegen 
dessen Entscheidungen keine Rechtsmittel zulassig sind. Dieser Annahmeausschul)., der aus 
Richtern des Conseil d'Etat, des Kassationshofes und des Rechnungshofes zusammengesetzt ist, 
kann sich entweder entscheiden 
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für d ie  Einstellung des Verfahrens oder 

für die Übermittlung der Beschwerde an die Generalstaatsanwaltschaft beim Kassa­
tionshof, mit der Bitte um Anrufung des Gerichtshofes, 

Der bei der Generalstaatsanwaltschaft für diese Art von Beschwerden zustandige Ausschul?. setzt 
sich aus drei, von ihren Kollegen gewahlten Mitgliedern des Kassationshofes zusammen. Wiederum 
stehen dem Ausschul?. zwei Wege offen: Er kann 

das Verfahren einste!len (non-lieu) oder 

méiglicherweise nach Neubewertung der Straftaten in rechtlicher Hinsicht, den Gerichts· 
hof anrufen. 

Kommt es zur Anrufung des Gerichtshofes, sa wirken aile fünfzehn Richter an der Urteilsfindung 
mit. 

lm Gegensatz zu den unanfechtbaren Entscheidungen des Hohen Gerichtshofes ist gegen diejenigen 
des Gerichtshofes der Republik die vor dem groBen Senat des Kassationshofes zu verhandelnde 
Revision zulassig. 

C / EINKOMMENS· UNO VERMÔGENSVERHALTNISSE DER MiNISTER 

76 Oas Gehalt der Regierungsmitglleder. Am 1 ,  Februar 1 99 3  (entsprechend der zuletzt bekannt 
gewordenen Ziffern) betrugen die Gehalter der Regierungsmitglieder jeweils: 

Premierminister: 62.230,99 FF 
die Minister: 47. 9 1 5,24 FF 
die Staatssekretare: 4 1 . 947,97 FF 

zu diesem Gehalt kommt noch eine globale Aufwandsentschadigung in der Gri.\Benordnung von 
1 7.000 FF für den Premiermlnister, 8.000 FF für jeden Minister und 4.000 FF für die Staats­
sekretlire hlnzu. Daneben verfOgen die Regierungsmitglieder über weltere Vorteile wie Amts­
wohnungen, Dienstwagen, Chauffeure, Freifahrscheine für die erste Klasse der SNCF, . . .  

Ehemalige Mitglieder d e r  Reglerung erhalten nach ihrem Ausscheiden für eine Zeit von sechs 
Monaten ein Übergangsgeld in der Hôhe ihrer bisherigen Amtsbezüge. Die Zahlungen werden 
eingestellt, sobald ein ehemaliges Regierungsmitglied vor Ablauf der Übergangszeit eine vergütete 
Tatigkeit Obernimmt. Desgleichen erhalten auch die ehemaligen Regierungsmitglieder kein Ü ber­
g angsgeld ausgezahlt, die direkt im AnschluB an ihre Tatigkeit ais Minister ihren Sitz im Parlament 
wiedereinnehmen. 

77 Die Vermogens!age der Minister. Binnen fünfzehn Tagen nach ihrer Ernennung haben Minister und 
Staatssekretare eine Erklarung über ihre Vermogensverhaltnisse abzugeben. Die Erkl11rung hat in 
Form einer detaillierten, bezifferten Schatzung des Wertes des eigenen Vermogens zu erfolgen. 
Dieselbe Verpflichtung trifft die Regierungsmitglieder bei Beendigung ihres Amtsverh111tnisses. Beide 
Erklarungen werden an einen aus Richtern der oberen Gerichte zusammengesetzten AusschuB 
weitergereicht, der die vor Amtsantritt bestehende Vermôgenslage mit derjenigen, die bei Beendi­
gung des Amtsverhaltnisses vorliegt, zu vergleichen hat. Feststellungen und Beobachtungen des 
Ausschusses werden in einem mindestens aile drei Jahre zu erstellenden Bericht zusammengefaBt, 
der im Journal officiel zu verôffentlichen ist (Gesetz vom 1 1 . 3 . 1 988,  Titel 1, J. O. vom 1 2 .3 . 1 988i . 
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I l l  1 FORMEN DEA ZUSAMMENKUNFT DER MINISTEA 

Das klassische Kabinett ais Form der Zusammenkunft aller Minister unter dem Vorsitz des Premier­
ministers gibt es in der V. Republik nicht. Die Minister treffen sich entweder im Ministerrat oder in 
interministeriellen Ausschüssen oder fülten. 

78 Der Ministerrat. Der Ministerrat, der regelmâl!.ig mittwochs im Elyséepalast zusammentritt, ist das 
Entscheidungsgremium der ais Kollegialorgan auftretenden Regierung. 

Den Vorsitz im Ministerrat führt der Prâsident der Republik (Art. 9 ) .  An den Sitzungen nehmen 
neben sâmtlichen Ministern auch diejenigen Staatssekretare teil, deren Anwesenheit angesichts der 
Tagesordnung erforderlich erscheint. 

Nach Beendigung der Sitzung wird ein Kommuniqué herausgegeben, das verhandelte Themen und 
getroffene Entscheidungen wiedergibt. Ein detail liertes Protokoll der Entscheidungen des Ministerra­
tes wird hingegen nicht verôffentlicht. 

79 lnterministerielle Ausschüsse und Rate. ln interministeriellen Ausschüssen (comités interministériels 
ou comités restrein ts), deren Vorsitz in der Regel der Premierminister führt, kommen die Minister 
verschiedener Fachgebiete zusammen, begleitet von Mitarbeitern und hohen Verwaltungsbeamten. 
A ufgabe der Ausschüsse ist, die Tâtigkeit der verschiedenen Fachminister in bezug auf bestimmte 
Vorhaben aufeinander abzustimmen oder auch die Aufbereitung besonders wichtiger Verhandlungs­
themen vor Eintragung derselben in die Tagesordnung einer Mînisterratsitzung zu ermôglichen. 

Finden diese interministeriellen Zusammenkünfte unter dem Vorsitz des Staatsprasidenten statt, so 
spricht man von " intermînisteriellem Rat" (conseil interministérie/l . 

2. Abschnitt: Die Tatlgkeit der Regierung 

1 1 BEFUGNISSE DER REGIEAUNG 

A / DEFINITION UND LEITUNG DEA STAATS POLITIK 

8 0  lnhalt und Bedeutung des Art. 20. Art. 20 bestimmt: "Die Regierung bestimmt und leitet d ie  Politik 
der Nation." 

Diese Formulierung bringt klar den Willen der Verfassungsgeber zum Ausdruck, von vornherein 
jedem Abdriften des Systems in Richtung einer faktischen Alleinherrschaft eines allmâchtigen 
Pari am entes (régime d'assemblée), vorzubeugen und die Entstehung von Zustânden, wie sie in der 
I l l .  und IV.  Republik herrschten, i n  denen das Parlament den schwachen, abhângigen Regierungen 
seinen Willen diktierte, z u  verhindern. Sowohl de Gaulle ais auch Debré wollten mit dieser Vor­
schrift für die V. Republik ein für aile Male klarstellen, dal!. Definition und Umsetzung der Staats­
politik künftig Aufgabe der Exekutiven zu sein habe. Vôllig freie Hand hat die Regierung, die ja nur 
einen Teil der Exekutiven stellt, in bezug auf ihre Entscheidungen jedoch auch heute nicht, denn im 
Falle der Konvergenz von Prasidial- und Parlamentsmehrheit kann sie de facto nur  in  Abstimmung 
mit und unter Kontrolle des Staatsprasidenten agieren: Dieser ist es namlich, der die politischen 
Grundsatzentscheidungen zu treffen hat und vom Premierminister dann deren Umsetzung erwartet. 
Allein in Zeiten der cohabitation erf!lhrt die Stellung des Premierministers innerhalb der Exekutiven 
eine Aufwertung und die Regierung kann die ihr von Art. 20 eigentllch zugedachte Rolle vollends 
spielen. 
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U m  ihre Entscheidungen ausführen und die innere und âul!.ere Sicherheit des Landes gewahrleisten 
zu kèinnen, verfügt die Regierung über Verwaltung und Streitkriifte. Beide lnstitutionen wirken so 
an der Umsetzung staatspolitischer Ziele mit. 

8 / NORMATIVE BEFUGNISSE DER REGIERUNQ 

8 1  Mitwirkung a m  Gesetzgebungsverfahren . l n  keinem d e r  zeitgenossischen parlamentarischen 
Regierungssysteme wird das Prinzip

. 
der G ewaltenteilung ais Hindernis für aine begrenzte Ein· 

fluBnahme der Regierung auf das Gesetzgebungsverfahren angesehen. Auch die Regierungen der 
V. Republik verfügen diesbezüglich über Mitwirkungsrechte. Das Gesetzgebungsverfahren (s. u. 
Kap. 5)  ràumt der Regierung u. a. das Recht ein . . . .  

. > mitzureden bei d e r  Festlegung d e r  Tagesordnungspunkte der Parlamentskammern (Art. 
48), 

. > Gesetzesentwürfe und Ânderungsantrage lns Parlament einzubringen {Art. 39 und 44), 

-> die Diskussion der Kammern über Gesetzesvorlagen lm Wege des Verfahrens der 
"gebundenen Abstimmung" (vote bloqué) zu beschleunigen zu versuchen (Art. 44 I l l )  . . . .  

Neben diesen " klassischen" lnterventionsmëglichkeiten i m  Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens 
verfügt die Regierung der V. Republik auch über das Recht, unmittelbar auf den Normgebungs­
prozel!. EinfluB zu nehmen: 

- > sowohl im Rahmen lhres Rechts zum Erlal!. gesetzesunabhangiger Rechtsverordnungen 
(pouvoir réglementaire autonome), 

·> ais auch auf Grund einer Ermachtigung durch den Gesetzgeber: das Verfahren der 
gesetzesvertretenden Verordnungen (ordonnances) aus Art. 38. 

82 Recht zum Erlal!. von Rechtsverordnungen. Tradition ist, daB der Gesetzgeber über das Recht 
verfügt, die Regierung zu ermêchtigen, abstrakt·generelle Regelungen zu treffen, die der Kon· 
kretisierung formeller Gesetze dienen. Man spricht in diesem Zusammenhang vom Recht zum Erlal!. 
gesetzeskonkretisierender Rechtsverordnungen (pouvoir réglementaire dérivé), das i n  Form von 
Dekreten und Erlassen wahrgenommen wird. Eine gesetzliche Ermachtigung zum Erlal!. gesetzes· 
k o n k r e t i s i e r e n d e r  R e c h ts v e r o r d n u n g e n  d a r f  j e d o c h  n i e  z u r  A us h o h l u n g  d e r  
Entscheidungsprarogative d e s  Parlaments führen. Zu weit reichende Ermiichtigungen werden daher 
vom Verfassungsrat wegen "incompétence négative • verworfen; diese Figur der "incompétence 
négative " ist durchaus mit der Wesentlichkeitstheorie des BVerfG vergleichbar. 

Überraschend dagegen war 1 95 8  die neu i n  die Verfassung aufgenommene Ermachtigung der 
Regierung zum Erlal!. gesetzesunabhângiger Rechtsverordnungen (pouvoir réglementaire autonome), 
denn diese Neuregelung kommt der Anerkennung aines Verordnungsrechts der Exekutiven, das 
vôlllg unabhangig von der Existenz eines formellen Gesetzes ausgeübt werden kônnen soli,  gleich. 

Die Existenz des Rechts zum Erlal!. gesetzesunabhangiger Rechtsverordnungen ergibt sich kon­

kludent aus der Zusammenschau von Art. 34 und 37:  

· >  Art .  34 enthâlt e ine abschlieBende Liste der  Materien, d ie vom Parlament i n  Form von 
Gesetzen zu regeln sind (Definition des Gesetzes im formel!en Sinn);  

·> Art. 37 bestirnmt, da!!. die nicht in Art. 3 4  genannten Materien von der Regierung lm 
Verordnungswege zu regeln sind (aise: gesetzesunabhangigl ) .  Aufgrund dieser Auf-
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fangzustandigkeit wird samit der Verordnungsgeber zum "Regel-Gesetzgeber" • wobei 
hiermit natürlich der Gesetzgeber im materiellen Sinn gemeint ist. 

Dennoch wurde bald nach lnkrafttreten der Verfassung die Frage aufgeworfen, ab es denn • 

entgegen aller Erwartung • überhaupt noch Bereiche gabe, in denen die Regierung vëllig frei und 
ungebunden ihr Verordnungsrecht würde ausüben kënnen, ohne an durch ein Gesetz gezogene 
Grenzen zu stoBen. Diese Diskussion über das tatsachliche Nichtbestehen eines Anwendungs­
bereichs für das neugewonnene Recht der Regierung provozierte, hatte zugleich aber auch den 
heilsamen Effekt, die Tragweite der Neuregelung, die 1 95 8  ais einschneidende Revolution, ais 
teilweise Entmachtung des Parlamentes erschien, zu relativieren. 

Nichtsdestotrotz kann heute auf wichtige Entscheidungen verwiesen werden, die von der 
Exekutiven getroffen worden sind, ohne daB der Gesetzgeber sich im Vorfeld dazu geauBert hatte: 
Sa z .B .  ein Dekret von 1 964, das dem Staatsprasidenten die Macht an die Hand gab, über den 
Einsatz der franzësischen Nuklearstreitkrafte zu entscheiden. 

83 Die Übertragung legislativer Befugnisse: die gesetzesvertetenden Verordnungen des Art. 38. GemaB 
Art. 38 kann die Regierung zwecks effektiverer Durchführung ihres Programmes vom Parlament die 
Ermachtigung verlangen, wahrend eines begrenzten Zeitraumes im Wege gesetzesvertretender 
Verordnungen (ordonnances) MaBnahmen in Bereichen treffen zu dürfen, die normalerweise in 
Form von Parlamentsgesetzen zu regeln sind. Das Parlament hat die Verordnungsermachtigung in 
Form eines Ermachtigungsgesetzes (loi d'habilitation) zu erteilen (ais Beispiel: das Ermachtigungs­
gesetz vom 2.  Juli 1 986 betreffend die Privatisierungen). 

Die Verordnungsentwürfe der Regierung müssen dem Conseil d'Etat zur Stellungnahme vorgelegt 
und vom Ministerrat beschlossen werden. Die Verordnungen erwachsen allerdings nur dann in 
Gesetzeskraft, wenn sie zu einem spateren Zeitpunkt vom Gesetzgeber ratifiziert werden. Sollte das 
Parlament den Entwurf des erforderlichen Zustimmungsgesetzes ablehnen, sa darf die 
entsprechende Verordnung ab diesem Zeitpunkt nicht mehr angewandt werden. 

Bringt die Regierung den Entwurf des Zustimmungsgesetzes noch var Ablauf der in dem Ermachti· 
gungsgesetz festgesetzten Frist ins Parlament ein, setzt aber seine Diskussion nicht auf die 
Tagesordnung der Kammern, sa behalt die Verordnung ihre Gültigkeit, erwachst jedoch nicht in 
Gesetzeskraft, sondern behillt reinen Verordnungscharakter, was bedeutet, daB Rechtsbehelfe 
gegen sie • sa wie gegen jede andere individuelle oder abstrakt-generelle Entscheidung einer 
Verwaltungsbehôrde · var der Verwaltungsgerichtsbarkeit geltend zu machen sind (Verfahren des 
recours pour excès de pouvoir) . 

84 Konkret-individuelle Entscheidungen. Neben abstrakt-generellen Entscheidungen (d.h.  solchen mit 
normativem Charakter) darf die Regierung auch Einzelfallentscheidungen treffen (Ernennungen, 
Genehmigungen, Zulassungen, . . .  ) .  

Diese n u r  Einzelfâlle betreffenden Rechtsakte (Die wichtigsten von ihnen sind im Ministerrat zu 
beschlieBen.) kônnen in zwei Formen erlassen werden: 

· >  ais Dekret, wenn sie vom Premierminister unterzeichnet sind; 

· >  ais ErlaB, wenn sie von einem der Minister stammen. 
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c 1 DIE VOM PREMIERMINISTER PERSÔNLICH WAHRZUNEHMENDEN BEFUGNISSE !compétences propres a u  

Premier ministre) 

85 Oie Doppelfunktion des Premierministers. Der Premierminister ist gleichzeitig Regierungschef und 
oberster Dienstherr der staatlichen Verwaltung. Die Bedeutung dieser beiden Funktionen wird 
deutlich, wenn man sich den Katalog der dem Premierminister in diesen Bereichen übertragenen 
Kompetenzen ansieht: 

auf sein en Vorschlag hin werden die Minister ernannt und entlassen (Art. 8 I l ) ; 

er leitet die Geschlifte der Regierung (Art. 2 1  l 1 )  und steht samit in der Hierarchie über 
den anderen Regierungsmitgliedern: er kann ihnen Weisungen erteilen, hat ihre Arbeit 
zu koordinieren und beim Auftauchen von Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
Fachministern zu schlichten, insbesondere, wenn es um den Staatshaushalt geht; 

im Rahmen der Erm�chtigung durch den Prasidenten der Republik ernennt er zu wichti­
gen zivilen und militarischen Âmtern (Art. 2 1  1 4) ; 

er hat die ordnungsgemaf&e Ausführung der Gesetze zu überwachen und das Verord­
nungsrecht auszuüben (Art. 21 1 3) .  

Des weiteren ist  der Premierminister verantwortlich für d ie Verteidigung des Landes (Art. 2 3  1 2) .  
Bei  Wahrnehmung dieser Aufgabe ist  er auf enge Zusammenarbeit mit dem Staatsprasidenten 
angewiesen, denn dieser ist laut Verfassung Oberbefehlshaber der Streitkr�fte. ln der Praxis sieht 
die Aufgabenverteilung so aus, daf& der Premierminister sich um die Organisation der Streitkratte 
zu kümmern hat, wahrend es dem Staatschef obliegt, Grundsatzentscheidungen zu treffen und über 
den Einsatz der Armee im Ausland zu entscheiden. 

Auch auf das Gesetzgebungsverfahren kann der Premierminister Einflui1> nehmen: Einmal verfügt er 
ebenso wie die Parlamentarier über das Recht der Gesetzesinitiative (Art. 3 9  I ) ;  dazu kommt die ihm 
von der Verfassung an die Hand gegebene Môglichkeit, das Parlament zu aui1>erordentlichen 
Sitzungen einberufen zu lassen (Art. 29) .  Darüber hinaus steht ihm das Recht zu, den Verfassungs­
rat anzurufen, um von ihm die Verfassungsmi!iBigkeit eines einfachen, noch nicht verkündeten 
Gesetzes überprüfen zu lassen (Art. 6 1  I l l .  SchlieBlich kann der Premierminister von sich aus die 
N ationalversammlung ersuchen, der Regierung das Vertrauen auszusprechen (Art. 49 und 50) .  

I l  ] HILfSORGANE DER REGIERUNG 

A / INTERNE ORGANISATION UND AUFGABENVERTEILUNG 

86 Oie Behôrden des Premierministers. Um seine vielfi!iltigen und  umfangreichen Aufgaben angemessen 
erfüllen zu kënnen, kann der Premierminister auf die Mithilfe persi:inlicher Referenten (sein " cabi­
net") zurückgreifen. Daneben arbeiten verschiedene Verwaltungsstellen für ihn, von denen d ie 
wichtigste das Generalsekretariat der Aegierung (das "SGG ": Secrétariat général du gouvernement) 

ist. 

-> Die wichtigsten Aufgaben des "cabinet" des Premierministers sind: die Minister zur 
Zusammenarbeit anzuregen, interministerielle Verhandlungen zu leiten, Schiedssprüche 
des Premierministers vorzubereiten und sich um die Aufrechterhaltung der Beziehungen 
zur Parlamentsmehrheit zu bemühen. Der Rücktritt des Premierministers beendet 
automatisch auch die Tatigkeit seiner persônlichen Referenten. 
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- > Das Generalsekretariat der Regierung (SGG), das ungefiihr hundert Mitarbeiter zahlt, hat 
die Aufgabe, die Regierungsarbeit im einzelnen zu organisieren. Es arrangiert Treffen 
der Minister, die der Koordination ministerlicher Vorhaben dienen sollen, und sorgt 
dafür, daB der EntscheidungsfindungsprozeB der Regierung von den ersten vorbereiten­
den Arbeiten bis hin zur endgültigen BeschluBfassung und der Verëffentlichung der 
getroffenen Entscheidungen im Journal officiel reibungslos verlauft. ln Zusammenarbeit 
mit dem Generalsekretariat des Elyséepalastes obliegt ihm ferner die Vorbereitung der 
Sitzungen des Ministerrates (Ausarbeitung der Tagesordnung, des AbschluBkommuni­
qués, ... ). Das SGG befindet sich ais Mittlerorgan zwischen Premierminister und Staats­
prasidentem, zwischen Regierung und Parlament (Einreichung von Gesetzesentwürfen, 
Verfolgung der Debatten im Parlament), zwischen Premierminister und den anderen 
Ministern. 

Darüber hinaus kommt ihm - ais politische Schwankungen überdauernder Verwaltungs­
behërde - die Aufgabe zu, im Falle eines einschneidenden politischen Wechsels den 
ungestërten Fortgang der Staats- und Regierungsgeschafte sicherzustellen. Zweimal 
schon hatte sich das SGG in dieser Rolle zu bewilhren: einmal im Jahr 1 9 5 8 ,  anlaBlich 
der Überleitung von der IV.  zur V. Republik, und 1 9 8 1 ,  nach der Wahl Mitterrands zum 
Staatsprasidenten. 

-> Aus der FOiie der anderen Organe, die den Premierminister in  seiner Arbeit unterstützen, 
sei noch das Generalsekretariat des für Fragen der europaischen Wirtschaftszusammen­
arbeit zustandigen interministeriellen Ausschusses (Secrétaria t général du Comité 
in terministériel pour les questions de coopéra tion économique européenne), besser 
be kannt ais SGCI, hervorgehoben, das die Zusammenarbeit zwischen der franzôsischen 
Exekutiven und den Organen der Europaischen Union zu regeln hat. 

87 Die Ministerien . Jeder Minister steht an der Spitze eines eigenen Fachministeriums. Er allein regelt 
Organisation und Aufgabenverteilung innerhalb seines Ressorts. Er ist weisungsbefugt gegenüber 
den Beamten seines Ministeriums. 

Wenige Tage nach der Regierungsbildung werden Dekrete erlassen, welche die Aufgaben eines 
jeden Ministers festlegen, die ihm nachgeordneten Behôrden bestimmen und ihm unterstehende 
Organe auflisten. Diese Klarstellung soli Zusrnndigkeitsstreitigkeiten zwischen den Ministern 
vermeiden helfen und Kompetenzüberschneidungen vorbeugen. 

Die Minister wirken an der Arbeit der Regierung mit, indem sie unter Anleitung des Premierministers 
und in Absprache mit ihren an einem bestimmten Problem interessierten Kollegen die im Rahmen 
ihres Geschaftsbereichs zu treffenden Entscheidungen und MaBnahmen einleiten und durchführen. 
Um ihren Aufgaben sinnvoll nachkommen zu kônnen, verfügen auch die Regierungsmitglieder über 
persônliche Referenten - ein cabinet, das ais Verbindungsglied zwischen Regierungs- und Ver 
waltungsebene dienen soli. 

8 I BERATENDE ORGANE 

Zwei weitere Organe, welche die Regierung bei der Ausarbeitung und Durchführung ihrer Politik 
unterstützen und beraten, sind besonders hervorzuheben: 

der Wirtschafts- und Sozialrat, 
der Conseil d'Etat. 
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88 Der Wirtschafts- und Sozialrat (Art. 69 • 7 1 ). Der Wirtschafts- und Sozialrat ist eine beratende 
Versammlung, welche die Aufgabe hat, Vertretern aus Wirtschaft und Gesellschaft ais Versamm­
lungsplattform zu dienen und ihnen Gelegenheit zu geben, die Wirtschafts- und Sozialpo litik der 
Regierung zu unterstützen und mitzugestalten. 

Der Rat besteht aus 2 3 1  Mitgliedern, die jeweils für fünf Jahre gewahlt sind: 1 OO werden direkt 
von der Regierung ausgesucht, die anderen von gesellschaftlich relevanten Gruppen und lnstitutio­
nen entsandt. 

Die Mitgliedschaft im Wirtschafts- und Sozialrat ist unvereinbar mit der Wahrnehmung eines 
parlamentarischen Mandates, der Ausübung ministerieller Funktionen und der Mitgliedschaft im 
Vertassungsrat. Eine Art lmmunitat ist mit der Eigenschaft ais Mitglied hingegen nicht verbunden. 

Der Rat hat die Aufgabe, auf Ersuchen der Regierung Stellungnahmen abzugeben und Gutachten 
zu verfassen. Entscheidungen hingegen trifft er nie; seine politische Bedeutung ist daher gering. 

Der Rat ist zu hôren, wenn es um die Beratung und Abfassung von Planungsgesetzen (lois de 
programme) oder die Erstellung von Wirtschafts· und Sozialprnnen geht. Ferner kann die Regierung 
ihn um Stellungnahme zu Entwürfen von Gesetzen oder Dekreten bitten, die seinen Zustandigkeits· 
bereich berühren oder auch zu jeder Art von wirtschaftlichem oder sozialem Problem von nationa­
lem lnteresse. Darüber hinaus hat er das Recht, die Aufmerksamkeit der Regierung von sich aus auf 
ihm wünschenswert erscheinende Reformen im wirtschatlichen oder sozialen Bereich zu lenken. 

89 Der Conseil d'Etat. Ehemals Berater des Kônigs, neugegründet mit der napoleonischen Verfassung 
des Jahres VIII ( 1 799),  hat der Conseil d'Etat heute zwei Aufgaben zu erfüllen: 

- > er ist Berater der Regierung in bezug auf aile rechtlichen oder verwaltungstechnlschen 
Problema und Fragen (Verwaltungsabteilungen) und gleichzeitig 

- >  oberstes Verwaltungsgericht (Abteilung für Rechtsprechung}. 

lm Rahmen seiner Beratertatigkeit überprüft der Conseil d'Eta t Entwürfe von Gesetzen und 
gesetzesvertretenden Verordnungen sowie eine gro8e Zahl von einfachen Verordnungen (Natürlich 
auch diejenigen règlements, welche der Kategorie der in Form von en Conseil d'Etat (d.h. nach 
Anhôrung des Conseil d'Etat! zu beschliel?.enden Dekreten angehôren.).  

Er hat sich i m  wesentlichen auf die Überprüfung der Vereinbarkeit der Vorlagen mit dem bestehen­
den Normengefüge und der Qualitllt der gewahlten Formulierungen der ihm vorgelegten Texte zu 
beschrllnken. 

Darüber hinaus besteht für die Regierung die Moglichkeit, den Conseil d'Etat immer dann um seine 
Meinung zu bitten, wenn Probleme betreffend die Verwaltung auftauchen sollten. 

Die Regierung ist nicht an die Stellungnahmen des Conseil d'Etat gebunden. Sie bezieht sie aber 
meist trotzdem in ihre Überlegungen und Beratungen mit ein. 

I l l  1 DIE VERANTWORTUNO OER REOIERUNO GE:iENÜBER DEM PARLAMENT 

90 Die Regierun gsverantwortung gegenflber dem Parlament. Der im Gesetz vom 3. Juni 1 9 5 8  vor­
geschriebene, in Art. 20 aufgenommene G rundsatz der Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber 
dem "Unterhaus" wird in den Artikeln 49 und 50 nî\her ausgestaltet. 
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Obwohl die ersten beiden der in Art. 4 9  genannten Verfahren (Vertrauensfrage und MiBtrauens· 
antrag) typische Bestandteile eines jeden parlamentarischen Regierungssystems sind, ist nicht zu 
verhehlen, daB ihnen das im Rahmen der Verfassung von 1 9 5 8  mit ihrer Einführung verfolgte Ziel 
der Rationalisierung des parlamentarischen Regierungssystems einen problematischen, weil 
doppeldeutigen Charakter verleiht: Einerseits sollen sie dem Schutz der Regierung dienen, gleichzei· 
tig aber auch der Kontrolle und Überw achung der Regierung durch das Parlament. 

Diese Grundtendenz wird noch verstarkt durch die Einführung elnes dritten Verfahrens, welches 
einer schwachen Regierung, d.h. einer Regierung, die lediglich Ober eine unsichere Mehrheit im 
Parlament verfügt oder sogar einer Minderheitsregierung ermôglichen sol i ,  diejenigen Texte vom 
Gesetzgeber verabschieden zu lassen, ohne welche sie meint, ihre Tatigkeit nicht weiter ausüben 
zu kënnen, solange keine ernstzunehmende politische Alternative zur amtierenden Regierung in 
Aussicht steht. 

A / DIE VERTRAUENSFRAGE (ART. 4 9  1) 

9 1  O i e  Regelung des Art. 4 9  1 .  Der  Premierminister kann auf  BeschluB des  Ministerrates d i e  National­
versammlung ersuchen, der Regierung das Vertrauen über ihr Programm oder gegebenenfalls über 
eine Erkli!rung zur aligemeinen Politik auszusprechen (Art. 49 1). ln der Regel nimmt der Premier­
minister diese Môglichke!t im AnschluB an die Bildung einer neuen Regierung wahr, Das erforderli· 
che Vertrauen des Parlamentes in Premierminister und Regierung gilt dann ais bestatigt, wenn das 
Programm oder die programmatische Regierungserklarung die Zustîmmung durch die absolute 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen findet. 

Allerdlngs steht es jedem neu ernannten Premierminister frei, die Vertrauensfrage zu stellen oder 
nicht. Genausogut kann er seine Reglerungserklarung vor dem Parlament abgeben, ohne sie mit der 
Stellung der Vertrauensfrage verknüpfen zu müssen. Dann ist es Sache der Nationalversammlung, 
einen MiBtrauensantrag zu stellen und der Regierung zu zeigen, daB es lm " Unterhaus" eine 
absolute Mehrheit der Mitglieder gibt, die bereit ist, eine andere Reglerung zu tragen. 

B / DER MIBTRAUENSANTRAG (ART. 49 I l )  

92 Das Verfahren des Mi&trauensvotums nach Art. 49 Il. Die Initiative für die Einleitung eines Ver­
fahrens nach Art. 49 li kann nur von den Abgeordneten ausgehen. 

Der Grundidee der Rationalisierung des parlamentarischen Regierungssysterns entsprechend darf 
das Vedahren des MiBtrauensvotums ais klassisches Kampfmittel des Parlamentes gegen die 
Regierung nur unter sehr engen Voraussetzungen zum Erfolg führen. Diese solien verhindern, daB 
der Sturz einer schwachen Regierung zu leicht zu bewirken ist, zum Erfolg führen. lnstabilen, 
schwachen Mehrhelten soli es dadurch unmèlglich gemacht werden, eine Regierung zum Rücktritt 
zu zwlngen, wenn keine echte politische Alternative in Aussicht ist (siehe zum Vergleich das 
Verfahren des konstruktiven Mi&trauensvotums im GG) .  

D ie  Stellung eines Mill.trauensantrags i s t  nur  zulassig, wenn er von  mindestens einem Zehntel de r  
Mitglieder de r  Nationalversammlung (von mindestens 5 8  Abgeordneten also) unterzeichnet ist. D ie  
Abstimmung über ihn  darf erst 4 8  Stunden nach seiner Einbringung abgehalten werden. Der  Antrag 
gilt nur dann ais angenommen, wenn er die Stimmen der absoluten Mehrheit der Mitglieder der 
Nationalversammlung auf sich vereinigen kann. Gezahlt werden jeweils nur die zugunsten des 
MiBtrauensantrags abgegebenen Stirnmen, was bedeutet, daB sich die bei der Zahlung nlcht 
berücksichtigten Enthaltungen praktisch zugunsten der Regierung auswirken. 
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· >  Wird der MiBtrauensantrag angenammen, s a  zieht e r  den Rücktrîtt der Regierung nach 
sich (Art. 50).  

· >  Wird der MiBtrauensantrag abgelehnt, dürfen seine Unterzeichner im Laufe derselben 
ordentlichen Sitzungsperiade nur noch zwei weitere MiBtrauensantrâge, im Laufe 
derselben auBerordentlichen Sitzungsperiode keinen neuen Antrag mehr einbringen. 
Eine Ausnahme von diesem Verbat besteht nur für die Falle, in denen es auf Initiative 
der Regierung zu einem Verfahren nach Art. 49 Ill kommt, d .h .  immer dann, wenn das 
Parlament zu einer Vertrauensfrage Stellung zu nehmen hat, von deren positiver oder 
negativer Bescheidung die Regierung das Schicksal einer konkreten Vorlage abhangig 
gemacht hat (siehe unten: C.) . 

Bedenkt man die engen Zulassigkeitsvoraussetzungen und anderen Verlahrenshindernisse, so wird 
klar, warum von den 41 i n  den Jahren von 1 95 9  bis 1 994 eingebrachten MiBtrauensantragen 
bisher nur ein einziger · namlich der 1 962 gegen die Regierung Pompidou gerichtete Antrag • Erfolg 
haben konnte. 

Die Hllufigkeit, mit der in  der Vergangenheit trotz der sehr geringen Erfolgsaussichten Mit1trauens­
antrage ins Parlament eingebracht worden sind, zeigt, daB mit der Einleitung dieses Verfahrens 
neben dem vordergründigen Ziel des Regierungssturzes von der Opposition meist nach andere Ziele 
verfolgt werden: Durch die Stellung eines MiBtrauensantrages kann die Opposition namlich 
erzwingen, daB es im Parlament zu einer Grundsatzdiskussion über Tatigkeit und Politik der 
Regierung kommt. 

C / D I E  VERBINDUNG DER VERTRAUENSFRAGE MIT DER ENTSCHEIDUNG ÜBER EINE KONKAETE VORLAGE 

(ART. 49 I l l )  

O a s  Verfahren des Art. 49 I l l .  Der  Premierminister kann auf BeschluB des M inisterrates die National­
versammlung ersuchen, der Regierung das Vertrauen in Verbindung mit der Annahme einer 
konkreten Vorlage auszusprechen (Art. 49 I l l ) . Gewôhnlich hande!t es sich bei einer solchen 
Vorlage um einen Gesetzesentwurf. Der Entwurf gilt in  diesen Fallen ais angenommen, wenn nicht 
in  den auf das Ersuchen fo!genden 24 Stunden ein MiBtrauensantrag ins Parlament eingebracht und 
im Verfahren nach Art. 49 Il angenommen wird. 

Von dieser Bestimmung kann die Regierung Gebrauch machen, um die rasche Annahme einer 
Vorlage durch das Parlament zu erreichen oder um einer unfruchtbaren parlamentarischen Debatte 
dann ein Ende zu bereiten, wenn diese droht, steckenzubleiben oder wenn absehbar ist, daB ein 
von der Regierung vorgelegter Entwurf infolge einer Unzahl von Anderungsantragen vôll ig entstellt 
werden wird. 

Das Verfahren des Art. 49 1 1 1  kann einer amtierenden Regierung insbesondere dann die Arbeit 
erleichtern, wenn sich im Partament keine Alternativmehrheit (majorité de rechange) (vgl. Art. 8 1  
G G )  findet. Wenn i n  dem von der Ver:assung vorgesehenen Zeitraum von den Abgeordneten kein 
MiBtrauensantrag eingebracht und an')enommen wird, so gilt der Gesetzesentwurf der Regierung 
nilmlich ais verabschiedet, ohne daB sich die Abgeordneten in  irgendeiner Weise zu ihm geauBert 
oder über ihn abgestimmt hiltten. Wird ein MiBtrauensantrag eingebracht, kann aber nicht die 
erforderliche absolute Mehrheit der Stimmen auf sich vereinigen, so gilt die Vorlage trotzdem ais 
angenommen, da ja  die Enthaltungen • anders ais im gewôhnlichen Abstimmungsverfahren • 

praktisch wie Ja-Stimmen behandelt werden. 
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Unter den 1 9 5 8 von den Verfassungsvatern neu in die Verfassung aufgenommenen Bestimmungen, 
welche der auf die Vielfalt der politischen Familien Frankreichs zurückzuführenden lnstabilitat der 
Regierungen entgegenwirken sollten, ist das Verfahren nach Art. 49 I l l  sicher das effektivste. Diese 
Tatsache sollte man nicht aus den Augen verlieren und die Regelung des Art. 49 Ill nicht vorschnell 
ais unzulassigen Eingriff in die Rechte der Legislativen kritisieren. 
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4 .  Kapitel :  Das Parlament 

1. Abschnitt: Die Parlamentarier 

2. Abschnitt: Die Arbeit des Parlamentes 

94 Die Stellung des Parlamentes im System des rationalisierten Parlamentarismus. 1 958 war das 
Parlament sicher das am wenigsten geschatzte Staatsorgan. Fast aile Neuregelungen der Ver­
fassung der V.  Republik zielen darauf ab, seine Rech te einzuschranken, es besser kontrollierbar zu 
mach en. 

Sollte der Wunsch, das Parlament ais Institution zu bestrafen für vergangene MaBlosigkeit, für 
MachtanmaBung und -miBbrauch, für die absolute Herrschaft der Abgeordnetenversammlung und 
der Parteien in der Ill. und IV. Republik, die zur Gleichsetzung von Volks- und Parlamentssouverani­
tat geführt hat, der Grund für den 1 95 8  getanen Versuch der Zurückverlagerung der Macht weg 
vom Parlament hin zur Exekutiven gewesen sein? Oder entspringen die Ânderungen lediglich dem 
Willen, endgültig Schwache und lnstabilitat der vorausgegangenen Regierungssysteme zu über­
winden? 

Nicht zu leugnen ist jedenfalls, daB der überwiegende Teil der zur Rationalisierung des Parlamenta­
rismus in die Verfassung aufgenommenen Mechanismen inhaltlich MaBnahmen zur Beschrankung 
und Begrenzung der Befugnisse der legislativen Gewalt beinhalten: 

-> eindeutige Festlegung und abschlieBende Aufzahlung der Materien, die in Form von 
Parlamentsgesetzen zu regeln sind, 

- >  detaillierte Vorschriften über die parlamentarischen Sitzungsperioden und den Ablauf 
der Debatten im Parlament, 

-> Beschrankung der mëglichen Anzahl parlamentarischer Ausschüsse, 

-> Abgabe eines Teils der Verantwortung für die Ausarbeitung von Gesetzestexten an die 
Exekutive . . .  

Entgegen de r  ursprünglich geauBerten Befürchtungen hat sich das Parlament jedoch nicht auf die 
Rolle eines passiven Registraturbüros (chambre d'enregistrement) reduzieren lassen. Sowohl 
Nationalversammlung ais auch Senat haben es verstanden, sich ihren Platz im Gefüge der staatli­
chen lnstitutionen zu sichern und ihre Eigenstandigkeit gegenüber der Exekutiven zu bewahren. Die 
Normalisierung des VerMltnisses zwischen den Gewalten, deren erste Anzeichen bereits unter der 
Prasidentschaft Pompidous auftauchten, wurde unter den Prasidenten V. Giscard d' Estaing, F. 
Mitterrand und J. Chirac fortgeführt. Seit Anfang der 90er Jahre laBt sich feststellen, daB . . .  

· >  das Parlament wichtige Kontrollbefugnisse betreffend die Europapolitik an sich 
gebracht hat und daB . . .  

· >  der Verfassungsrat, der zunachst, indem e r  i n  einer Entscheidung vom 1 7 ./ 1 8 . und 
24. Juni 1 959  eine restriktive Auslegung der verfassungsrechtlichen Bestimmungen 
über die GescMftsordnung der Nationalversammlung vorzog und damit das Ende 
der parlamentarischen Souveranitat (souveraineté parlemen taire) zu verkünden 
schien, in neueren Entscheidungen eine gemaBigtere Haltung erkennen laBt, so zum 
Beispiel in Bezug auf die Pflicht der Parlamentarier zur perséinlichen Stimmabgabe 
(Verfassungsrat, Entscheidung 86-225 DC vom 23.0 1 . 1 987). 
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Die Verfassungsanderung vom 4. August 1 994, die einen stark symbolischen Charakter hat, 
bestatigte diese Entwicklung hin zu einer Wiederherstellung des Gleichgewichts zwischen exekuti· 
ver Gewalt und dem Parlament, das gegenüber 1 9 58 wieder an Macht hinzugewonnen hat. lndem 
diese Verfassungsanderung das ursprünglich vorgesehene System von zwei parlamentarischen 
Sitzungsperioden im Jahr mit einer Gesamtdauer von 1 70 Tagen durch eine einzige Sitzungsperîode 
von neun Monaten ersetzte, hat sie nicht nur zur Effektivierung der parlamentarischen Arbeit 
beigetragen, sondern hat darüber hinaus zur endgültigen Abschaffung eines der Mechanismen 
geführt, die nach der Vorstellung und dem Willen von d e  Gaulle und M. Debré zur Rationalisierung 
des Parlamentarismus beitragen sollten. Nach dem Morto: "lst das Parlament nur an 1 70 Tagen im 
Jahr versammelt, so ist es ihm an den ilbrigen 1 95 Tagen im Jahr unmélglich, die Regierung zu 
stürzen . . .  " . 

9 5  O as  Zweikammersystem. D a s  Parlament der V. Republik besteht aus zwei Kammern, die über 
weitgehend identische Rechte verfügen, wenn auch ein gewisser Vorrang der Nationalversammlung 
nicht zu verhehlen ist. 

Art. 24: ( 1 )  Das Parlament besteht aus der Nationalversammlung und dem Senat. 

(2) Die Abgeordneten der Nationalversammlung werden in unmittelbarer Wahl gewahlt. 

(3) ' Der Senat wird in mittelbarer Wahl gewahlt. 2Er gewahrleistet d ie  Vertretung der 
Gebietskërperschaften der Republik. 'Die auBerhalb Frankreichs niedergelassenen Franzo· 
sen werden im Senat vertreten. 

Die Entscheidung für das Zweikammersystem kann jedoch keineswegs ais selbstverstandlich 
angesehen werden, denn seit der Zeit der franzi:lsischen Revolution werden immer wieder Zweifel 
laut an der Notwendigkeit einer zweiten Kammer. Und immer schon wurde in Frankreich das 
Einkammersystem ais  typische Ausprâgung der  republikanischen Staatsform a is  vorzugswürdig 
angesehen. Ganz der jakobinischen Tradition verhaftet schien die IV. Republik den Streit dann auch 
ein für aile Male im Sinne der Verfechter des Einkammersystems entschieden zu haben. Doch 
bereits die Reform der Staatsorganisation vom 7. Dezember 1 95 4  verschob die Gewichte wieder 
in die entgegengesetzte Richtung, indem sie dem Rat der Republik ( Conseil de la République) eigene 
legislative Befugnisse zurückgab. 

Die V. Republik schlieBlich führte den Senat wieder ais vollwertige zwelte Parlamentskammer ein. 
M an nimmt an, daB de Gaulle hoffte, im Senat leichter einen Verbündeten zu  finden ais in der unter 
dem massiven EinfluB der Parteien stehenden Nationalversammlung. Ais sich nach kurzer Zeit aber 
herausstellte, daB der Senat es sich unter dem EinfluB seines Prasidenten G .  Monnerville zur 
Gewohnheit machte, slch den Vorstellungen des Staatsprasldenten zu widersetzen, begann de 
Gaul le 1 9 69, über eine Verfassungsreform nachzudenken, die den Senat wieder in e ine schlichte 
beratende Versammlung zurückverwande!n sollte. Der M iBerfolg des ihm am 27. April 1 96 9  

durchgeführten Volksentscheids brachte jedoch den Willen der Franzosen, a m  Zweikammersystem 
festzuhalten, deutlich zum Ausdruck. 

96 Oas Ungleichgewicht zwischen Nationalversammlung und Senat. Das trotz allem auch weiterhln 
bestehende Ungleichgewicht zwischen den beiden Parlamentskammern der V.  Republik wird 
deutlich, wenn man sich die folgenden Regelungen ansieht: 

VOASCHRlFTEN ZUOUNSTEN DES SENATS : 

·> die lângere Amtsdauer seiner Mltglieder; 

-> die Unmoglichkeit, ihn aufzulôsen; 
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-> das Recht seines Prasidenten, die Staatsleitung zu übernehmen, sobald der Prasi­
dent der Republik verhindert ist. 

VORSCHRIFTEN ZUGUNSTEN DER NATIONALVERSAMMLUNG: 

-> Sie hat das letzte Wort im Gesetzgebungsverfahren, wenn es im Laufe des von der 
Verfassung vorgegebenen Vermittlungsverfahrens (Art. 45) zu keiner Einigung mit 
dem Senat kammt; 

-> betreffend die Verabschiedung des Staatshaushalts verfügt sie îm Vergleich zum 
Senat über zwei Vorrechte: 

sie wird ais erste mit den Haushaltsvorlagen befaBt (Art. 47 I l ) ,  

für  d ie  erste Beratung der Entwürfe von Haushaltsgesetzen steht ihr  e in  rnngerer 
Zeitraum zur Verfügung ais dem Senat: 40 an Stelle von 1 5  Tagen (Art. 47 I l ) ;  

-> die Regierung ist nur gegenüber der Nationalversammlung verantwortlich (Art. 49) ;  

- >  nur  d ie  Mitglieder der Nationalversammlung haben das Recht, die Einberufung einer 
auBerordentlichen Sitzung zu verlangen (Art. 29) . 

1 .  Abschnltt: Die Par!amentarier 

1 j DIE WAHLEN 

97 Die Abgeordneten der Nationa!versamm!ung .  Die Nationalversammlung besteht aus 577 Abgeord­
neten, die nach PersOnlichkeitswahlrecht (scrutin majoritaire uninominal) in  zwei Wahlgangen für 
jeweils fünf Jahre gewahlt werden: Erhalt ein K andidat im ersten Wahlgang bereits die absolute 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen, so ist er gawahlt. Kommt es nicht zu einem eindeutigen 
Ergebnis, so findet eine Woche spater ein zweiter Wahlgang statt. 

Zum zweiten Wahlgang werden nur die Kandidaten zugelassen, welche im ersten Wahlgang 
mindestens 1 2, 5 % der Stimmen aller eingeschriebenen Wahler erhalten haben. lm zweiten 
Wahlgang reicht schon die relative Mehrheit der abgegebenen Stimmen, um gewahlt zu werden. 

Dieser Wahlmodus begünstigt stabile Mehrheitsverhâltnissa, aber führt dazu, daB kleine politische 
Gruppierungen notwendigerweise unterreprasentiert bleiben. Um diesem M anko zu begegnen, 
führte man 1 986 das System der Verhaltniswahl !s ystème de représentation proportionelle) ein. 
Nach dem Regierungswechsel im selben Jahr kam man durch ein Gesetz vom 1 1 .  Juli 1 98 6  jedoch 
wieder auf das Mehrheitswahlsystem zurück. 

Frankreich ist also in 577 Wahlbezîrke aufgeteilt, in denen jeweils ein Abgeordneter gew iihlt wird. 
Die Zahl der Wahlbezirke innerhalb eines Departements ist abhangig von der Zahl seiner Bewohner 
und variiert daher von Departement zu Departement. Eine gewohnheitsrechtliche Reg el schreibt var, 
daB keines der Departements weniger ais zwei Wahlbezirke haben dari. Diese Regelung hat 
zweifelsohne die Bevorteilung der bevOlkerungsarmsten Departements (z.B. Lozère) zur Folge. Die 
Abweichung der 8evOlkerungszahl eines Wahlbezirks vom Departementsdurchschnitt (d.h. von dem 
Verhiiltnis der Einwohnerzahl des Departements zur Zahl seiner Wahlbezirke) darf in kelnem Fall 
mehr ais 20% betragen IEntscheidung des Verfassungsrats Nr. 86-208 DC vom 1. und 2.  Jul i  
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1 986).  Das Departement mit den meisten Wahlbezirken ist das Departement Nord mit 24 Bezirken 
(Paris hat nur 2 1 .) .  

Jeder franzôsische Staatsbürger, d e r  über 2 3  Jahre ait ist, hat d i e  Moglichkeit zu kandidieren. Die 
Entscheidung darüber, in welchem Wahlbezirk er sich zur Wahl aufstellen lassen môchte, steht ihm 
frei. Daher kommt es immer wieder zu Kandidaturen von Persônlichkeiten, die zu Beginn der 
Kampagne im von ihnen ausgesuchten Wahlbezirk vôllig unbekannt sind (parachutages électoraux). 
Jeder Kandidat hat sich zusammen mit einem Stellvertreter zu prasentieren, der im Falle des Todes 
ader der Abberufung des eigentlichen Kandidaten auf einen Min isterposten dessen Parlamentssitz 
zu übernehmen hat. 

98 Die Mitglieder des Senats. Der Senat besteht aus insgesamt 321 Mitgliedern. Zwôlf von ihnen 
vertreten die lnteressen der im Ausland lebenden Franzosen. 

Die Senatoren werden auf Departementsebene für eine Amtszeit von jeweils neun Jahren gewahlt. 
Oie Erneuerung erfolgt jedoch nicht en bloc, sondern Schritt für Schritt: Alle drei Jahre wird ein 
Orittel der Senatsmitglieder neu gewahlt. Aus diesem Grunde hat man die Departements in  drei 
Gruppen aufgeteilt: A von Ain bis Indre, B von Indre-et-Loire bis Pyrénées Orientales, C für aile 
übrigen Departements, d.h. auch für diejenigen der Pariser Region. Um aktiv wahlberechtigt zu sein, 
muB man mindestens 35 Jahre ait sein. 

Die Senatoren werden indirekt, d .h.  von einem WahlmannerausschuB gewahlt, der sich im wesentli­
chen aus Vertretern der Gebietskôrperschaften zusammensetzt: aus Abgeordneten, aus Mitgliedern 
der Rate der Regionen und Departements und aus Vertretern der Gemeinderate. Die letztgenannten 
Stellen die mit Abstand grôBte und wichtigste Gruppe dar: Sie allein nehmen 95 % der Sitze im 
Wahlmannergremium ein. 

Die Zahl der innerhalb eines Departements zu bestimmenden Senatoren variiert je nach Zahl der 
Wahlberechtigten von einem bis zwolf. Der Wahlmodus ist nicht in allen Departements gleich, 
sondern hangt von der Zahl der zu bestimmenden Senatoren ab: Sind in einem Departement nicht 
mehr ais vier Senatoren zu wahlen, was in 85 von 99 Departements der Fall ist, sa erfolgt die Wahl 
nach dem Mehrheitswahlrecht in zwei Wahlgangen. Hat das Departement fünf oder mehr Sitze im 
Senat zu besetzen, sa wird die Wahl nach dem Verhâltniswahlrecht (représentation proportionnelle) 
durchgeführt. 

99 Die Wahlprüfung. Alle im Wahlerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten wie auch die Kandi­
daten selbst haben das Recht, die Gültigkeit von Parlamentswahlen var dem Verfassungsrat zu 
beanstanden. Derartige Beschwerden sind nur innerhalb eines Zeitraumes von zehn Tagen nach 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses zulassig. Die Antrage sind schriftlich entweder an das Generalse­
kretariat des Verfassungsrates oder den Pri\fekten ais Vertreter des Staates auf Departementsebene 
zu richten. 

Der Verfassungsrat überprüft die OrdnungsmaBigkeit der Wahlen und entscheidet auch darüber, ab 
UnregelmaBigkeiten von entscheidendem EinfluB auf das Wahlergebnis gewesen sind ader nicht. 
lhm stehen drei Entscheidungsmôglichkeiten offen: Er  kann die Beschwerde abweisen, die Zahl der 
für bestimmte Parteien abgegebenen Stimmen berichtigen - solange dies nichts an den Ergebnissen 
ais solchen andert - oder er kann die Wahl für nichtig erklaren. 

ln den Jahren 1 958- 1 997 hat es etwa 2.000 Beschwerden gegeben; in vierzig Fallen ist es dazu 
gekommen, daB der Verfassungsrat Wahlen für nichtig erklart hat. (Die Prüfung der Wahlen zur 
Nationalversammlung von 1 997 war Anfang 1 998 noch nicht abgeschlossen und konnte in dieser 
Statistik daher noch nicht berücksichtigt werden.). 
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Il j DIE RECHTSSTELLUNG DER PARLAMENTARIER 

A /  PARLAMENTAR!SCHE INKOMPATl61LITATEN 

Mit der Mitgliedschaft im Parlament unvereinbar ist die Ausübung bestimmter anderer ôffentlicher 
Âmter und privater Tatlgkeiten, selen es Wahlamter oder Âmter anderer Natur. 

OO Unvereinbarkeit von Parlamentsmandat und anderen Wahlamtern. Seit einem Gesetz vom 30.  
Dezember 1 98 5  dürfen Abgeordnete und Senatoren neben ihrem Parlamentsmandat nur  noch 
jeweils eines der  folgenden Wahlilmter wahrnehmen: Abgeordneter des Europaparlamentes, 
Mitglied eines Rates einer Region, eines Departements oder des Stadtparlamentes von Paris, Bürger· 
meister einer Gemeinde von mehr ais 20.000 Einwohnern oder Beigeordneter eines Bürgermeisters 
einer Gemeinde von mehr ais 1 00.000 Einwohnern. 

So dari ein Abgeordneter der Nationalversammlung oder des Senats also ohne weiteres gleichzeitig 
Mitglied des Gemeinderates und des Departementrates sein. Würde aber z.B. ein Mitglied eines 
Rates einer Regîon zum Bürgermeister einer Gemeinde mit mehr ais 20.000 Einwohnern gewahlt, 
so mü13te er  auf eines seiner {lokalen) Mandate verzichten. Eine Verscharfung der Unvereinbarkeits· 
regelung wird zur Zeit IAnfang 1 998) erwogen. 

Die gleichzeitige Ausübung eines Mandats ais Abgeordneter der Nationalversammlung und ais 
Senator ist selbstverstiindlich verboten. 

1 0 1  Unvereinbarkeit von Parlamentsmandat u n d  anderen ôffentlichen Amtem. E i n  Parlamentsmitglied 
darf weder Minister, noch Mitg!ied des Verfassungsrates oder des Wirtschafts· und Sozialrates sein. 
Das Parlamentsmandat ist ebenfalls unvereinbar mit einer Anstellung ais Beamter • sei es auf 
nationaler oder internationaler Ebene • oder der Ausübung einer Tàtigkeit ais leitender Angestellter 
eines nationalen Unternehmens oder einer staatlichen Anstalt des ()ffentlichen Rechts. 

Beamte, die ins Parlament gewahlt werden, müssen sich für die Dauer der Mitgliedschaft im 
Parlament beurlauben lassen und kônnen nach Beendigung ihrer Amtszeit in ihre ursprünglichen 
Dienstverhaltnisse zurückkehren. Allein für Universitatsprofessoren wird aufgrund ihrer besonderen, 
statusrechtlich garantierten UnabMngigkeit diesbezüglich eine Ausnahme gemacht: Auch wenn sie 
ins Parlament gewahlt werden, sind sie nicht verpflichtet, ihre universitare Tatigkeit aufzugeben. 

oz Unvereinbarkeitvon Parlamentsmandat und privatwirtschaftlichen Erwerbstlitigkeiten. Grundsàtzlich 
ist die Ausübung einer beruflichen Tl\tigkeit i m  privatwirtschaftlichen Bereich vereinbar mit der 
Wahrnehmung eines Parlamentsmandates. Doch auch i n  diesem Bereich gibt es einige wenige 
verbote. Diese beziehen sich auf leitende Funktionen i n  an der Barse zugelassenen Gesellschaften 
oder in Unternehmen, die Zuwendungen von der offentlichen Hand erhalten. 

03 Oie Überwachung der Einhaltung der Unvereinbarkeitsvorsch ri ften. Binnen 15 Tagen nach seinem 
Eintritt in Amt und Würden hat ein Parlamentarier, der sich von einem oder mehreren der genannten 
Verbote betroffen sieht, die Âmter und Mandate niederzulegen, die mit der Wahrnehmung seiner 
parlamentarischen Aufgaben unvereinbar sind. 

Au�erdem hat er innerhalb derselben Frist dem Pr�sidium derjenigen Kammer, welcher er angehë rt, 
mîtzuteilen, welche Erwerbstiltigkeîten er weiterzubetreiben gedenkt. Für die Dauer seiner Mitglied· 
schaft im Parlament ist er ferner verpflichtet, immer dann, wenn er plant, eine solche Tatigkeit 
(wieder-)aufzunehmen, das Prilsidium davon rechtzeitig in Kenntnis zu setzen .  

Bestehen Zweifel oder Un klarheiten betreffend d i e  Zulassigkeit einer beruflichen Nebentatigkeit 
eines Parlamentariers, sa ruft das Pràsidium der jeweiligen Kammer den Verfassungsrat an. Neben 
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den Prasidien der Kammern verfügen nur der Justizminister und der betrollene Parlamentarier über 
dieses Anrulungsrecht, dem einzelnen Bürger hingegen steht es nicht zu. Sollte der Verlassungsrat 
zu dem Ergebnis kommen, da!!. die vom Parlamentarier ausgeübte Nebentàtigkeit unvereinbar ist mit 
seinem Mandat, so hat der Parlamentarier innerhalb von 1 5  Tagen nach Bekanntgabe der Ent­
scheidung an ihn seine Verhaltnisse zu ordnen und den rechtswidrigen Zustand zu beenden. Tut er 
dies nicht, so hat der Verlassungsrat sein Ausscheiden aus dem Parlament von Amts wegen zu 
erktaren. 

B I  PARLAMENTARISCHE IMMUNITAT 1 .w.s. 

1 04 Die lmmunitlit der Parlamentarier. Die Vorschrilten über die parlamentarische lmmunitat i . w . S .  sind 
mit dem Ziel erlassen worden, die Parlamentarier in  gewissem Umlang var Übergrillen der Justiz 
zu schützen. Sinn dieses Schutzes kann selbstverstandlich nicht sein, Abgeordnete und Senatoren 
von jeder rechtlichen Verantwortung umlassend und endgültig freizustel len.  Es geht lediglich 
darum, den Vertretern des Volkes einen mëglichst groBen Handlungsspielraum zuzugestehen, der 
nur bei Vorliegen konkreter Anhaltspunkte lür einen Normverstol!. eingeschrankt werden kënnen 
soli. Man unterscheidet in  der Regel zwei Arten von lmmunitat: 

- > lndemnitat (irresponsabilité pénale) und 
- >  lmmunitat i .e .S .  (inviolabilité) . 

Die verlassungsrechtlichen Vorschrilten über die lmmunitaten linden sich in Art. 26,  der 1 995 im 
Sinne einer Erleichterung der stralrechtlichen Verfolgung geandert wurde. 

Art. 26: ( 1 1  Kein Mitglied des Parlaments dari wegen der in Ausübung seines A m  tes vorge­
brachten Meinungen oder Abstimmungen verlolgt, belangt, lestgenommen, in Hait 
gehalten oder verurteilt werden. 

(2) (Verfassungsgesetz Nr. 95-880 vom 4. August 1995) ' Kein Mitglied des Parlaments 
dari ohne Genehmigung des Prasidiums der Kammer, der es angehèirt, wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens lestgenommen oder einer anderen freiheitsentziehen­
den oder lreiheitsbeschrankenden MaBnahme unterworlen werden. 'Dieser Geneh­
migung bedarl es nicht bei flagrantem Verbrechen oder Vergehen oder bei endgü lti­
ger Verurteilung. 

(3) (Verfassungsgesetz Nr. 95-880 vom 4. August 1995) H ait, freiheitsentziehende 
oder lreiheitsbeschrankende MaBnahmen oder Verlolgung eines Mitglieds des 
Parlaments werden aul Verlangen der Kammer, der es angehërt, lür die Dauer der 
Sitzungsperiode ausgesetzt. 

(41 IVerfassungsgesetz Nr. 95-880 vom 4. August 19951 Die betrollene Kammer tritt 
von Verlassungs wegen zu weiteren Sitzungen zusammen, um gegebenenfalls die 
Anwendung des vorherigen Absatzes zu ermëglichen. 

105 1 .  Die lndemnitat (Art. 26 1 ) .  Zweck der Vorschrilt ist es, den Parlamentariern (und nur ihnen! [vg l .  
Cass. Crim. 24. 1 1 .  1 960, Bull. 1 07811  zu ermëglichen, s ich lrei und ohne Furcht var stralrechtlichen 
Konsequenzen auBern und im Parlament abstimmen zu kônnen. Die lndemnitat schützt den 
Parlamentarier - auch nach Beeendigung seines Mandates - var allen Verlolgungen betrellend 
diejenigen ÂuBerungen und Abstimmungen, die er in Ausübung seines parlamentarischen Amtes 
getatigt hat. 
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Die lndemnitat erstreckt sich jedoch nur auf ÂuBerungen und Handlungen, die in dlrektem 
Zusammenhang mit der Wahrnehmung des parlamentarischen Mandates stehen: So  z . B. auf 
ÂuBerungen und Abstimmungen in ôffentlichen Parlamentssitzungen oder im Rahmen der Beratun­
gen eines Ausschusses, auf eingebrachte Gesetzesvorschrnge oder Ânderungsantrage, auf vor­
gelegte Ausschul?.berichte oder auch schriftliche und mündliche Anfragen. 

Die Privilegierung gilt hingegen nicht für auBerhalb des Parlamentes getane ÂuBerungen und 
Handlungen, selbst wenn diese BezOge zur parlamentarischen Tlltigkeit des Abgeordneten oder des 
Senators aufweisen (z .B .  ÂuBerungen lm Rahmen einer Offentlichen Versammlung oder einer Radio­
oder Fernsehsendung) . 

Die lndemnitat hat absoluten Charakter: Sie schützt den Parlamentarier vor jeder Art von Ver· 
folgung, sei  es in Form einer zivilrechtlicl1en oder strafrechtlichen Klage. Es gibt kein Verfahren, das 
dem Parlamentarier erlaubt, auf den Schutz der lndemnitat zu verzichten oder dem Parlament das 
Recht gibt, sie aufzuheben. 

1 0 6  2.  Die lmmunitat i.e.S Art. 26 li-IV). D i e  lmmunitat i . e . S .  schützt d e n  Parlamentarier vor Verfolgung 
wegen Vergehen und Verbrechen, die nicht in Zusammenhang mit seiner parlamentarischen 
Tatigkeit stehen. Der Umfang des Schutzes vor strafrechtlicher Verfolgung variiert j e  nachdem, ob 
sich das Parlament in Sitzung befindet oder nicht: 

Grundsiltzlich d ürfen Mitglieder des Parlaments unter denselben Voraussetzungen wie jeder andere 
Bürger auch strafrechtlich verfolgt werden. Die Verhaftung eines Abgeordneten oder eines Senators 
oder die Einschrankung oder der Entzug seiner Freiheit bedürfen jedoch der vorherigen Zustimmung 
durch das Prasidium derjenigen Kammer, welcher der Tatverdachtige angehôrt. Der Zustimmung 
bedarf es hingegen nicht bei flagranten Verbrechen oder Vergehen oder bei endgültiger Verurtei­
lung. 

WillHAEND DEA SiTZUNOSPEAIODE kann zudem die Kammer, der ein Mitglied des Parlaments angehôrt, 
verlangen, daB die Anordnung von Haft, von sonstigen freiheitsentziehenden oder -beschrankenden 
M aBnahmen oder die strafrechtliche Verfolgung eines Abgeordneten Oder Senators für die Dauer 
der Sitzungsperiode ausgesetzt wird. 

C / DIE OlillTEN 

1 0 7  Die Regelun g  der Diaten. Die Parlamentarier haben Anspruch auf eine Entschlldigung, d i e  ihnen 
ermôglichen soli, ihren parlamentarischen Aufgaben in angemessener Weise nachzukommen. Die 
Entschlldigungsregelung gewinnt besonders in  den Fallen an Bedeutung, in denen dem Parlamenta· 
rier aufgrund der Unvereinbarkeitsregeln die (weitere) Ausübung einer beruflichen Tatigkeit verboten 

ist. 

Detaillierte Vorschriften Ober Berechnung und Festsetzung der Entschildigungshèlhe finden sich in 
einer gesetzesausführenden Verordnung vom 1 3. 12. 1958. Die Entschadigung setzt sich zusammen 
aus einer Grundentschildigung in Hôhe des durchschnittlichen Gehaltes eines Beamten des hôheren 
Dienstes {in etwa vergleichbar mit einer Besoldung nach Bundesbesoldungsordnung Bl, einer 
Aufwandsentschildigung, die einem Viertel der Grundentschadigung gleichkommt, und • wie für 
Beamte auch • einem Ortszuschlag. 

Am 1 .8. 1994 betrug die monatliche Entschadigung eines Parlamentsmitglieds 39. 6 1 4  FF brutto 
{davon: 7 .923 FF Aufwandsentschiidigung und 923 FF Ortszuschlag.l . 

Die Parlamentarier sind sozialversicherungspflichtig, und ihre Entschàd igungen sind seit 1 993 i n  
voiler Hèlhe der Einkommenssteuer unterworfen. 
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Die Entschë.digung kann im Falle unentschuldigter Abwesenheit eines Parlamentariers um bis zu 
einem Drittel gekOrzt werden. 

Jedem Parlamentarier steht zusiltzlich ein Kredit in Hôhe von 50.000 FF pro Manat zur Verfügung, 
der ihm ermôglichen soli, die Kosten für ein Sekretariat und die Bezahlung von ein oder zwei 
parlamentarischen Mitarbeitern aufzubringen. 

Darüber hinaus verfOgen aile Parlamentsmitglieder über weitere Vorteile: ein BOro in der N ational· 
versammlung oder dem Senat, eine Freifahrtberechtigung für das gesamte Streckennetz der SNCF, 
die Berechtigung zu 40 Hin· und Rückflügen im Jahr von Paris in ihren Wahlbezirk, die Freistellung 
von Post· und Telefongebühren für aile Gesprache innerhalb Frankreichs (für A bgeordnete und 
Senatoren der überseeischen Gebiete sind auch Telefonate mit ihrem Departement oder ihrer Region 
kostenfrei . ) .  

2. Abschnitt: Die Arbelt des Parlamentes 

1 1 DIE INNERE ÜRONUNQ DER KAMMERN 

A 1 DIE GESCHAFTSORDNUNQ 

1 08 Ein Parlament ohne Geschilftsordnungsautonomie. Früher galt das Recht der Parlamentarier, sich 
selbst eine Geschattsordnung zu geben, ais das Symbol ihrer Eigenstandigkeit und Unabhangigkeit 
von der Exekutiven. 

Heute ist die Geschîiftsordnungsautonomie des Parlamentes stark eingeschrilnkt durch detaillierte 
Vorgaben der Verfassung, die Ober Fragen entscheidet, die früher ins Ermessen der Kammern 
gestellt waren. U .a .  regelt die Verfassung folgende Fragen: 

die Dauer der Mandate der Prasidenten der beiden Kammern (Art. 32) ,  

die Pflicht zur  persônlichen Stimmabgabe (Art. 27) , 

die Beschrankung der Zahl der standigen AusschOsse auf sechs in jeder Kammer !Art. 
43) .  

den Vorrang der  Tagesordnungswünsche der  Regierung (Art. 48)  . . .  

Um der Gefahr der mi!1.brauchlichen Umgehung dieser restriktiven Verfassungsnormen durch das 
Parlament vorzubeugen, sieht der Verfassungstext vor, da!!. jede (Neu·lRegelung betreffend die 
Geschaftsordnung einer der beiden Karnmern vor ihrer Anwendung dem Verfassungsrat zur 
Kontrolle vorgelegt werden mu!!. (Art. 61 !} . 

Die vom Verfassungsrat diesbezüglich durchgeführte Kontrolle hat sîch ais effektiv erwiesen. Zur 
Erlauterung seien zwei Beispiele genannt: 

· > um zu verhindern, da!!. die Parlamentsmitglieder auf dem Umweg einer Abstimmung 
über eine Anfrage lz.8. nach Art. 48 1 1) das abgeschaffte Verfahren der Interpella· 
tion wiedereinführen, erklarte der Verfassungsrat ail diejenigen Normen für ver· 
fassungswidrig, welche die Môglichkeit vorsahen, an eine parlamentarische Frage· 
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stunde die Beratung von Resolutionen anzuschlieBen (Entscheidungen des Ver­
fassungsrates vom 1 7 ./ 1 8 .  und 24. Juni 1 959, Nr. 59-2 OC) ; 

-> um zu verhindern, daB über parlamentarische Resolutionen zwar im Rahmen von 
Parlamentssitzungen, aber auBerhalb der von der Verfassung vorgesehenen 
Sitzungsperioden abgestimmt werden kënnte, hat der Verfassungsrat in einer 
Entschiedung vom 1 2 .  Januar 1 993 (Nr. 93-3 1 5  OC zur Geschaftsordnung des 
Senats, insbesondere im 22. Abschnitt [considéran t n ° 22]) betont, daB "jede 
Auslegung (des Art. 88-4 I l ) ,  die darauf gerichtet sein sollte .. . ,  Parlamentssitzungen 
auBerhalb der vorgesehenen Sitzungsperioden zu ermëglichen, ais den Vorschriften 
der Verfassung betreffend die Regelung der Sitzungsperioden und die Festlegung 
der Tagesordnung zuwiderlaufend anzusehen sei . " .  

B I DER VoRSITZ IN oEN KAMMERN 

1 09 Die Parlamentsprasidenten. Der Prasident der Nationalversammlung wird für fünf Jahre, d .h .  für die 
Dauer der Legislaturperiode gewahlt. Der Senatsprasident dagegen wird nach jeder Teilerneuerung, 
d .h .  aile drei Jahre neu bestimmt. Die Sitzung, in deren Verlauf ein neuer Président zu wahlen ist, 
wird vom Altersprasidenten der jeweiligen Kammer mit einer Ansprache erëffnet. 

Sowohl im Senat ais auch in der Nationalversammlung wird der Prasident in geheimer Wahl 
bestimmt. Bei den ersten beiden Wahlgangen gilt derjenige ais gewahlt, der die absolute Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen kann, wahrend im dritten Wahlgang schon die 
relative Mehrheit ausreicht, um gewahlt zu werden. 

Aufgabe des Prasidenten ist es, die Verhandlungen zu leiten, die Einhaltung der Geschaftsordnung 
zu überwachen, für Ordnung und Disziplin im Hause zu sorgen und die Leitung der Kammerver­
waltung zu beaufsichtigen. 

Erwahnenswert ist ferner die Befugnis der Kammerprilsidenten, den Verfassungsrat anzurufen zum 
Zweck der Überprüfung der VerfassungsmaBigkeit von Gesetzen (Art. 6 1  I l )  und Vertragen 
(Art. 54) .  

Seit Beginn der V.  Republik gab es zehn Prasidenten in der Nationalversammlung, drei im Senat: 
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PRASIDENTEN DER NATIONALVERSAMMLUNG 

1 958-1 969 
1 969- 1 973 
1 973-1978 
1 978- 1981  
1 98 1 - 1 986 
1 986-1988 
1 988-1 992 
1 992-1 993 
1 993-1 997 
1 977- . . .  

J acques Chaban-Delmas 
Achille Peretti 
Edgar Faure 
Jacques Chaban-Delmas 
Louis Mermaz 
Jacques Chaban-Delmas 
Laurent Fabius 
Henri Emmanuelli 
Philippe Seguin 
Laurent Fabius 

PRÂSIDENTEN DES SENATS 

1 959- 1 968 
1 968- 1 992 
1 992-. . . .  

Gaston Monnerville 
A lain Poher 
René Monory 

C / DIE  PRASIDIEN UND DIE PRASIDENTENKONFERENZ 

1 1  O Das Prasidium. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben werden die Prasidenten von einem Prasidium 
(bureau) unterstützt, das aus gewahlten Mitgliedern 122 in der Nationalversammlung, 1 6  im Senat) 
besteht und dessen Aufgabe es ist, die taglichen Geschafte und die Verwaltung der Kammern zu 
leiten und zu koordinieren. Das Prasidium besteht aus Vizeprasidenten, welche genau wie die 
Prasidenten befugt sind, Debatten zu leiten, ferner aus sog. questeurs, welche sich um die inneren, 
insbesondere die finanziellen Angelegenheiten der Kammern zu kümmern haben und schlieGlich aus 
Schriftführern, die mit der Aufgabe betraut sind, den Ablauf der Abstimmungen zu überwachen und 
Sitzungsprotokolle zu verfassen. Die Zusammensetzung des Pr!!sidiums soli, soweit mëglich, die in 
der jeweiligen Kammer gegebenen Mehrheitsverhaltnisse wiederspiegeln. 

1 1 1  Die Prasidentenkonferenz. Daneben besteht eine Prasidentenkonferenz (conférence des présiden ts) , 
in der sich unter Vorsitz des Prasidenten der jeweiligen Kammer die Vizepr!!sidenten, die Prasiden· 
ten der standigen Ausschüsse und die Fraktionsvorsitzenden (présiden ts des groupes parlemen tai· 

res) einmal die Woche versammeln. Die Pr!!sidentenkonferenz hat entscheidenden EinfluG auf die 
Festlegung der Tagesordnung und den Ablauf der parlamentarischen Debatten. Bei den Treffen der 
Pr!!sidenten hat ein Regierungsmitglied anwesend zu sein. ln  der Regel wird dies der für die 
Zusammenarbeit der Regierung mit dem Parlament zustandige Minister sein. 

D / DIE FRAKTIONEN 

1 1 2  Fraktionen sind Vereinigungen von Parlamentariern, die derselben Partei oder solchen Parteien 
angehëren, deren politische Ziele sich ahneln. Um ais Fraktion zugelassen werden zu kënnen, muG 
eine Gruppierung eine Mindestmitgliederzahl von 20 Abgeordneten bzw. 15 Senatoren aufweisen. 
Da keinerlei Zwang besteht, sich einer Fraktion anzuschlieGen, ziehen es einige Parlamentarier var, 
fraktionslos zu bleiben oder sich einer Fraktion lediglich anzunahern und an ihrer Arbeit mitzuwir· 
ken, ohne jedoch Vollmitglied zu werden. 
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Die  Fraktionen spielen heute eine eminent wichtige Rolle fü r  die Arbeit de r  Kammern: 

- >  d ie  Fraktîonsführer sind es ,  welche Kandidaten für das Prâsidium vorschlagen 
dürfen, welche die Einrichtung eines Sonderausschusses anregen oder sîch ihr 
widersetzen kënnen; auBerdem sind sie von Rechts wegen Mitglieder der Prasiden· 
tenkonferenz îhrer Kammer; 

- > darüber hinaus verfügen die Fraktionen sowohl über das Recht, die Unterbrechung 
von Parlamentssitzungen zu beantragen, um sich mit den anderen Fraktionsmit­
gliedern beraten zu konnen, ais auch über das Recht, eine offentliche Abstimmung 
über solche Fragen zu beantragen, welche sie für von hervorragender Wichtigkeit 
halten. 

Das in der Bundesrepublik Deutschland weit fortentwickelte System einer weitgehend von der 
Kontrolle der Rechnungshëfe befreiten Finanzierung der Fraktionen über den Parlamentshaushalt ist 
in Frankreich unbekannt. 

E / DIE AUSSCHÜSSE 

1 13 Parlamentarische Ausschüsse und Delegationen. Die ldee, die Arbeit der Vollversammlung der 
Parlamentarier im Wege der Verlagerung zeitraubender Vorarbeiten in parlamentarische (Unter­
)Ausschüsse zu entlasten, ist so ait wie das Parlament selbst: Schon die verfassungsgebende 
Versammlung von 1 789 (Assemblée constituante) gab die Aufgabe der Redaktion des Verfassungs­
textes sukzessive an zwei verschiedene Verfassungsausschüsse ab. Zur Zeit der Conven tion 
konzentrierte sich die Macht in den Hl'lnden der Ausschüsse, insbesondere in  denen des Wohlfahrts­
ausschusses !comité du salut public) . 

ln der I l l .  und IV. Republik führten die standig vorangetriebene Spezialisierung und der kontinuierli­
che Ausbau der Kompetenzen der Ausschüsse - und ihrer Prasidenten - schlieBlich dazu, daB sie zu 
ernstzunehmenden Rivalen der Minister wurden. Diese Entwicklung war letztlich so weit vorange­
schritten, daB man glaubte, sie mitverantwortlich machen zu kënnen für die übergroBe lnstabilitât 
der Regierungen in dieser Zeit. Um die Wiederholung einer solchen Verlagerung der Macht in die 
Parlamentsausschüsse hinein zu vermeiden, wurde 1 958 in Art. 43 l i  festgelegt, daB die Zahl der 
standigen Ausschüsse pro K ammer sechs nicht übersteigen dürfe. 

Zu unterscheiden ist zwischen zwei Arten von Ausschüssen: den GesetzgebungsausschOssen, von 
denen in Art. 43 die Rede ist und andererseits den Ausschüssen, die eher kontrollierende und 
informatorische Aufgaben haben. 

1 14 1. Gesetzgebungsausschüsse 

Art. 43: ( 1 )  Die G esetzentwürfe und Gesetzesvorschlage werden auf Verlangen der Regierung 
oder der mit ihnen befaBten Kammer dazu besonders eingesetzten Ausschüssen zur 
Prüfung überwiesen. 

(2) Die Entwürfe und Vorschrnge, für die kein solches Verlangen geâuBert worden ist, 
werden einem der standigen Ausschüsse überwiesen, deren Zahl in jeder Kammer auf 
sechs begrenzt wird. 

1 1 5  Sonderausschüsse. Auf Antrag der Regierung oder aufgrund einer Entscheidung der betroffenen 
Kammer kann im Hinblick auf die Bearbeitung eines bestimmten Gesetzentwurfs ein Sonderaus­
schuB eingesetzt werden. 
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lm Gegensatz zu dem, was man meint aus dem Wortlaut des Art. 43 herauslesen zu kélnnen, ist der 
Rückgriff auf stàndige Ausschüsse die Regel, wàhrend die Einsetzung von Sonderausschüssen eher 
selten vorkommt {Nur ungefàhr 1 % der Vorlagen, d.h. um die 60 in  der Nationalversammlung 
[ 1 95 9 - 1 992] und 33 im Senat, werden im Rahmen von Sonderausschüssen bearbeitet. Unter den 
bekannteren der in den letzten Jahren von der Nationalversammlung eingesetzten Sonderaus­
schüsse sei nur an denjenigen erinnert, der die Reform der Lokalverwaltung [administration 
territoriale de la République, 1 99 1 ]  zu bearbeiten hatte.) 

1 1 6  Standige Ausschüsse. Ein groBer Teil der parlamentarischen Arbeit - oft die entscheidende Vorarbeit 
- wird in den standigen Ausschüssen geleistet, die jeweils auf bestimmte Themenbereiche speziali­
siert sind: Kultur, auswàrtige Angelegenheiten, Verteidigung, Finanzen, Gesetzgebung, Produktion 
und Handel usw. Jeder Parlamentarier ist verpflichtet, in einem - allerdings auch nur in einem - der 
Ausschüsse mitzuarbeiten. Die Arbeit der Ausschüsse besteht in der fachlichen Vorklàrung der 
Probleme und der Vorbereitung der Debatten im Plenum, d.h. im wesentlichen in der Durch- und 
Überarbeitung von Gesetzentwürfen, Gesetzesvorschlagen und Ânderungsantragen unter der 
Zuhilfenahme von Experten. Die Ergebnisse der Untersuchungen und Beratungen werden in 
Berichten zusammengefaBt und dem Plenum zur Kenntnisnahme vorgelegt. 

Der Umfang der Befugnisse der Ausschüsse ist abhàngig von der Herkunft der zu überarbeitenden 
Vorlagen {siehe dazu Art. 42): Wàhrend die Ausschüsse in der Behandlung von Gesetzesvor­
schlàgen parlamentarischen Ursprungs frei und ungebunden sind, darf an Gesetzentwürfen der 
Regierung nur in ganz beschrànktem MaBe etwas geandert werden. AuBerdem hat die Regierung 
das Recht, sich der Beratung und Abstimmung über einen Ânderungsantrag dann zu widersetzen, 
wenn der Antrag vorher nie einem AusschuB vorgelegen hat {Art. 44 I l ) .  

D ie  Ausschüsse haben das Recht, das Erscheinen jeden Mitglieds der  Regierung und jedes Beamten 
var ihnen zu verlangen. Allerdings haben die Parlamentarier keine Moglichkeit, die Nichtbefolgung 
einer solchen Aufforderung zu sanktionieren. 

1 1 7  2 .  Ausschüsse mit besonderen Kontroll- und lnformationsrechten 

Bis zum ErlaB des Gesetzes vom 20. Juli 1 9 9 1  unterschied man zwischen folgenden zwei Arten 
von Ausschüssen. Zum einen gab es . . .  

- > Untersuchungsausschüsse, deren Aufgabe im Zusammentragen von lnformationen 
zu bestimmten komplexen Sachverhalten bestand und deren Beratungsergebnisse 
nach Beendigung der Nachforschungen dem Plenum vorgelegt wurden; daneben 
existierten . . .  

-> Kontrollausschüsse, die mit der Überprüfung der Geschàfts- und Wirtschaftsführung 
des élffentlichen Dienstes und der staatlichen Unternehmen betraut waren. Auch die 
Ergebnisse und Erkenntnisse ihrer Untersuchungen waren regelmaBig dem Parla­
ment vorzulegen. 

Mit Gesetz vom 20. Juli 1 99 1  wurde die Unterscheidung zwischen den zwei Arten von Aus­
schüssen aufgehoben. Heute gibt es nur noch eine Kategorie, namlich die sog. Untersuchungs- und 
Kontrollausschüsse, in  deren Handen nun samtliche Befugnisse vereint sind. 

1 1 8 Die Untersuchungs- und Kontrollausschüsse. Derartige Ausschüsse sind u .a .  zur nàheren Beleuch­
tung folgender Themenkomplexe eingesetzt worden: 

Wahlkampf- und Parteienfinanzierung 
Bluttransfusionen {AIDS) 
Organisation und betriebliche Situation von Air France 
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bio-ethische Fragen 
die Reform des premier cycle an den Universitiiten 
die Umsetzung der Schengener Abkommen 
die betriebliche Situation der SNCF . . .  

7 1  

D ie  Untersuchungs- und  Kontrollausschüsse dürfen mit hëchstens 30 Abgeordneten bzw. 2 1  
Senatoren besetzt sein, die Dauer ihres Mandates ist auf sechs Monate begrenzt und ihre Unter­
suchungen dürfen sich nur auf solche Tatsachen und Geschehensablaufe erstrecken, die noch nicht 
Gegenstand eines strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens gewesen sind . Seit dem Gesetz vom 20. 
Juli 1 99 1  haben Anhërungen der Untersuchungsausschüsse ôffentlich stattzufinden, und ihre 
Ergebnisberichte sind ebenfalls der Ôffentlichkeit zuganglich zu machen. 

1 1 9 3. Parlamentarische Delegationen 

Von ihrer Aufgabe her den Ausschüssen im klassischen Sinn vergleichbar sind die folgenden zwei 
lnstitutionen: 

1 20 Die für die Angelegenheiten der Europaischen Union zustandigen Delegationen. Ursprünglich 
eingeführt worden sind diese Ausschüsse mit Gesetz vom 6. Juli 1 979.  Sie waren zunachst 
zustandig für die Zusammenarbeit Frankreichs mit den Europaischen Gemeinschaften. Ânderungen 
und Erweiterungen der Befugnisse und Zustandigkeiten dieser Ausschüsse erfolgten in einem 
Gesetz vom 1 O. Mai 1 990: 

- > lhre Aufgabe war danach, standig die Arbeit der Europilischen Gemeinschaften zu 
verfolgen, um die Kammern des franzôsischen Parlamentes auf dem Laufenden 
halten zu kônnen über die Fortschritte des Prozesses der europaischen Einigung; 

- >  um dieser Aufgabe gerecht werden z u  kënnen, verfügten die Ausschüsse über das 
Recht zur Einsichtnahme und zur Überprüfung aller Rechtsakte der Gemeinschafts­
organe. 

Die Umwandlung in "Delegationen für die Europtiische Union" land mit dem Gesetz Nr.  94 - 476 
vom 1 O. Juni 1 994 statt, welches ihnen mit sofortiger Wirkung die Zustandigkeit dafür übertrug, 
die Arbeit und Verhandlungen aller drei der aus Artikel A des Maastrichter Vertrages hervorgegan­
genen "Pfeiler" der europilischen Union zu verfolgen: 

1 .  EWG, EGKS, EAG 

2. gemeinsame AuBen- und Sicherheitspolitik 

3 ,  Zusammenarbeit in den  Bereichen Justiz und  lnneres 

Die Regierung ist indes gehalten, diesen Delegationen aile Entwürfe von Rechtsakten der Gemein­
schah zu übermitteln. Betreffen solche Entwürfe Materien, die in Frankreich grundsatzlich vom 
Gesetzgeber zu regeln sind, und stehen sie auBerdem in direktem Zusammenhang mit einer der drei 
ursprünglichen Gemeinschaften (EWG, EGKS, EAG) ,  sa kënnen sie zum Gegenstand einer Resolu­
tion i .S .  von Art. 88-4 gemacht werden. 

1 2 1  Die Delegation für Technikfolgenabschatzung und Forschung. ln dieser mit Gesetz vom 8 .  Juli 1 982 
kreierten Delegation sitzen Mitglieder aus beiden Kammern. lhre Aufgabe ist es, das Parlament über 
die Folgen seiner in den Bereichen Forschung, Technik und Technologie anstehenden Entscheidun­
gen zu informieren und sa den parlamentarischen EntscheidungsprozeB zu erleichtern. Die Berichte 
der Delegation werden in Form parlamentarischer Drucksachen verôffentlicht. 
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Il ) DIE SiTZUNGSPERIODeN DES PARLAMENTES 

Das Parlament tagt nicht stândig, sondern nur wâhrend der von der Verfassung vorgesehenen 
Sitzungsperioden. So gibt es 

eine ordent!iche Sitzungsperiode, 

- auBerordentliche Sitzungsperioden, 

Sitzungsperioden von Verfassungs wegen (de plein droit) . 

Die Erklarung für die Aufnahme dieser sehr detaillierten Regelung der Sitzungsperioden des 
Parlamentes in die Verfassung ist einfach und laBt sich aus der ldee des rationalisierten Parlamenta­
rismus herleiten: Solange das Parlament nicht tagt, solange kann es auch die Regierung nicht 
absetzen!  

1 22 Ordentliche Sittungsperlode (Art. 28). Ursprünglîch sah die Verfassung sieht zwei ordentliche 
Sitzungsperioden im Jahr vor: 

- >  Die erste - die Herbstsitzung - wurde a m  2 .  Oktober erôffnet und dauerte 8 0  Tage, 
d.h.  bis zum 20. Dezember. Der inhaltliche Schwerpunkt der Herbstsitzung Iiegt auf 
der Beratung und Verabschiedung des Haushaltes. 

- >  Die zweite - die Frühjahrssitzung - begann am 2 .  April und ihre Dauer durfte 90 
Tage nicht überschreiten. Sie endet daher normalerweise am 30.  Juni. 

Das Parlament tagte in ordentlicher Sitzung also maximal 1 70 Tage im Jahr. Dies erschien sehr 
wenig angesichts des umfangreichen Arbeitspensums der Parlamentarier und in Anbetracht der 
Tatsache, da!J. die Abgeordneten • dem Sinn und Zweck des Persônlichkeitswahlrechts (scrutin 
uninomina{J entsprechend • ab und zu auch i n  ihren Wahlbezirken prâsent sein müssen, was 
meistens freitag nachmittags und montags der Fall ist. 

Die Ânderung dieses Zustands durch Ânderung der einschlâgigen Verfassungsnormen entsprach 
dem einmütigen Wunsch der Par!amentarier, insbesondere dem des Prasidenten der Nationalver­
sarnmlung P .  Séguin. Eine 1 993  unter dem Vorsitz von Georges Vedel eingesetzte Reformkommis­
sion sprach sich mit Nachdruck für die Schaffung einer einheitlichen neunmonatigen Sitzungs­
periode aus. Die neue Regelung (Art. 28) gab diesem Begehren statt: Die ordentliche Sitzungs­
periode beginnt am ersten Werktag im Oktober und endet am letzten Werktag im Juni. Die Zahl der 
Sitzungstage innerhalb einer ordentlichen Sitzungsperiode soli 1 20 nicht überschreiten. Der 
Premierminister darf auf Antrag die Abhaltung weiterer Sitzungstage beschlieBen. 

1 23 Au!J.erordentliche Sitzungsperioden (Art. 29 und 30). AuBerordent!iche Sitzungen kônnen auf 
Verlangen des Premierministers oder der Mehrheit der Mitglieder der N ationalversammlung lnicht 
des Senats!) einberufen werden. Findet die au!J.erordentliche Sitzung auf Verlangen des Premier­
ministers statt, so ist die Dauer der Sitzungsperiode unbegrenzt; findet sie dagegen auf Verlangen 
der Abgeordneten statt • was nur sehr selten vorkommt -, so ist sie spâtestens zwôlf Tage nach 
ihrer Einberufung wieder zu schlief!.en. Auf!.erordentliche Sitzungen wurden in der Vergangenheit oit 
benutzt, um die beiden ordentlichen Sitzungen urn ein paar Tage zu ver!ângern, um die Arbeit an 
den von der Regierung auf die Tagesordnung gesetzten Gesetzgebungsvorhaben zu einem befriedi­
genden Ende bringen zu konnen. Man hofft daher, daB sich infolge der Reform des Art. 28 auch die 
hâufige Anwendung des Art. 29 verringern wird. 
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Der Wortlaut des Art. 30 laBt eine wichtige Frage offen: Dari der Prasident der Republik die 
Einberufung einer vom Premierminister oder einer Mehrheit der Abgeordneten beantragten auBer· 
ordentlichen Sitzung verweigern oder nicht? 

Da die Verfasssung kein (fôrmliches) Verfahren vorsieht, das erlaubt, Streitigkeiten zwischen 
Verfassungsorganen zu regeln (siehe zum Vergleich Art. 93 1 Nr. 1 GG) ,  blieb es der Praxis 
überlassen, für solche Konfliktfalle eine Lôsung zu suchen. Die Entwicklung in der Praxis hat 
gezeigt, daB man durchaus gewillt ist, dem Prasidenten das Recht zuzuerkennen, einen an ihn 
herangetragenen Antrag entweder nicht weiterzuleiten oder ihm gegebenenfalls nur unter Hinzufü· 
gung von Auflagen stattzugeben. Ais Beispiele aus der Praxis seien genannt: 

· >  die Weigerung de Gaulles, eine auBerordentliche Sitzung z u r  Beratung der Probleme 
der Landwirtschaft einzuberufen ( 1 8. Mllrz 1 960); 

·> die Weigerung F. Mitterands, eine bestimmte, vom Premierminister gewünschte 
Frage auf die Tagesordnung zu setzen (30. Juni 1 9 93: sog. Gesetz "Falloux "). 

1 24 Sitzungen von Verfassungs wegen fde plein droit!. l n  drei Fallen hat sich das Parlament automa· 
tisch, d.h. ohne formelle Einberufung, zusammenzufinden: 

nach Art. 1 6  IV für die Dauer des Ausnahmezustandes (pouvoirs exceptionnels du 
Président de la République); 

für die Dauer von 15 Tagen nach Neuwahlen, die infolge der Auflosung der Nationalver· 
sammlung notwendig geworden sind (Art. 12 Ill Satz 2) ;  

• zwecks Entscheidung über  d ie  Aussetzung strafprozessualer VerfolgungsmaBnahmen 
gegenüber einem Parlamentarier (Art. 26 IV) .  

J 1 1  j DIE DEBATTEN IM PARLAMENT 

Die Daten der w�hrend der Sitzungsperioden stattfindenden Parlamentssitzungen werden von der 
Prasidentenkonferenz festgelegt, unter Berücksichtigung der Bestimmungen des Art. 28 und der 
Geschllftsordnungen. 

1 25 Tagesordnung und Ablauf der Sitzungen. Der Vorsitz der Sitzungen wird vom Prasidenten der 
Kammer oder elnem seiner Vizeprilsidenten geführt. Er hat die Beratungen zu leiten und für Disziplin 
zu sorgen. 

Die Sitzungen des Parlamentes sind ôffentlich. Die Sitzungsprotokolle werden regelmal5ig i m  
Journal officiel (Ausgabe: "Parlamentsdebatten ") verilffentlicht. 

Die Beratungen werden durch Aufruf des in der Tagesordnung aufgeführten Gesetzentwurfs oder 
Verhandlungsgegenstandes erllffnet. Die allgemeine Aussprache beginnt mit der Anhôrung eines 
Regierungsvertreters · sofern dieser eine solche Intervention für slnnvoll hâlt ·; daran schliel!.t sich 
die Vorstellung des Berichts des mit der Sache befaBten Ausschusses an. Dann kommen nachein· 
ander diejenlgen Abgeordnetan zu Wort, die sich vorab in eine Rednerliste eingetragen haben. Über 
jede selbstandige Bestimmung der vorgelegten Entwürfe wird der Reihe nach • Artikel für Artikel • 
diskutiert und abgestimmt. Nach AbschluB der Beratung wird dann noch einmal über den Gesetz­
entwurf im ganzen abgestimmt. 
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Der Regierung stehen hinsichtlich der Festlegung der Tagesordnung der Parlamentssitzungen 
weitreichende Befugnisse zu: Sie verfügt über das Recht, eine ihr genehme Tagesordnung festzu­
setzen (Art. 4 8  1), die in der Regel in erster Unie die von ihr selbst eingebrachten Gesetzentwürfe 
und die von ihr angenommenen Gesetzesvorschlage parlamentarischen Ursprungs berücksichtigt 
und die vorrangig zur Anwendung kommt (ordre du jour prioritaire) .  Das Recht der Parlamentarier 
zur EinfluBnahme auf die Tagesordnung beschrankt sich auf die Festlegung einer von der Prasiden­
tenkonferenz vorzulegenden, erganzenden Tagesordnung (ordre du jour complémen taire) . 

1 26 Die Abstimmu n g .  Soweit nicht die Verfassung oder die Geschaftsordnung einer der Kammern 
entgegenstehende Vorschriften enthalten, entscheidet bei Abstimmungen die einfache Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. 

Abgestimmt werden kann durch . . .  

Handzeichen ( à  main levée) oder durch Aufstehen oder Sitzenbleiben (assis e t  debout) ; 

im e lektronischen Abstimmungsverfahren; 

in Offentlicher Abstimmung am Rednerpult (scrutin public à la tribune) ; dieses Verfahren, 
das anlaBlich besonders wichtiger Entscheidungen (z .B .  bei Abstimmung über einen 
MiBtrauensantrag) zur Anwendung kommt, sieht var, daB jeder Parlamentarier nach 
Aufruf seines Namens zur Abgabe seiner Stimme nach verne an das Rednerpult kommt. 

Das Stimmrecht der Parlamentarier ist hôchstpersônlich (Art. 27) und darf daher nicht im Wege der 
Vertretung durch einen anderen ausgeübt werden. Überprüft werden kann die Einhaltung dieser 
Regel in der Praxis allerdings nur bai Abstimmungen durch Handzeichen, Aufstehen oder bei 
Stimmabgabe var dem Rednerpult. Beim elektronischen Abstimmungsverfahren ist kaum zu 
verhindern, daB Parlamentarier einem Kollegen den Schlüssel für ihr Stimmpult (boitier électronique) 

geben. Da der Verfassungsrat gegen diese Vorgehensweise nichts einzuwenden gewuBt hat, bleibt 
das einzige mèigliche Gegenmittel gegen einen solchen MiBbrauch die Verkürzung der den Parlamen­
tariern zur Stimmabgabe gelassenen Zeit auf ein Minimum (Entscheidung des Verfassungsrats 86-

225 DC vom 23 .01 . 1 987) . 

1 27 IV i DAS GESETZGEBUNGSVERFAHREN 

vgl .  unten Kapitel 5 .  

V i DIE KoNTROLLE DER REGIERUNG 

1 28 Das allgemeine Fragerecht ais Mittel der Kontrolle der Regierung durch das Parlament. Da die 
Verfassung das früher übliche Verfahren der Interpellation, das nach allgemeiner Meinung ais 
wesentlicher Faktor für die lnstabil itat der Regierungen der I l l .  und IV. Republik anzusehen ist, 
abgeschafft hat, beschrankt sich die Kontrolle der Regierung durch das Parlament heute im 
wesentlichen auf das allgemeine Fragerecht. 

1 29 Schriftliche Anfragen. Abgeordnete und Senatoren haben das Recht, jedem Minister zu jedem sein 
Ressort betreffenden Problem schriftlich Fragen zu stellen. Normalerweise wird dieses Verfahren 
von den Parlamentariern dann gewahlt, wenn es darum geht, von der Regierung verbindliche 
Antworten auf Fragen zu erhalten, die von Wahlern oder Wahlergemeinschaften an das Parlaments­
mitglied herangetragen worden sind. Den Bürgern - vermittelt durch ihre Vertreter - wird so die 
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Moglichkeit gegeben, die Aufmerksamkeit der Regierung auf Fragen von ëffentlichem oder all· 
gemeinem lnteresse (rneist im Bereich der Sozial· oder Finanzpolitik) zu lenken, auf welche Gesetze 
und Verordnungen keine klare Antwort geben. Auf dieses schriftliche Verfahren wird von den 
Parlamentariern gerne und oit zurückgegriffen. 

Der angeschriebene Minister hat einen Manat Zeit, eine schriftliche Stellungnahme zu der Frage 
abzugeben (Die Frist kann auf zwei Monate verrnngert werden, wenn es um besonders komplexe 
Sachverhalte geht.). ln der Praxis werden diese Fristen allerdings fast nie eingehalten. Am Ende des 
Verfahrens werden Fragen und Antworten im Journal officiel veroffentlicht. 

1 30 Miindliche Anfragen. Obwohl in der Verfassung ausdrücklich vorgesehen (Art. 48 I l ) ,  wird das 
Verfahren der mündlichen Anfragen an die Regierung heute nur noch wenig benutzt. Hierbei handelt 
es sich um schriftlich gestellte Fragen, die vom zustandigen Minister in hOchstens fünf Minuten 
mündlich zu beantworten sind. Reserviert für diese wdchentlîchen Fragestunden sind in  der 
Nationalversammlung der Freitag, im Senat der Dienstag. Seit der Verfassungsreform von 1995 ist 
vorgeschrieben, daf5 eine Sitzung wochentlih den mündlichen Fragen der Parlamentarier vorbehalten 
ist. 

1 3 1  Befragung der Regierung. Dieses Verfahren ist 1 974 eingeführt worden, um den Dialog zwischen 
exekutiver und legislativer Gewalt neu zu beleben. Es ist von den Parlamentarlern gut aufgenommen 
worden und wird viel genutzt, was wohl nicht zuletzt darauf zurückzuführen ist, dal> diese Frage· 
stunden seit 1 98 1  vom Fernsehen (FR 3) l ive übertragen werden. 

Drei Stunden vor Beginn der Sitzung werden die Fragen der Regierung übermittelt. Nach kurzer 
Stellungnahme des zustandlgen Regierungsmitglieds hat der Verfasser der Frage noch einmal zwei 
Minuten Zeit, um seine Einwande darzulegen. Die Fragezeit wird entsprechend ihrer Starke auf die 
lm Parlament vertretenen Fraktionen aufgeteilt. lm Durchschnitt kommen so jeden Mlttwoch 
ungetahr 15 Fragen zur Sprache. 
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5 .  Kapitel:  Das Gesetzgebungsverfahren 

1. Abschnitt: Das regulare Gesetzgebungsverfahren 

2. Abschnitt: Spezielle Gesetze 

1 32 Zwei Arten von Gesetzen. Art. 3 bestimmt, daB die nationale Souveranitat beim Volke liegt und 
nennt die zwei Wege, auf denen das Volk ais Trager der Souveranitat seinen Willen zum Ausdruck 
bringen kann, sei es 

durch seine Vertreter oder 
im Wege des Volksentscheids. 

Man unterscheidet daher zwei Arten von formellen Gesetzen: 

Parlamentsgesetze und 
auf der Billigung des Volkes beruhende Gesetze (lois référendaires) . 

Trotz dieser formalen Gleichstellung sieht das Verhaltnis der beiden Arten von Gesetzeswerken in 
der Praxis wie folgt aus: Parlamentsgesetze bilden die Regel, wahrend die auf eine Annahme durch 
Volksentscheid zurückgehenden Gesetze seltene Ausnahmen bleiben. Die Aussage des Art. 34 1 
( " Das Gesetz wird vom Parlament beschlossen. ") ist daher, indem sie die lois référendaires des Art. 
1 1  unerwahnt laBt, zwar grundsatzlich ais unvollstandig anzusehen. Dennoch enthalt sie insoweit 
einen wahren Kern, ais sie die untergeordnete Stellung der " Referendumsgesetze" in der Praxis 
erahnen laBt. 

1 3 3  Die Rolle des Parlaments i m  rationalisierten Parlamentarismus. Die  wesentliche und grundlegende 
Neuerung der Verfassung des Jahres 1 95 8  findet sich jedoch an anderer Stelle : Sie betrifft die in 
den Art. 34 und 37 geregelte, seit langem strittige Frage der Abgrenzung der Normsetzungs­
befugnisse von Parlament und Regierung. lm N arnen dessen, was man auch heute noch ais 
Rationalisierung des Parlamentarismus bezeichnet, erfuhr die Stellung des Parlaments im Bereich der 
Gesetzgebungskompetenzen 1 958 massive Einschrankungen. Wie schon angedeutet (vgl. Kap. 1 ;  
3 Rz. 80 ff.) verfügt das Parlament seit der Neuordnung der Rechtsetzungsbefugnisse nicht mehr 
über die vorher übliche Regelzustandigkeit für den gesamten Bereich der Gesetzgebung - weder 
über eine ausschlieBliche, noch über eine konkurrierende. Dem Parlament sollte vielmehr, zumindest 
nach dem Wortlaut der Verfassung, lediglich die Befugnis zur Regelung der in Art. 34 ausdrücklich 
benannten Gesetzesmaterien verbleiben (une compétence normative d'exception) . 

1 34 Katalog der G esetzgebungsgegenstande. Art . 34 enthalt einen abschlieBenden Katalog der Gesetz­
gebungsmaterien. Bei der Lektüre der Absatze li-VII fallt auf, daB der Wortlaut von Absatz zu 
Absatz variiert ( "Durch Gesetz werden geregelt; Das Gesetz . . .  bestirnmt die Grundsatze für . . .  " ) . Die 
Verschiedenartigkeit der gewahlten Formulierungen ist jedoch lediglich auf ihre zeitlich versetzte 
Entstehung zurückzuführen und soli nicht Hinweis sein - sa auch die Meinung des Verfassungsrates 
- auf qualitative oder inhaltliche Unterschiede zwischen den einzelnen, auf die verschiedenen 
Absatze des Art. 34 verteilten Gesetzgebungsmaterien. Die wesentlichen dieser Materien finden 
sich in Art. 34 I l  - IV: 

- > Durch Gesetz werden geregelt: 

die Bürgerrechte und die den Staatsbürgern zur Ausübung ihrer Grundrechte 
gewahrten grundlegenden Garantien; 
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der Personenstand, die Staatsangehôrigkeit, die Rechtsfilhigkeit, das eheli­
che Güterrecht, das Erbrecht; 
die Festlegung der Verbrechen und Vergehen sowia die darauf stehenden 
Strafen; 
das Steuerwesen; 
die Wahlen zu den parlamentarischen und den territorialen Versammlungen; 
die Verstaatlichungen von Unternehmen. 

- > Das Gesetz bestimmt die Grundsatze für :  

den allgemeinen Aufbau der Landesverteidigung; 
die Selbstverwaltung der Gebietski.irperschaften {Gemeinden, Departe­
ments, RegionenJ; 
das Unterrichtswesen; 
die Ordnung des Eigentums, der dinglîchen Rechte (Grundpfandrechte, 
Nutzungsrechte u .a .J und der schuldrechtlichen Verpflichtungen des Zivil­
und Handelsrechts; 
das Arbeitsrecht, das Gewerkschaftsrecht und die Sozialversicherung. 

Die Absatze V, VI  und VII sehen drei weitere Typen von Gesetzen vor: 
Haushaltsgesetze, 
Gesetze über die Finanzierung der Sozialversicherung, 
Planungsgesetze. 

ln  der Praxis der Verfassungsgerichtsbarkeit ist die anscheinend strikte Abgrenzung zur normativen 
Kompetenz des Verordnungsgebers insbesondere im Wege der Anwendung der Theorie der 
"incompétence négative " relativiert worden, indem der Verfassungsrat das Parlament zur Regelung 
aller wesentlichen Fragen verpflichtet hat (seit c .  const. Nr. 67·31 DC, 26 . 0 1 . 1 967). 

1 35 Weitreichende Eingriffsbefugnisse der Regierung. Auch in bezug auf das Gesetzgebungsverfahren 
selbst, hat das Parlament weitreichende Einschrankungen seiner Môglichkeiten hinnehmen und 
Kompetenzen an die Regierung abgeben müssen. Dieser wurde das Recht zuerkannt, in vielfiiltiger 
Weise Einflul1 auf das Gesetzgebungsverfahren zu nehmen, und sie macht seitdem auch regelmlli?>ig 
Gebrauch von diesen neuen Vorrechten. Die in regelma!1igen Abstiinden vom Parlament her­
ausgegebenen Statitistiken zeigen deutlich, dal1 es den derzeitigen Entwicklungen in anderen 
demokratischen Ulndern entsprechend • Gesetzesinitiativen der Regierung sind, auf die sich die 
allermeisten verkündeten Gesetze zurückführen lassen (ungefllhr 80 bis 90 % aller verabschiedeten 
Gesetze) . Es sind namentlich zwei Faktoren, die das massierte Auftreten dieses Phânomens erkliiren 
helfen: Zum einen ist es die Regierung, die über einen umfangreichen Verwaltungsapparat • die 
gesamte Ministerialbürokratie • verfügt und damit über die zur Ausarbeitung von Gesetzentwürfen 
hochkomplexen oder technisch-wissenschaftlichen lnhalts notwendigen Mittcl; hinzukommt • in 
Frankreich • das Recht der Regierung, weite Teile der Tagesordnungen der Parlamentssitzungen 
festzulegen und in diese vorrangig ihre eigenen Entwürfe, gegebenenfalls noch die Gesetzesvor­
schl�ge aufzunehmen, die von der parlamentarischen Mehrheit stammen lvgl. Art. 48 1). 
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1. Abschnitt: Das regulllre Gesetzgebungsverfahren 

1 1 DAS RECHT ZUR GESETZESINITIATIVE (ART. 39) 

1 3 6  Konkurrenz v o n  Regierung und Parlamentariern betreffend das Recht zur G esetzesinitiative. Der  fü r  
parlamentarische Regierungssysteme typischen, in Frankreich zuerst in de r  Julimonarchie ( 1 830) 
eingeführten Tradition gemaB steht das Recht, Gesetzesvorlagen ins Parlament einzubringen sowohl 
dam Premierminister ais auch den Mitgliedern des Parlaments zu. ln gleicher Weise kônnen die 
wahrend des Ablaufs des Gesetzgebungsverfahrens einzubringenden Ânderungsvorschlage 
(amendements) sowohl vom Premierminister ais auch den Parlamentariern ausgehen. 

A \ G ESETZENTWÜRFE UND GESETZESVORSCHLÂGE 

Hinsichtlich der dem Parlament vorgelegten Gesetzesvorhaben muB unterschieden werden zwischen 
denjenigen, die vom Premierminister eingebracht worden sind, sog . Gesetzentwürfe (projets de lot] , 
und denjenigen, die auf die Initiative eines oder mehrerer Parlamentarier zurückgehen, sog. 
Gesetzesvorschlage (propositions de lot] . 

1 3 7  Gesetzentwürfe. Die  Tatsache, daB das  Gesetzesinitiativrecht vom Premierminister allein ausgeübt 
wird, ist eine Folge des die interne Organisation der Regierung regelnden Kollegialprinzips. Sie 11\Bt 
daher in der Regel keine Rückschlüsse auf die wahre Herkunft einer Vorlage zu, vielmehr stammen 
die Entwürfe meist aus den Reihen der Minister und sind nicht das Werk des Premierministers allein . 
lm wesentlichen soli der Umstand daB es der Premierminister ist, der die Gesetzentwürfe der 
Regierung dem Parlament vorlegt, zwei Dinge betonen: 

- >  einmal die - verwaltungstechnisch bedeutsame - Tatsache, daB e s  i n  der Regel das 
beim Premierminister angesiedelte Generalsekretariat der Regierung (SGG) ist, 
welches die Ausarbeitung des Entwurfs lenkt und vorantreibt; 

- >  zum anderen - politisch betrachtet - ,  daB der Entwurf die Billigung des Ministerrates 
gefunden hat. 

Die Entstehung eines Regierungsentwurfs lauft wie folgt ab: 

-> Die Entwürfe werden zunachst vom zustandigen Fachminister ausgearbeitet und 
dann einer interministeriellen Runde zur Beratung vorgelegt. 

Findet der Text die Zustimmung der Ministerrunde, so wird er dem Conseil d'Etat 

zur Stellungnahme überwiesen. Dieser überprüft die Vereinbarkeit des vorgelegten 
Textes mit dem vorhandenen Normengefüge, macht mêiglicherweise Verbesse­
rungsvorschlage betreffend die gewahlten Formulierungen, hat aber kein Recht, 
sich zur ZweckmaBigkeit des Textes zu auBern. Die Stellungnahme des Conseil 

d'Etat wird nicht verëffentlicht; sie dient allein der Kenntnisnahme durch die Regie­
rung.  Ais nachstes ist der Gesetzentwurf dem Ministerrat vorzulegen, dieser hat 
über ihn zu beraten und schlieBlich eine Entscheidung über seine Annahme oder 
Ablehnung zu treffen. 

- >  Der Beratung i m  Ministerrat folgt die Unterzeichnung eines Vorlagedekrets ( décre t 
de présentation) durch den Regierungschef, welches die Einleitung des parlamenta­
rischen Gesetzgebungsverfahrens var einer der beiden Kammern ermoglicht. 
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Der  Regierung steht es  in der Regel frei zu  entscheiden, welche de r  beiden Kam­
mern des Parlements - Nationalversammlung oder Senat - zuerst mit dem Entwurf 
befaBt werden soli. Die Entwürfe von Haushaltsgesetzen und Gesetzen über die 
Finanzierung der Sozialversicherung werden jedoch von Verfassungs wegen zuerst 
der Nationalversammlung vorgelegt (Art. 39 I l  2) . 

ln der Praxis wird ohnehin die Mehrheit der Regierungsentwürfe - sofern es die 
Arbeitsbelastung zuliiBt - zuerst in die Nationalversammlung eingebracht. 

- > ln einigen Bereichen verfügt die Regierung über ein Vorschlagsmonopol, das jede 
vom Parlament ausgehende Gesetzesinitiative von vornherein ausschlieBt. Dies gilt 
var allem für 

Haushaltsgesetze (siehe unten: 2.Ab./1 1 )  
Gesetze über die Finanzierung der Sozialversicherung 
Planungsgesetze 
Zustimmungsgesetze zu volkerrechtlichen Abkommen und Vertrii­
gen. 

138 Gesetzesvorschlage . Jeder Senator und jeder Abgeordneter hat das Recht, allein oder zusammen 
mit anderen Parlamentariern derselben Kammer einen Gesetzesvorschlag einzubringen. Art. 39 
macht diesbezüglich keinerlei Unterschied zwischen den beiden Kammern. 

Bis zur Verfassungsreform vom 4.  August 1 995 wurde das Vorschlagsrecht der Parlamentarier 
allerdings durch den faktischen Vorrang der Regierungsentwürfe bei der Feststellung der Tagesord­
nungspunkte durch die Regierung stark eingeschrankt (Art. 48 1 a.F. ) .  Heute ist eine Sitzung pro 
Manat der von den Kammern festgelegten Tagesordnungen vorbehalten (Art. 48 I l l ) ,  eine Bestim­
mung, welche der faktischen Diskriminierung entgegenwirken soli. 

Allerdings bestehen auch nach dem 4. August 1 995  mit den Art. 40 ff. der Verfassung von 1 95 8  
Vorschriften fort, welche die Moglichkeit der Parlamentarier zur Einbringung v o n  Gesetzesvorlagen 
in  einer Weise einschriinken, daB man ohne weiteres auch weiterhin von einer Diskriminierung des 
Parlaments sprechen kann. 

139 Jnhalt der Art. 40 ff, der Verfassung von 1 958: Falle der Unzulassigkeit von GesetzesvorschJagen 
der Parlamentarier. Zu einer offentlichen Aussprache über einen Gesetzesvorschlag im Plenum einer 
der beiden Kammern kommt es nur, wenn die Regierung davon absieht, sich auf einen der von der 
Verfassung vorgesehenen - und in concreto tatbestandlich einschlagigen - Fiille der Unzulassigkeit 
zu berufen: 

Zunachst ist der in  Art. 41 normierte Fall der gesetzgeberischen Unzustiindigkeit (irrece­

vabilité législative) zu nennen: Die Unzulassigkeit eines Gesetzesvorschlags kann den 
Parlamentariern von der Regierung demnach dann entgegengehalten werden, wenn der 
Gesetzesvorschlag eine Materie betrifft, deren Regelung der Exekutiven vorbehalten ist. 
lm Falle von Meinungsverschiedenheiten über die Zuliissigkeit einer Vorlage zwischen der 
Regierung und dem Priisidenten der betroffenen Kammer besteht die Môglichkeit, den 
Verfassungsrat anzurufen. Dieser hat dann innerhalb von acht Tagen eine Entscheidung 
über die Zuliissigkeit des Vorschlags zu fiillen. 

Daneben besteht für die Parlamentarier das Verbot, Gesetzesvorschliige einzureichen, 
deren Annahme die Minderung der offentlichen Einnahmen oder die Begründung oder 
Erhohung ôffentlicher Lasten zur Folge hiitte. Man spricht in diesem Fall von Unzulassig­
keit wegen Nichtwahrung einer geordneten staatlichen Haushaltspolitik (Art. 40: irreceva­
bilité financière) . 
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Zu entscheiden über d as Vorliegen der Unzulêssigkeit nach Art. 40 hat die Leitung des 
Haushaltsausschusses der jeweiligen Kammer. Hat die Regierung auch nach Verabschie­
dung eines Gesetzestextes durch beide Kammern weiterhin Varbehalte hinsichtlich der 
Zulàssigkeit der Vorlage des Entwurfs durch Parlamentsmitglieder, sa bleibt ihr die 
Môglichkeit, den vermeintlichen VerstoB gegen Art. 40 im Wege einer Klage var dem 
Verfassungsrat {Art. 6 1 )  zu rügen. 

Eine regelmàBige Heranziehung des Art. 40 seitens der Exekutiven hâtte unweigerlich die 
Unzulassigkeit fast aller auf aine parlamentarischa Gesetzesinitiative zurückgehenden 
Gesetzesvorschlage zur Folge, denn es ist kaum eine gesetzliche Regelung denkbar, die 
nicht zumindest mittelbar Auswirkungen auf den staatlichen Haushalt h!\tte. Aus diesem 
Grunde vermeidet die Regierung es, soweit es geht, sich zur Abwehr von Gesetzesvor­
schl!lgen auf Art. 40 zu berufen. Anders sieht dies bel Ânderungsantragen parlamentari­
schen Ursprungs aus. Um deren Abweisung wegen AuBerachtlassung einer geordneten 
staatlichen Haushaltspolitik zu erreichen, beruft sich die Regierung mit groBer Regelmâ­
Bigkeit auf Art. 40. 

8 \ ÂNDERUNOSANTRÂGE 

140 Das Recht zur Einbringung von Anderungsantragen. Wie im Bereich der Gesetzesinitiative kon­
kurrieren Regierung und Parlamentarier auch bei Ausübung des Rechts zur Einbringung von 
Ânderungsvorschlagen (le droit d'amendement), d.h .  bezüglich des Rechts, Ânderungen von 
Gesetzesvorschlagen oder -entwürfen zu beantragen. 

Ein Ânderungsantrag kann abzielen auf die vëllige oder teilweise Streichung oder Abànderung 
bestimmter Teile eines Entwurfs oder Vorschlags. lm Ergebnis kann er auch dazu führen, daB neue 
Bestimmungen in den ursprünglichen Text eingefügt werden. 

Der Stellung von Ânderungsantrâgen kommt heute - in der V.  Republik - besondere Bedeutung zu ,  
denn es ist der einzige Weg, auf  dem die Parlamentarîer noch reellen EinfluB auf  das G esetzge­
bungsverfahren nehmen kënnen. ln der Praxis ist die Stellung solcher Antr!ige zum Hauptanwen­
dungsfall des Gesetzesinitîativrechts durch die Parlamentarier geworden. Tats!ichlich führen 
Ânderungsantrage oft zur Verbesserung, Anreicherung, teilweise sogar zur vëll igen Umgestaltung 
eines in der Beratung befindlichen Textes, insbesondere wenn es sich um einen Gesetzentwurf der 
Regierung handelt. ln  der Regel kommen aise die Beitràge von Senatoren und Abgeordneten erst 
zu diesem spaten Zeitpunkt in angemessener Weise zur Geltung. 

Der Verfassungsrat sah sich jedoch gezwungen, das Recht zur Stellung von Ânderungsantràgen 
genauer zu definieren und gleichzeitig klarzustellen, daB die lnanspruchnahme dieses Verfahrens 
nicht zur Aushebelung des regularen, in der Verfassung vorgeschriebenen Gesetzgebungsverfahrens 
führen dürfe. lm Wege des Ânderungsverfahrens angenommene ZusMze und Ânderungen seien 
entsprechend dem Sinn und Zweck der Art. 39 1 und 44 1 - nur dann zulassig, wenn sie einen 

direkten Bezug zu dem in der Beratung befindlichen Text aufwiesen und wenn sie von ihrem 
�egenstand und ihrer Reichweite her die immanenten Schranken des Rechts zur Stellung von 
Anderungsantragen respektierten {st. Rspr des Verfassungsrates; Bsp;  Fehlen eines direkten 
Bezuges - Nr .  92-3 1 6  OC, 20. Januar 1 993,  S .  1 4; Gegenstand und Reichweite - Nr. 93-320 DC, 
2 1 .  Juni 1 993, S .  1 46) . 
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I l  1 ABSCHNITTE DES GESETZGEBUNGSVERFAHRENS 

A \ D I E  BERATUNG IN DEN AusscHÜSSEN (ART. 43) 

Alle Gesetzentwürfe und Gesetzesvorschlage, gleich ob sie beim Prasidium der Nationalversamm­
lung oder des Senats eingereicht werden, sind vom Prasidenten der jeweiligen Kammer einem 
AusschuB zur Beratung zu überweisen. Bei dem AusschuB kann es si ch entweder um einen speziell 
zur Beratung dieses Entwurfs eingesetzten AusschuB oder um einen der sechs stiindigen Aus­
schüsse handeln (zu den Ausschüssen bereits: Kap. 4/Rz. 1 1 3  ff. ) .  

141  Das Verfahren in  den Ausschüssen. Der  mit  der  Beratung betraute AusschuB bestimmt a is  erstes 
einen Berichterstatter. Dessen Aufgabe ist es, nach gründlicher und umfassender Vorprüfung des 
vorgelegten Textes diesen dem AusschuB vorzustellen und gegebenenfalls Anderungsvorschlage 
zu machen. Die Vorarbeit des Berichterstatters besteht in der eingehenden Durchsicht des vor­
gelegten Entwurfs, im Zusammentragen der ihm wichtig erscheinenden Stellungnahmen und der 
Durchführung der erforderlichen Anhôrungen. !hm steht ferner das Recht zu, sich mit von dem 
Vorhaben betroffenen personlichen Referenten der Minister oder hohen Verwaltungsbeamten zu 
beraten. 

Nach AbschluB der Beratungen im AusschuB verfaBt der Berichterstatter auf Grundlage der vom 
AusschuB bezogenen Positionen einen AusschuBbericht. Dieser Bericht besteht aus einem all­
gemeinen Teil, in dem die mit dem Entwurf verfolgten Ziele und seine wichtigsten Neuregelungen 
vorgestellt werden, und einem zweiten Teil, in dem noch einmal auf jeden einzelnen Artikel und die 
seine Fassung betreffenden Anderungsvorschlage eingegangen wird. 

Geht es bei den Beratungen im AusschuB um einen Gesetzentwurf (projet de /01) , so hat der 
AusschuB nur drei Môglichkeiten der BeschluBempfehlung an die Kammer: Er kann in seinem 
Bericht dem Plenum nur die Annahme oder die Ablehnung des Textes im ganzen oder die Hinzufü­
gung von Anderungen vorschlagen. Die Beratung im Plenum hat in diesem Fall von dem Text in 
seiner ursprünglich von der Regierung vorgelegten Fassung auszugehen (Art. 42 1 ) .  

l s t  de r  Beratungsgegenstand dagegen ein Gesetzesvorschlag (proposition de /01) , so soli der Bericht 
einen neugefaBten Gesamttext, in den auch die vom AusschuB für sinnvoll gehaltenen Anderungs­
vorschlage eingearbeitet sind, enthalten. Dieser ist es dann, der dem Plenum ais 
Beratungsgrundlage dient (UmkehrschluB aus Art. 42 1 ) .  

8 \ DIE ÔFFENTLICHE DEBATTE 

142 Aufnahme in  die Tagesordnung (Art. 48) .  D ie  Erôffnung der Diskussion über eine Vorlage im 
Parlament setzt ihre Aufnahme in d ie  Tagesordnung einer der  beiden Kammern voraus. Nach 
Art. 48 1 enthalt die Tagesordnung vorrangig und in der von der Regierung festgelegten Reihenfolge 
die Beratung der von der Regierung eingebrachten Gesetzentwürfe und der von ihr angenommenen 
Gesetzesvorschtage. l n  der Praxis unterscheidet man zwischen der vorrangig geltenden, von der 
Regierung festgesetzten Tagesordnung (ordre du jour prioritaire) und einer von der Mehrheit der 
jeweiligen Kammer festzusetzenden, erganzenden Tagesordnung (ordre du jour complémen taire) 
(vgl .  Kap. 4, Rz. 1 25 ) .  

Art. 4 8  a . F .  erlaubte e s  der Regierung in der Praxis, jede v o n  ihr nicht gewünschte Debatte i m  
Parlament z u  unterbinden; s o  kam es, daB sehr viele Gesetzesvorschlage - insbesondere die v o n  der 
Opposition eingebrachten -nie, d.h. bis zum Ende der laufenden Legislaturperiode, zur Diskussion 
in eine der beiden Kammern gelangten. Durch die Einführung des Art. 48 Il l am 4.8. 1 995 wurde 
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diese Vorgehensweise insoweit relativiert, ais nun monatlich eine Sitzung vorrangig für die von den 
Parlamentariern beschlossene Tagesordnung reserviert ist. 

1 43 Die Beratung i.e.S. Gemeinhin geht man von einer Unterscheidung aus, die sich, ohne verfassungs· 
rechtlich vorgeschrieben zu sein, aus den Geschl!ftsordnungen der Kammern ergibt: Man unter­
scheidet im Rahmen der parlamentarischen Beratung zwischen der allgemeinen Aussprache 
(discussion générale) und der Aussprache über den Text im einzelnen (l'examen du texte) .  

1 44 ln der allgemeinen Aussprache beschaftigt sich die jeweîlige Parlamentskammer mit der Vorlage ais 
ganzem. Die Aussprache steht am Anfang der Beratungen im Plenum, sie dient der Vorstellung von 
Ziel und Zwec k der Vorlage, ihres Regelungsgegenstandes und ihrer wesentlichen Vorschriften. ln 
der Regel  ist e s  ein Regierungsvertreter, der die Beratung erôffnet, gefolgt von dem Berichterstatter 
des mit der fachlichen Vorprüfung der Vorlage betrauten Ausschusses. Danach haben die Sprecher 
der Fraktionen Gelegenheit, zur Vorlage Stellung zu nehmen. Die dem Berichterstatter und den 
anderen eingeschriebenen Rednem zustehende Redezeit wird von der Prasidentenkonferenz 
festgelegt. 

1 45 Verfahrensrügen. l n  diesem Zeitpunkt kônnen Verfahrensrügen (motions de procédure) erhoben 
werden, deren Zweck es ist, d ie • sofortige • weitere Beratung der Vorlage zu verhindern. Es gibt 
drei Arten von Verfahrensrügen, die u.U. auch nebeneinander geltend gemacht werden kônnen: 

Einwand der Unzulâssigkeit ll'exception d'irrecevabilité) : Dieser Einwand hat 
die Feststellung zum Ziel, dal1 die fragliche Vorlage im Widerspruch steht zu 
einer oder mehreren Vorschriften der Verfassung. 

Vorfrage (la question préalable): Der eine Vorfrage stellende Parlamentarier 
beantragt vom Plenum einen Beschlul?,, der - aus Gründen der Zweckma(',igkeit 
- die Beratung der eingebrachten Vorlage von der Tagesordnung nimmt. 

Zurückverweisung an einen Ausschul1 lie renvoi en commission): Hierbei 
handelt es sich um die Überweisung an den bereits mit den ersten Vorarbeiten 
zur Vorlage betr auten Ausschul1 zur erneuten Beratung und der Erstellung 
eines zweiten Ausschul1berichts. 

Über Verfahrensrügen wird im Rahmen einer zeitlich begrenzten Debatte beraten, nach deren 
Abschlul1 die Kammer über den Antrag zu entscheiden hat. Gibt die Kammer einem Einwand der 
Unzulassigkeit Oder einer Vorfrage statt, so hat dies die endgü!tige Zurûckweisung eines Entwurfs 
zur Folge; im entgegengesetzten Fall wird die Beratung fortgeführt. 

1 46 lm Rahmen der Aussprache über den Text lm einzelnen wird Ober jede selbstandige Bestimmung der 
Vorlage der Reihenfolge nach beraten. Die Debatte über Ânderungsantrage (oder auch Zusatz· 
anderungsantrage [sous-amendements]) findet jeweils anlal11ich der Beratung derjenigen Bestim­
mung statt, auf welche sie sich beziehen. 

1 47 Die Abstimmung über einen Gesettentwurf. Abgestimmt wird zunachst über jede - u.U. aufgrund 
von beschlossenen Ânderungen erganzte - Einzelbestimmung. lm Anschlu11 daran haben die 
Fraktionen ihre A bsichtserkl1!rungen betreffend die anstehende Abstimmung abzugeben, dann kann 
zur Schlu11abstimmung über den Gesetzentwurf im ganzen geschritten werden. Sowohl bei der 
Abstimmung über die Einzelbestimmungen, ais auch bei der Endabstimmung über den gesamten 
Text entscheidet die Mehrheit der gültigen, abgegebenen Stimmen. 

1 48 Das Verfahren des Art. 44 111 (Vote bloqué) . Um im Falle eines Falles die vôllige Lahmlegung der 
Beratungen über einen Gesetzentwurf infolge der Einbringung einer Unzahl von Ânderungsantr�gen 
seitens der Parlamentarier verhindern zu kônnen, verfügt die Regierung über das Recht, das 
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langwierige Abstimmungsverfahren über jede Einzelbestimmung und jeden Ânderungsantrag zu 
vermeiden, indem sie bei der Kammer beantragt, daB in einer einzigen Abstimmung über den 
gesamten Text oder mindestens mehrere seiner Teile en bloc entschieden werde, unter alleiniger 
Berücksichtigung der von ihr vorgelegten oder angenommenen Ânderungsantrage. Dieses Verfahren 
bezeichnet man ais vote bloqué (Art. 44 I l l ) ,  ais Verfahren der "gebundenen Abstimmung" .  Es 
macht die Einzelberatung der vorgebrachten Ânderungsantrage nicht unmëglich oder überflüssig, 
es erlaubt lediglich, die Abstimmung über einen Gesetzentwurf in angemessener Zeit durchzufüh­
ren, damit wertvolle Zeit zu gewinnen und gleichzeitig im lnteresse der Regierung sicherzustellen, 
daB ihr ursprünglicher Entwurf in seinem Wesensgehalt nicht angetastet wird. 

1 49 Das Verfahren des Art. 49 11 1 .  Doch die Beantragung einer "gebundenen Abstimmung" (vote bloqué) 
ist nur eines der Instrumente, die der Regierung zur Verfügung stehen, um überlange Beratungen 
in den Kammern des Parlaments abzukürzen. Daneben hat sie ein weiteres, noch radikaleres und 
einschneidenderes Mittel an der Hand : das Verfahren des Art. 49 I l l  (vgl. Kap. 3, Rz 9 3 ) .  Die 
Koppelung der Abstimmung über eine konkrete Vorlage mit der Entscheidung über das Schicksal 
der Regierung (Vertrauensfrage) beendet die Debatte. AuBerdem bringt die Anwendung dieses 
Verfahrens für die Regierung den weiteren Vorteil mit sich, ihren Gesetzentwurf unter auBerst 
günstigen Bedingungen dem Parlament zur Abstimmung vorlegen zu kèinnen: Wird von den 
Abgeordneten innerhalb der dafür vorgesehenen Frist kein MiBtrauensantrag eingebracht, so gilt der 
Gesetzentwurf ais in der laufenden Lesung angenommen, ohne daB es darüber zu einer Abstim­
mung der Abgeordneten gekommen ware. Wird dagegen ein MiBtrauensantrag eingebracht, so ist 
die Gesetzesvorlage nur dann ais abgelehnt (und die Regierung ais gestürzt) anzusehen, wenn die 
absolute Mehrheit der Mitglieder der Nationalversammlung für den MiBtrauensantrag stimmt. 
Allerdings darf das Verfahren des Art. 49 Ill von der Regierung nur in  der Nationalversammlung und 
nicht im Senat zur Anwendung gebracht werden. Nichts hindert sie jedoch daran, das Verfahren bei 
jeder erneuten Beratung in der Nationalversammlung - die ja im Verhaltnis zum Senat (fast) immer 
das letzte Wort hat (siehe unten Kap. 5 ,  Rz. 1 5 2) - heranzuziehen (So hat z.B. Michel Debré in der 
Zeit zwischen dem 20. Oktober und dem 1. Dezember 1 960 in Zusammenhang mit dem die 
Schaffung der atomaren Streitkrafte (la force de dissuasion nucléaire) vorsehenden Gesetzentwurf 
allein drei Mal die Vertrauensfrage gestellt . ) .  

f i l  [ DER VERSUCH D E R  HERBEIFÜHRUNG EINER EINIGUNG V O N  NATIONALVERSAMMLUNG U N D  SENAT ÜBER DEN 

WORTLAUT EINES GESETZES 

Nach Art. 45 ist Voraussetzung der endgültigen Verabschiedung eines Gesetzentwurfs oder 
Gesetzesvorschlags durct1 das Parlament, daB der Text von Senat und Nationalversam mlung in 
übereinstimmender Fassung angenommen wird. Um zu diesem Ergebnis zu gelangen, wendet man 
das sog . " Schiffchenverfahren" (la navette) an, welches mit den Verfassungsgesetzen von 1 8 75 

im Rahmen des in der I l l .  Republik bestehenden, egalitllren Zweikammersystems in Frankreich 
eingeführt wurde. Das in der I l l .  Republik zunachst ohne irgendeine zeitliche oder inhaltliche 
Beschrankung zur Anwendung gebrachte Verfahren erfuhr sowohl 1 946 ais auch 1 9 58 im Zuge der 
Rationalisierung des Parlamentarismus zahlreiche Einschrankungen. Gelingt es im Rahmen des 
Schiffchenverfahrens nicht, eine Angleichung der Standpun kte von Nationalversammlung und Senat 
herbeizuführen, so sieht die Verfassung ein Vermittlungsverfahren var, dessen lngangsetzung im 
Ermessen der Regierung steht und welches - sofern notwendig - erlaubt, der Nationalversammlung 
das Recht zur abschlieBenden BeschluBfassung zu übertragen. 
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A \ DAS " SCHIFFCHENVERFAHREN" (la navette! 

1 50 Die Beratung von Gesetzesvorlagen l m  ·schiffchenverfahren " .  Jeder Gesetzentwurf oder Gesetzes­
vorschlag wird nachelnander in beiden Kammern des Parlaments mit dem Ziel der Annahme einer 
übereinstimmenden Fassung des Gesetzestextes beraten (Art. 45 1) . Wird ein Gesetzentwurf bereits 
in erster Lesung (d.h. er liegt zum allerersten Mal den Parlamentariern var) von einer der Kammern 
angenommen, sa ist er der anderen Kammer zur Beratung zu überweisen, die sich dann lhrerseits 
in einer ersten Lesung mit dem Text befaBt. Nimmt die ais zweite mit dem Text befaBte K ammer 
ihn in der von der anderen Kammer beschlossenen Fassung an, so gi lt der Entwurf ais verabschie­
det und kann verkündet werden. Lehnt die zweite Kammer den von der ersten beschlossenen Text 
ab, sa wird er in seiner geanderten Fassung wieder an die erste Kammer zurOckverwlesen, die ihn 
erneut - in zweiter Lesung - behandelt, um dann ihre Zustimmung entweder zu geben oder zu 
verweigern. Die Überweisungen finden erst in dem Moment ein Ende, in dem eine der Kammern 
eine Vorlage i n  der zuvor von der anderen Kammer gebill igten Fassung annimmt. lm Laufe des 
Verfahrens kommt es nach und nach zunachst zur Einigung Ober die Fassung einzelner Bestimmun­
gen, die dann ais endgültig beschlossen gelten und nlcht mehr (mit-)zurückverwiesen werden. 
wâhrend diejenigen Einzelbestlmmungen, Ober die noch kein Einvemehmen erzielt werden konnte. 
Gegenstand weiterer Lesungen bleiben. Die •nave tte" ist in der Regel also so lange weiterzuführen, 
bis sich die Kammern auf einen gemeinsamen Gesamttext geeinigt haben oder bis die Regierung 
sich entschlieBt, das Verfahren zu einem AbschluB zu bringen (Etwa zwei Drittel aller Gesetze 
werden jedoch nach Abschlul!. der "navette" verabschiedet.) .  Sieht es so aus, ais sei in absehbarer 
Zeit keine Annliherung der Standpunkte von Nationalversamm!ung und Senat zu erwarten, so steht 
es dem Premierminister zu, einzugreifen und ein Vermittlungsverfahren einzuleiten. 

B \ DAS VEAMITTLUNCSVEAFAHAEN 

1 5 1  Die Anrufung des paritlltisch besetzten Vermittlungsausschusses. N ach jeweils zwei Lesungen i n  
jeder Kammer oder ausnahmsweise - i m  Falla des Vorliegens einer Dringlichkeitserklarung der 
Regierung • nach nur einer Lesung in jeder Kammer kann der Premierminister i n  das Verfahren 
eingreifen und auf einen Ausgleich zwischen den beiden Kammern hinzuwirken suchen. Er tut dies, 
indem er die Kammern auffordert, einen paritatisch besetzten VermittlungsausschuB (la commission 
mixte paritaire) einzuberufen. der aus sieben Abgeordneten und sieben Senatoren besteht und die 
Aufgabe hat, einen KompromiBvorschlag betreffend die noch strittigen Einzelbestimmungen 
auszuarbeiten. 

Die Regierung kann die von dem AusschuB erarbeitete Textvorlage den beiden Kammern zur 
Annahme vorlegen. ln  diesem Fal l  werden die Beratungen auf der Basis der vom Ausschul!. 
erarbeiteten Textfassung wiederaufgenommen. Die Regierung hat aber auch die Môglichkeit, den 
vom Ausschul!. erarbeiteten Vorschlag zurückzuhalten und nicht dem Parlament vorzulegen. ln 
diesem Fall wird das "Schiffchenverfahren" zwischen den Kammern mit dem Gesetzentwurf in 
seiner ursprünglichen Fassung ais Diskussionsgrundlage fortgeführt. 

1 52 Das Letztentscheidungsrecht der Nationalversammlung. Kommt es im paritatisch besetzten 
Ausschul!. nicht zur Verstandigung Ober einen KompromiBvorschlag oder wird sein Vorschlag nicht 
von beiden Kammern angenommen, so kann die Regierung nach einer erneuten Lesung in National· 
versammlung und Senat von der Nationalversammlung aine endgültige BeschluBfassung verlangen. 
ln  diesem Fall kann die Nationalversammlung entweder die von dem paritatisch besetzten AusschuB 
ausgearbeitete Fassung oder die von ihr zuletzt beschlossene Fassung, gegebenenfalls geandert 
durch einen oder mehrere vom Senat angenommene Ânderungsantrage, wiederaufnehmen 
(Art. 45 IV) . 

Das Vermittlungsverfahren sali dazu dienen, den Dlalog zwischen den Kammern zu fllrdern. 
Gleichleitlg erëffnet es aber auch für den Fall andauernder Meinungsverschledenheiten zwischen 
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den Kammern eine angemessene Uisung, indem es für diesen Fall der Nationalversammlung ais der 
vom Volk direkt gewahlten Kammer das letztentscheidungsrecht zubillîgt. 

Die Regîerung verfügt im Rahmen dieses Verfahrens über weitreichende Eingiffs- und Steuerungs­
befugnisse: Sie entscheidet über Fortführung oder Unterbrechung der •navette", über die Annahme 
des AusschuBvorschlags ais neuer Diskussionsgrundlage und • sofern Meinungsverschiedenheiten 
fortbestehen - über die ZweckmaBigkeit und den Zeitpunkt für einen letztverbindlichen BeschluB der 
N ationalversammlung. 

· > Siehe dazu die schematische Übersicht zum Gesetzgebungsverfahren ni'\chste Seite. 



DAS G ES ETZG E B U N GSVERFAH R EN 
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IV 1 NACH DER ABSTIMMUNG DURCH DAS PARLAMENT 

Das vom Parlament beschlossene Gesetz muB vom Prasidenten der Republik verkündet werden. Die 
Verkündung kann nur in zwei Ausnahmetallen aufgeschoben werden: nach Anrufung des Ver­
fassungsrates oder nach einem Antrag des Prasidenten auf erneute Beratung. 

A \ DIE VERKÜNDUNCl (ART. 10 li 

1 53 Die Gesetzesverkündung durch den Prasidenten der Republik. Die Verkündung (/a promulgation) ist 
der A kt, mit dem der Prasident der Republik den vom Parlament beschlossenen Gesetzestext 
èlffentlich beurkundet und den Anwendungsbefehl unterschreibt. Das Datum der Unterschrift gilt ais 
Datum der Verkündung (GE.  Ass. 8.2. 1974 ,  Commune de Montory) 

Die Verkündung hat innerhalb von fünfzehn Tagen nach Übermittlung des verabschiedeten Gesetzes 
an die Regierung zu erfolgen. Das vom Prasidenten unterzeichnete Verkündungsdekret (le décret de 
promulgation) ist vom Premierminister und den zustandigen Ministern gegenzuzeichnen. 

Die Verkündung ist eine Pflicht des Staatschefs. Sobald ein Gesetzentwurf vom Parlament ver­
abschiedet worden ist, trifft den Pr�sidenten die Unterzeichnungspflicht. Kommt er  dieser nicht 
nach, so erfüllt er dadurch genaugenommen den Tatbestand des AmtsmiBbrauchs ( forfaiture) . Für 
den Prasidenten gelten in diesem Zusammenhang die besonderen Vorschriften Ober den Hohen 
Gerichtshof (Vgl. Kap. 2, Rz. 64) . 

1 54 Die Veroffentlichung des Gesetzestextes im Journal officiel. Unterschieden werden mu� zwischen 
Verkündung (promulgation) und Verllffentlichung (publication). Mit Veroffentlichung des 
Gesetzestextes im Journal officiel haben die Einwohner des Landes die Môglichkeit, von dem Text 
Kenntnis zu nehmen; sein lnhalt ist von ihnen fortan zu beachten, eine Verletzung seiner Normen 
kann ihnen ab sofort entgegengehalten werden. Soweit keine abweichenden Bestimmungen 
getroffen werden, tritt ein Gesetz in Paris bereits am Tag nach seiner Verôffentlichung im J. O., in 
den anderen Departements einen Tag nach Eingang des J. O. in der Prilfektur i n  Kraft (Art. 1 Code 
Civil). 

Bevor ein Gesetzestext tatstlchlich umgesetzt und angewandt werden kann, bedarf es meist noch 
des Erlasses von Durchführungsverordnungen seitens der Regierung, in denen konkrete Anweisun­
gen zur Durchführung des von der legislativen Gewalt beschlossenen Gesetzes gegeben werden. 
Die Durchführungsverordnungen ergehen auf der Grundlage gesetzlicher Ermachtigungen; die 
Anforderungen an eine formale oder inhaltliche Bindung des Verordnungsgebers a n  den Willen des 
Gesetzgebers sind allerdings geringer ais die in Art. 82 1 G G vorgeschriebenen. 

8 \ DIE  KONTROLLE DER GESETZE AUF IHRE VERFASSUNGSMMIGKEIT (ART. 6 1 )  

155 Die Überprüfung der  verabschiedeten Gesetze auf ihre Verfassungsma8igkeit durch den 
Verfassungsrat noch vor Verkündung durch den Staatsprasidenten. Wahrend des kurzen Zeitrau­
mes, der zwischen endgültiger Verabschiedung des Gesetzestextes durch das Parlament und seiner 
Verkündung durch den Prllsidenten der Republik liegt (hèlchstens 15 Tage, mindestens die zur 
Erstellung der aut "Velinpapier" gedruckten Gesetzesurkunde notwendige Zeit), steht dem Staats­
pr�sidenten, dem Premierminister, den Prasidenten der Parlamentskammern oder 60 Parlamentariern 
das Recht zu, das Gesetz dem Verfassungsrat zuzuleiten, damit dieser es auf seine Vereinbarkeit 
mit der Verfassung überprüfe. 
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Der Verfassungsrat hat dann innerhalb Monatsfrist über die VerfassungsmaBigkeit des Textes zu 
entscheiden. Auf Verlangen der Regierung kann diese Frist in besonders dringlichen Fallen auf acht 
Tage gekürzt werden. 

Die Entscheidung des Verfassungsrates kann verschiedenen lnhalts sein. Der Rat hat im wesentli­
chen drei Môglichkeiten: 

Er stellt die Unvereinbarkeit des Gesamttextes mit der Verfassung fest; das Gesetz darf 
in diesem Fall nicht verkündet werden. 

Der Verfassungsrat erklart das Gesetz für mit der Verfassung vereinbar (môglicherweise 
unter dem Vorbehalt einer bestimmten verfassungskonformen Auslegung); daran kann 
sich die Verkündung unmittelbar anschlieBen. 

Er erklart nur einzelne Bestimmungen für nicht vereinbar mit der Verfassung; das Gesetz 
darf in diesem Fall erst nach Streichung der für verfassungswidrig erklarten Bestimmun­
gen verkündet werden. Scheint die Verkündung des verbliebenen Gesetzestextes nicht 
sinnvoll, so kann der Prasident der Republik ihn dem Parlament zur erneuten Beratung 
vorlegen. 

C \ DER ANTRAG AUF ERNEUTE 8ERATUNG (ART . 10 Il) 

1 56 Zurückverweisung eines bereits verabschiedeten Gesetzes an das Parlament durch den Prasidenten 
der Republik. Var Ablauf der Frist zur Verkündung eines Gesetzes hat der Prasident die Mëglichkeit, 
vom Parlament eine erneute Beratung des gesamten Gesetzes oder bestimmter Artikel desselben zu 
verlangen. Diese erneute Beratung darf von den Parlamentariern nicht verweigert werden. 

Es ware unrichtig, in diesem Zusammenhang von einem Vetorecht des Prasidenten zu sprechen, 
nicht zuletzt deswegen, weil diese Entscheidung der Gegenzeichnung unterliegt. Bis heute ( 1 9 5 8  -
1 998) ist von diesem Recht erst zweimal Gebrauch gemacht worden: 

1 983:  Gesetz über die Weltausstellung 1 989. Der Prasident (i.ü. auch die Regierung) 
wollte die Verkündung des Gesetzes vermeiden, da dessen lnhalt zu diesem Zeitpunkt 
bereits überholt war: Frankreich hatte seine Kandidatur für die Weltausstellung 1 989 kurz 
nach Verabschiedung des Gesetzes durch das Parlament wieder zurückgezogen. Mangels 
Beratungsbedarfs fand daher keine erneute Beratung statt. 

1 98 5 :  erneute Beratung des Gesetzes über den Status Neu-Kaledoniens. Der Prasident 
wollte den Parlamentariern die Môglichkeit geben, unverzüglich die Konsequenzen zu 
ziehen aus der vom Verfassungsrat erklarten Verfassungswidrigkeit einzelner Bestimmun­
gen des verabschiedeten Gesetzestextes. Hier diente Art. 10 I l  der Heilung des Gesetzes. 

2. Abschnitt: Spezielle Gesetze 

1 I DIE VERFASSUNQSAUSFÜHRENDEN G ESETZE (LOIS ORGANIQUES) (ART. 46) 

1 57 Konkretisierung der Verfassung durch den Gesetzgeber: lois organiques. Die Verfassung ais 
allgemeinste und abstrakteste aller staatlichen Rechtsnormen kann und soli nicht aile die die 
Organisation oder Funktionsweise der ôffentlichen Gewalten betreffenden Regeln selbst vorgeben 
müssen. Die Aufgabe der Konkretisierung und Erganzung des verfassungsrechtlich vorgegebenen 
Rahmens übertragt sie daher für manche Bereiche dem einfachen Gesetzgeber (so z.B. betreffend 
die Prasidentschaftswahlen, die Geschaftsordnungen der Parlamentskammern, die Verfassung und 
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Zustandigkeitsregelungen für den Verfassungs· und den Wirtschafts- und Sozialrat sowie die 
Regelung des Richterstatus usw.). Die im  Rahmen dieses Auftrags zum Erlae von verfassungs· 
erganzenden Ausführungsbestimmungen vom Parlament beschlossenen Gesetze werden ais 
verfassungsausführende Gesetze (lois organiques) bezeichnet. 

1 58 Besondere Verfahrensvoraussetzungen der verfassungsausführenden Gesetze. Die Verfassung 
schreibt für die Beratung und Verabschiedung der verfassungsausführenden Gesetze die Beobach· 
tung eines besonderen Verfahrens vor, welches • über das regulilre Gesetzgebungsverfahren 
hinaus - die Beobachtung weiterer Verfahrensvoraussetzungen verlangt (Art. 46). 

Erstens darf die parlamentarische Debatte nicht eher ais frühestens fünfzehn Tage nach Einbringung 
des G esetzentwurfs oder -vorschlags im Parlament eroffnet werden. Durch Einr�umung einer 
Bedenkzeit soli den Parlamentariern die Moglichkeit gegeben werden zu sorgfliltiger Vorbereitung 
und Überlegung. 

Ferner ist das der Nationalversammlung für die Falle der Nichtübereinstîmmung der von ihr selbst 
und der vom Senat gebilligten Textfassungen eingeraumte Letztentscheidungsrecht insofern 
beschrankt, ais eine endgültige, die entgegenstehende Ansicht des Senats vernachrnssigende 
Beschlufüassung durch sie nur mit absoluter Mehrheit ihrer Mitglieder (mit 289 Stimmen alsol 
zul�ssig ist. Betrifft der Entwurf eines verfassungsausführenden Gesetzes noch dazu den Sen at, so 
steht der Nationalversammlung keinerlei Letztentscheidungsrecht mehr zu, vielmehr mu!?> die 
Vorlage in solchen Fallen von beiden Kammern in gleicher Fassung angenommen werden. SchluB· 
endlich ist für diese Art von Gesetzen eine a-priori-Kontrolle, d .h .  eine var ihrer Verkündung 
stattfindende Überprüfung der Verfassungsmil!?>igkeit durch den Verfassungsrat verbindlich 
vorgeschrieben. 

I l i DIE HAUSHALTSOESETZE (lois de finances) (ART. 47) 

1 59 Drei Arten von Haushaltsgesetzen. Hinter dem Begriff "Haush altsgesetz" verbergen sich drei 
verschiedene Arten von Gesetzen, deren unterschiedliche Rechtma!?>igkeitsvoraussetzungen und 
verfahrensrechtliche Behandlung in der gesetzesvertretenden Verordnung Nr. 5912 vom 2.  Januar 
1 959 geregelt sind: 

die für jeweils ein Rechnungsjahr aufzustellenden Jahreshaush altsgesetze (lois de 
finances annuelles), die teilweise auch schlicht ais Haushalt (budget) bezeichnet werden; 

eventuelle Nachtragshaush altsgesetze (lois de finances rec tificatives), mit deren Hilfe im 
Laufe eines Rechnungsjahres die Vorgaben des Jahreshaushaltsgesetzes geandert 
werden konnen; 

- das HaushaltsabschluSgesetz (loi de règlement), welches die ordnungsgemaee staatliche 
Haushalts· und Wirtschaftsführung wilhrend des vorangegangenen Rechnungsjahres 
feststellt. 

Die Haushaltsgesetze unterscheiden sich in dreifacher Hinsicht von den einfachen Gesetzen: Sie 
sind besonderen lnhalts, bei ihrer Beratung und Verabschiedung sind spezielle Verfahrensregeln zu 
beachten und sie unterliegen einer strengen Kontrolle durch den parlamentarischen Haushaltsaus· 
schue (la commission des finances) . 
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Al DAS JAHRESHAUSHALTSGESETZ (loi de finances annuelle) 

' 60 Das Jahreshaushaltsgesetz bestimmt die Hohe aller wahrend eines Haushaltsjahres {des Kalender­
jahres) zu erwartenden Einnahmen und voraussichtlich zu Jeistenden Ausgaben und enthalt 
entsprechende Ermachtigungen. Die Verabschiedung eines solchen Gesetzes bildet den Abschlul?, 
eines langwierigen und komplexen Verfahrens. 

Schon im Januar des Vorjahres fangen die Vorbereitungen für die Haushaltsplanung des darauf· 
folgenden Jahres an. Entsprechend den Weisungen des Premierministers erstel!t der für den 
Staatshaushalt zustândige Minister auf der Grundlage der ihm von den einzelnen Ministerien 
vorgelegten Haushaltsmittelanforderungen (demandes de crédits) einen Entwurf eines Haushalts· 
plans. Nach einer sich daran anschlie11.enden Abstimmung innerhalb der Regierung mul1. der Entwurf 
im laufe des September vom Ministerrat angenommen werden, um dann vom Parlament zu Anfang 
der Sitzungsperiode beraten werden zu klinnen. 

1 .  ÜER INHALT EINES JAt-tRESHAUSHALTSGESETZES 

61 Gliederung des Haushaltsentwurfs in zwei eigenstandige Teile: Der erste Tei l  des Haushaltsgeset­
zes, der die Überschrift tràgt " Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen und finanzpolitischen 
Gleichgewichts" ( "conditions générales de l'équilibre financier») ,  ermâchtigt zur Erhebung von 
Abgaben, enthâlt eine Auflistung derjenigen steuerrechtlichen Vorschrîften, die Auswirkungen auf 
das wirtschaftliche und finanzielle Gleichgewicht des betreffenden Rechnungsjahres haben konnten, 
sowie eine Zusammenstellung der zu erwartenden Einnahmen und setzt darüber hinaus einen 
Hilchstrahmen für die voraussichtlich zu leistenden Ausgaben fest. Ferner ermachtigt der  erste Teil 
zum Abzug bestimmter Betràge von den Steuereinnahmen zum Zwecke von Ausgleichszahlungen 
an die Gebietskllrperschaften und die Europaische Union (Oie Beitrâge Frankreichs an die E .U .  
werden seit dem Haushaltsgesetz von  1 9 93 in einem eigenen Kapitel des  Haush altsgesetzes 
behandelt. ) .  

Der  zweite Teil, m i t  der  Überschrift " Bewilligte Haushaltsmittel und  Spezialvorschriften• («moyens 
des services et dispositions spéciales,;) ,  enthalt zwei Arten von Regelungen, unterschieden danach, 
ob es um jahrlich neu zu bewilligende Haushaltsmittel oder um langerfristige Regelungen geht: 

-> Zu den dem Haushaltsgrundsatz der Jahrlichkeit (principe de l'annualité budgétaire) 
unterworfenen Posten gehôrt insbesondere die Festlegung der Hëhe der einem 
jeden Ministerium für das entsprechende Rechnungsjahr zugewiesenen Haushalts· 
mittel, die im Gesamthaushalt ais services votés (unverzichtbare Ausgabenl ausge· 
wiesen sind. Unter services votés versteht man die Ausgaben, welche die Regie­
rung für unerlal1.lich hàlt, um die staatliche Tatigkeit unter den Voraussetzungen 
fortzuführen, die das Parlament im Vorjahr gebilligt hat. Wesentlich geringer i m  
Umfang sind die sog. mesures nouvelles, d.h .  v o m  Parlament vorgenommene 
Korrekturen gegenüber dem Haushalt des Vorjahres in Form von neuen Ausgaben· 
ermachtigungen oder in  Form von Kürzungen der services votés. 

·> Die im zweiten Abschnitt des zweiten Teils aufgeführten Ma!?,nahmen betreffen 
rnngerfristige Regelungen: Zunachst werden hier dîejenigen finanzpolitischen 
Ma!?,nahmen (mesures fîscales) aufgeführt, die keine dîrekten Auswirkungen auf das 
wirtschaftliche und finanzielle Gleîchgewicht des laufenden Haushaltsjahres haben: 
Steuereinnahmen des Staates und der Gebietskôrperschaften sowie sonstige 
Abgaben aller Art. Daneben findet sich an dieser Stelle eine vollstandige Auflistung 
aller weiteren Ma!?,nahmen, meist versehen mit der Zuweisung an das eine oder 
andere Ministerium. 
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Die für das Haushaltsgesetz spezifische Unterteilung in zwei Teile ist von em1ger Bedeutung: 
Seitdem der Verfassungsrat entschieden hat, daB die Nichtannahme des im ersten Teil enthaltenen 
Grundsatzartikels Ober die Verpflichtung zur Ausgaglichenheit des Haushalts (équilibre financier) 
durch das Parlament ais Zurückweisung des Haushaltsgesetzentwurfs ais ganzem zu werten ist, ist 
k largestellt, daB die Beratung des zweiten Teils des Entwurfs des Jahreshaushaltsgesetzes keines­
falls vor einer abschlieBenden Abstimmung über die MaBnahmen des ersten Teils beginnen darf (79-
1 1 0 DC, 24. Dezember 1 979). 

1 62 Ein genau definierter Regelungsgegenstand. Entsprechend den Vorgaben des Art. 1 der Verordnung 
5 9-2 vom 2.  J anuar 1 95 9  dürfen in die Haushaltsgesezte nur Regelungen aufgenommen werden, 
die eine der im Folgenden genannten Materien betreffen: die Bestimmung der zu erwartenden 
staatlichen Einnahmen und der voraussichtlich zu leistenden Ausgaben, die Ausgestaltung von 
Verfahren zur Information der Parlamentarier und zur Ausübung der parlamentarischen Kontrolle 
über die ordnungsgemëBe Verwaltung der Offentlichen Mittel sowie die Regelung der persilnlichen 
und finanziellen Verantwortung der Kassenbeamten. Hinzukommen kilnnen Vorschriften über die 
Neuregelung oder Ânderung von Abgaben aller Art. 

1 63 

Der Verfassungsrat kontrolliert die Einhaltung dieser Vorschriften genauestens und achtet peinlichst 
darauf, daB das " Huckepac kverbot" eingehalten wird, d.h. daB die Haushaltsgesetze keine Regelun· 
gen enthalten, die sich nicht au! die i n  der Verordnung von 1 9 59 genannten Regelungsmaterien 
beziehen (sog.  cavaliers budgétaires) . 

2. D I E  SONDERVORSCHRIFTEN OBER BEAATUNG UND VERA8SCHIEDUNG DER HAUSHAl TSGESETZE 

Besondere Verfahrensvoraussetzungen der Jahreshaushaltsgesetze . Die Entwürfe der Haushalts­
gesetze sind zuerst bei  der Nationalversammlung einzureichen. Für ihre Beratung stehen dem 
Parlament nicht mehr ais 70 Tage zur Verfügung, die Frist begînnt mit Eînbringung des Entwurfs zu 
laufen. Dîese Frist ist nochmals unterteilt in drei Abschnitte: 

1 )  4 0  Tage hat d i e  Nationalversammlung Zeit, sich in einer ersten Lesung m i t  dem 
Entwurf zu befassen; 

2) dann folgen 1 5  Tage Lesung lm Senat; 

3) die verbleibende Zeit, meist so um die 1 5  Tage, dient • im Falle der Nichtüberein­
stimmung der von Senat und Nationalversammlung angenommenen Textfassungen 
• der Suche nach einem KompromiB zwischen den beiden Kammern. Nach dem 
AbschluB der Lesungen im Senat wird zu diesem Zwecke gegebenenfalls ein 
paritatisch besetzter AusschuB (la commission mixte paritaire) einberufen. Wie im 
regularen Gesetzgebungsverfahren auch steht der Nationalversammlung sollte die 
Herbeiführung eines Korn promisses auch im Wege des Vermittlungsverfahrens nicht 
gelingen • das Letztentscheidungsrecht zu, das allerdings erst nach erneuter Lesung 
var jeder Parlamentskammer zur Anwendung kommen darf. 

164 Unzulilsslgkeit von Anderungsanuilgen zum Entwurf des Haush,altsgesetzes. Die aus Art. 40 
herauszulesenden Beschriinkungen des Rechts der Parlamentarier, Anderungsantrage einzubringen, 
wird für das Gesetzgebungsverfahren in Haushaltssachen noch einmal verschàrft durch mehrere 
Vorschriften der schon zitierten gesetzesvertretenden Verordnung vom 2. Januar 1 9 59.  Deutlich 
wird dies insbesondere bei der Lektüre des Art. 42 der Verordnung, der den Parlamentariern 
grundslitzlich verbietet, Vorlagen einzubringen, die auf die Aufnahme zusatzlicher Artikel oder 
bestimmter Ânderungen in den zur Beratung vorliegenden Haushaltsgesetzentwurf abzielen. Van 
diesem Verbot ausgenommen sind lediglich Vorlagen, welche entweder die Streichung oder 
tats�chliche Senkung staatlicher Ausgaben, die Begründung oder Erhôhung der offentlichen 
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Einnahmen oder die Verscharfung der Überwachung und Kontrolle der staatlichen Ausgabenpraxis 
zum lnhalt haben. 

3 .  DIE HERAUSGEHOBENE STELLUNG DER HAUSHALTSAUSSCHùSSE IN DER NATIONALVERSAMMLUNG UND IM 

SENAT 

165 Oie Oberwachung der Ausarbeitung und Umsetzung des Haushaltsplans durch den Haushaltsaus· 
schuS. Wllhrend die übrigen fOnf standigen Ausschüsse traditionellerweise lediglich um Abgabe 
einer Stellungnahme zum Haushaltsplan ersucht werden und zum Zwecke der Ausarbeitung einer 
solchen Stellungnahme betreffend ihren Kompetenzbereich einen Berichterstatter abstellen, 
verfügen die Haushaltsausschüsse, die über den Entwurf im ganzen zu befinden haben, über 
verschiedene Sonderrechte. Diese sollen i m  Folgenden am Beispiel des Haushaltsausschusses der 
Nationalversammlung dargestellt werden: 

Jedes Jahr im April ernennt der Haushaltsausschull seine Leitung und einen 
General· oder Hauptberichterstatter {rapporteur général) . Dieser Berichterstatter, 
dessen Stellung den Vorteil mit sich bringt, dall er nicht nur ad hoc zu einzelnen 
Ausschnitten aus dem Haushaltsplan Stellung zu nehmen hat, sondern sich über 
einen langeren Zeitraum hinweg in die spezifischen Probleme einarbeiten kann und 
damit gleichzeitig für eine gewisse Stabilitat und Kontinuitîit bürgt, verfügt über die 
Moglichkeit, auf die Gestaltung des ersten Teils des Entwurfs des Haushaltsgeset­
zes entscheidenden Einflull zu nehmen. Unter Bezugnahme auf die voraussichtliche 
Entwicklung des gesamtwirtschaftlichen Leistungsvermagens stellt er dem Aus­
schull die im Haushaltsgesetzentwurf enthaltenen wirtschafts- und finanzpolitischen 
Grundsatzentsc heidungen var und führt den Mitgliedern des Ausschusses vor 
Augen, wie sich diese mit den zu erwartenden volkswirtschaftlichen Entwicklungen 
vereinbaren lassen kônnten . ln der ôffentlichen Plenarsitzung im Parlament ist er es, 
der das Ergebnis der Ausschullberatungen vorstellt und die vom Ausschull ausge­
arbeiteten Vorschl�ge verteidigt, 

Für die Durchsicht und Bearbeitung des zweiten Teils des Entwurfs sind Spezialbe· 
richterstatter (rapporteurs spéciaux) zust�ndig.  Ein jeder dieser Beri chterstatter wird 
mit der Prüfung eines bestimmten Bereichs betraut, der haufig einem Haushalts­
abschnitt (une fascicule budgétaire), d.h.  meist genau dem Etat eines Ministeriums 
entspricht. Jeder Spezialberichterstatter hat einen detaillierten, begründeten Bericht 
über Sinn und Zweckmalligkeit der in  das Haushaltsgesetz aufgenommenen Mittel­
zuteilungsanforderungen vorzulegen. Die im Plenum stattfindende Prüfung der 
einem Ministerium zugewiesenen Haushaltsmittel beginnt gewôhnlich mit einer 
mündlichen Stellungnahme eines oder mehrerer dieser Spezialber ichterstatter. 

Auch über den Zeitraum des Haushaltsgesetzge bungsverfahrens hinaus haben die 
Spezi alberichterstatter i m  Rahmen der vom Parlament i m  Laufe eines Rechnungs­
jahres ausgeübten Kontrolle der ordnungsgemallen Verwaltung der bewilligten 
Mittel eine ganz wesentliche Aufgabe zu erfüllen. Sie verfügen z u  diesem Zweck 
über das Recht, jederzeit Auskünfte und die Einsicht in  Unterlagen verlangen zu 
dürfen, die in  Zusammenhang stehen mit der Ausführung des Haushaltsplans oder 
der Verwaltung staatlicher Unternehmen. Zu allen lnformationen über die finanzielle 
Situation, d ie Buch· oder Wirtschaftführung einer Verw altungsstelle, welche die 
Arbeit der Beri chterstatter erleichtern kônnten, mull ihnen Zugang gewahrt werden. 
Zum gleichen Zweck verfügen sie über das Recht, A kten und Verwaltungsunter­
lagen aller Art herauszuverlangen. 
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BI D IE NACHTRAGSHAUSHAL TSGESETZE (fois de finances rectificatives) 

1 66 Der lnhalt der Nachtrage zum Jahreshaushaltsgesetz. Art. 2 der Verordnung vom 2 .  Januar 1 9 5 9  

schreibt var,  daB allein sog. Nachtragshaushaltsgesetze (lois de finances rectificatives) d i e  Regelun­
gen des jeweils für ein Rechnungsjahr verabschiedeten Jahreshaushaltsgesetzes modifizieren 
kônnen. 

Diese N achtragshaushaltsgesetze, die teilweise auch ais "collectifs" bezeichnet werden und die 
zuerst in der I l l .  Republik eingeführt wurden, unterliegen im wesentlichen denselben Verfahrensvor­
schriften wie die regularen Haushaltsgesetze. Genau wie das Jahreshaushaltsgesetz sind auch die 
N achtragshaushaltsgesetze in zwei Abschnitte unterteilt. lm ersten Teil sind die Ânderungen der für 
den Haushaltszeltraum veranschlagten Einnahmen anzugeben, ferner ist dort das Verhaltnis 
zwischen Gesamteinnnahmen und -ausgaben festzustellen. Der zweite Teil beschreibt die ver­
schiedenen Haushaltsposten - insbesondere die Mittelzuweisungen (ouvertures de crédit) - lm 
einzelnen sowie andere MaBnahmen von finanzieller Bedeutung, die keine Auswirkungen auf das 
wirtschaftliche und finanzpolitische G!eichgewicht des laufenden Haushaltsjahres haben. Auch die 
für die Annahme der Jahreshaushaltsgesetze vorgegebenen Fristen gelten für diese N achtrage. 

1 67 Zwei Arten von Nachtragshaushaltsgesetzen. ln der Praxis unterscheidet man haute zwei Arten von 
Na ch tr agsh aushaltsgesetzen: 

1 68 

1 69 

• Die erste Art von Nachtragshausha!tsgesetzen, die sog. fois de finances rectificatives de 
fin d'année, weisen unter Berücksichtigung der im Verhaltnis zu den Prognosen ver­
ilnderten gesamtwirtschaftlichen Verhaltnisse die lst·Einnahmen des laufenden Jahres 
aus und vollziehen eine Anpassung der in dem Jahreshaushaltsgesetz enthaltenen 
Voranschlage betreffend die Ausgaben. 

Die andere Art von Nachtragshaushaltsgesetzen bezeichnet man schlicht ais lois de 
finances rectificatives, deren Erlae dann notwendig wird, wenn eine Umorientierung der 
Haushalts- und Wirtschaftspolitik beschlossen wird, so z .  B. regelmâBig nach dem 
Wechsel der parlamentarischen Mehrheit. 

Cl DIE HAUSHALTSABSCHLUllGESETZE (/ois de règlement) 

Der lnhalt eines HaushaltsabschluBgesetzes. l m  Gesetz über den AbschluB des Haushalts stellt das 
Parlament alljâhrlich die SchluBsumme der lst-Einnahmen und lst-Ausgaben test, bewilligt die 
moglicherweise angefallenen Überschreitungen der Haushaltsansatze und überweist das AbschluB­

ergebnis der Haushaltsrechnung auf das Saldokonto ( compte permanent des découverts) der 
Staatskasse. 

Besonderheiten der Haushaltsabschlul!.gesetze. Anders ais bei den anderen Haushaltsgesetzen 
handelt es sich bei diesem Gesetz nicht um ein planendes Gesetz, sondern um ein feststellendes (foi 
de constata tion) .  Auf diese Besonderheit grOndet der Verfassungsrat seine Ablehnung der Anwend­
barkeit der tor die anderen Haushaltsgesetze geltenden Beratungs· und Abstimmungsfristen auch 
auf die HaushaltsabschluBgesetze (83- 1 6 1  DC, 19. Juli 1 9 83). 

Dem Entwurf des HaushaltsabschluBgesetzes ist ein Bericht des Rechnungshofes Ober die Haus­
haltsführung beizufügen. Seit 1 9 93 ist es Pflicht, diesen Bericht dem Parlament var der Debatte 
Ober den Entwurf des Jahreshaushaltsgesetzes für das kommende Jahr vorzulegen; er  kann daher 
ais wertvolle Diskussionsgrundlage für die jeweils anstehende Haushaltsdebatte herangezogen 
werden. Auch in den regelmaBig verllffentlichten Berichten des Generalberichterstatters (rapporteur 
généra{) des Haushaltsausschusses, in denen die Antworten des Rechnungshofes auf die seit 1 97 5  

v o n  seiten d e s  Haushaltsausschusses i n  regelmaBigen Abstanden a n  den Rechnungshof gerichteten 
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Fragenkataloge enthalten sind, wird auf das Haushaltsabschl u!!.gesetz Bezug genommen. Über 
diesen Bericht des Generalberichterstatters des Haushaltsausschusses beriit das Parlament i n  
ôffentlicher Plenarsitzung meist wahrend der zwei Jahre nach AbschluB des Rechnungsjahres 
stattfindenden Sitzungsperiode. 

111 I Die Gesetze über die Finanzierung der Sozialversicherung (lois de financement de la sécurité 
sociale) (Art. 47-1! 

Die sécurité sociale ist eine organisatorische Zusammenfassung verschiedener staatlicher sozialer 
Sicherungs- und Versorgungssysteme, die durch gesetzesvertretende Verordnung van 1 94 5  und ein 
Gesetz aus dem Jahre 1 946 geschaffen wurde: gesetzliche Kranken- und Unfallversicherung, 
M utterschutz, Familienbeihilfen, Arbeitsunfall- und lnvaliditatsversicherung, Altersversorgung. Die 
Finanzierung der sécurité sociale erfalgt über Beitriige der Versicherten an die verschiedenen 
Kassen, d ie darüber hinaus tînanzielle Unterstützung vom Staat erhalten. 

Die Steigerung der Kosten dîeses Systems sozialer Grundversargung lie!!. im Jahre 1 9 9 5  den Ruf 
nach einer umfassenden Reform des Systems laut werden. Man wünschte die Einbeziehung des 
Gesetzgebers der die Aufgabe haben sallte . . .  

einmal jâhrlich ein Gesetz zu verabschieden, das die Erfordernisse des finanzwirtschaftli­
chen Gleichgewichts der sécurité sociale bestimmt und die Sollhôhe der von ihr z u  
leistenden A usgaben festlegt; ferner , . .  

d i e  politischen leitlinien f ü r  d e n  Bereich der sozialen Sicherungs· u n d  Versorgungs­
systeme zu umreiBen und die zulâssige Steigerungsrate für ihre Ausgaben zu bestimmen, 
insbesondere für den Bereich der Krankenversicherung. 

Um die U msetzung dieses Vorhabens zu ermôglîchen, wurde durch Verfassungsânderung vom 
22. Februar 1 996 der Begriff des "Gesetzes über die Finanzierung der Sozialversicherung" gepragt 
und in Art. 34 VI eingefügt. Das für diese Art von Gesetzen vorgesehene Gesetzgebungsverfahren 
gleicht in weiten Teilen dem für die Haushaltsgesetze vorgeschriebenen (vgl. Kap. 5, Rz. 1 63ff.): 

ausschlieBliche Zustllndigkeît der Regierung zur Einbringung von Gesetzesvorlagen (nur:  
•projets de lois"}; 

• die Gesetzentwürfe sind zuerst bei der Nationalversammlung einzubringen; 
Beschrankung der Dauer des Gesetzgebungsverfahrens auf insgesamt nur 5 0  Tage, d .  h. 
20 Tage für die erste lesung in der Nationalversammlung, 1 5  Tage für den Senat und 
1 5  Tage für die "navette" (vgl.  Kap. 5, Rz. 1 50ff.);  
lnkraftsetzung der Bestimmungen des Entwurfs durch gesetzesvertretende Verordnung 
der Regierung, falls diese 5 0-Tage-Frist nicht eingehalten wird. 

JV I GESETZGEBUNG UND -ANDERUNG IM WEGE DER VOLKSABSTIMMUNG (ART. 1 1 ) 

Al DIE REGELUNG DES ART. 1 1  

1 7 0  Der Anwendungsbereich d e s  Art. 1 1 .  Die Einführung d e r  Môglichkeit der Verabschiedung v o n  
Gesetzen im Wege d e r  Volksabstimmung (référendum législatif/ im Jahre 1 9 5 8  w a r  e i n e  absolute 
Neuheit in der Verfassungsgeschichte Frankreichs. Eine solche Volksabstimmung kann sich 
beziehen auf Entwürfe, d ie entweder die Organisation der ôffentlichen Gewalten, Reformen der 
Wirtschafts- und Sazialpolitik der Nation sowie der dabei mitwirkenden Gemeindienste (services 
publics) oder die Ermilchtigung zur Ratifizierung eines Vertrages, der, ahne der Verfassung ent-



CJFA - Universit.;ît des SaarfandH: 95 

gegenzustehen, Auswirkungen auf die Tatigkeit der Staatseinrichtungen zeigen würde, betreffen. 
Der Anwendungsbereich der Norm ist eng, und es kann daher nicht verwundern, dae es bereits 
mehrere Antri\ge gab, die abzielten auf eine Erweiterung des Anwendungsbereichs des Art. 1 1  auch 
auf andere Materien, wie z.B. der ohne Erfolg gebliebene Antrag F. Mitterands ( 1 984), bei dem es 
darum ging, auch die Garantie der Grundrechte in den Anwendungsbereich aufzunehmen. Am 4 .  
August 1 995 wurde mit dam neunten Verfassungsgesetz N r .  95·880 d e r  Anwendungsbereich des 
Art. 1 1  auf Reformen der Wirtschafts- und Sozialpolitik der Nation sowie der dabei mitwirkenden 
Gemeindienste ausgeweitet. Die parlamentarische Beratung über das Verfassungsgesetz hat j edoch 
gezeigt, daB in den Reihen der Parlamentarier nach wie vor erhebliche Vorbehalte gegenüber dem 
Verfahren des Art. 1 1  bestehen. ln diesem Sinne ist daher auch die Aufnahme eines Art. 1 1  Il i n  
d i e  Verfassung zu verstehen: " Findet der Volksentscheid auf Vorschlag der Regierung statt, gibt 
diese vor jeder Kamrner eine Erklàrung ab, der eine Aussprache im Parlarnent folgt." 

oas Verfahren der Volksabstimmung gemi\e Art. 1 1  wird entweder auf der Basis eines Regierungs· 
vorschlags oder eines gemeinsam von beiden Parlamentskammern beschlossenen Entwurfs i n  Gang 
gesetzt. Danach ist es der Staatsprilsident, der darüber entscheidet, ob eine Volksabstimmung 
stattfinden soli oder nicht. Er kann also nach eigenern Ermessen über die Zweckmfü?.igkeit eines 
Referendums entscheiden. 

1 7 1  Zeitliche und sachliche Beschrankungen der Anwendbarkeit des Art. 1 1 .  Allerdings gilt es, bei der 
Entscheidung über d ie  Anwendung des Verfahrens des Art.  1 1  drei  Grenzen zu beachten: 

• > Eine solche Abstimmung darf nur stattfinden über einen Gesetzentwurf; 

- >  d i e  Regierung darf den Antrag nur wahrend d e r  Sitzungsperiode des Par!aments 
stellen (Auch die Zulassigkeit eines Antrags des geeinten Parlaments setzt voraus, 
daB das Parlament gerade tagt. ) ;  

· >  eine Volksabstimmung darf ferner nicht stattfinden in Zeiten, in  denen das Amt des 
Staatsprasidenten vakant ist oder dieser verhindert ist, seine Aufgaben ordnungs­
gemaB wahrzunehmen {Art. 7J . 

B/ DIE VOLKSABSTIMMMUNGEN IN DER PRAXIS 

Seit 1 9 5 8  gab es sieben Volksabstimmungen: 

8. Januar 1 96 1 :  Abstimmung über die geplante Politik der Selbstbestimrnung 
Algeriens; 

8. April 1 962: Ratifizierung der Abkommen von Evian; 

28. Oktober 1 96 2 :  Direktwahl des Prilsidenten der Republik durch das Volk; 

27. April 1969: Reforrn des Senats und der Gebietskilrperschaften, insbesondere 
der Regionen; der negative Ausgang des Volksentscheids, den de Gaulle mit der 
Vertrauensfrage verknüpft hatte, zog den am 28. April 1 9 69 erklarten Rücktritt de 
G aulles, der das Ergebnis ais personliche Niederlage wertete, nach sich; 

23. A pri l  1 972:  Erweiterung der EWG durch Beitritt GroBbritanniens, Dllnemarks 
und l r lands; 

6. November 1 9 88: Status Neu-Kaledoniens; 
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20. September 1 992: Zustimmung zu dem Vertrag von Maastricht. 

Oiese Zusammenstellung zeigt, da!> das Verfahren des Art. 1 1  in der Hauptsache herangezogen 
wurde . . .  

i n  Zusammenhang m i t  d e r  Ratifizierung von Vertragen, 
zu Ânderungen im Bereich der Organisation der ôffentlichen Gewalten. 

172 Oie verfassungsrechtlich problematîsche Heranziehung des Art. 11  zur Anderung der Verfassung. 
Die Heranziehung des Art. 1 1  in  den Jahren 1 962 und 1 9 69 zum Zwecke der Verfassungsreform, 
dargestellt ais Abstimmung über eine Ânderung im Bereich der Organisation der élffentlichen 
Gewalten, wirft brisante verfassungsrechtliche Probleme auf, denn nach dem Verfassungstext 
selbst sind Verfassungsanderungen allein im Wege des in  Art. 89 geregelten Verfahrens vor­
gesehen. 

lm Jahre 1 9 62 zog man Art. 1 1  heran, um die Art. 6 und 7 der Verfassung zu andern. Der Volks­
abstimmung folgten eine polîtische Krise, ein MîBtrauensantrag gegen G. Pompidou, gefolgt von der 
Auflosung der Nationalversammlung und der • emeuten · Ernennung Pompidous ais sich selbst im 
Amt des Regierungschefs nachfolgendem Politiker. 

Angerufen mit dem Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Verfassungsreform im 
Wege des Art. 1 1 ,  hielt sich der Verfassungsrat vorsichtig zurück und zog es vor, seine eigene 
Zustandigkeit zur Überprüfung des Zustandekommens eines von 62 % der Wahlberechtlgten 
angenommenen Gesetzestextes abzulehnen (62-20 OC, 6. November 1 962). 

Der zweite Versuch aus dem Jahre 1 969, eine Volksabstimmung auf der Basis des Art. 1 1  durch· 
zuführen, endete mit der Ablehnung der vorgeschlagenen Verfassungsânderung durch die Bevillke· 
rung ( 5 2 %  Nein-Stimrnen) und führte schlul!,endlich zum Rücktritt d e  Gaulles. 

Seit dleser Zeit gab es bisher keinen erneuten Versuch, Art. 1 1  zur Ânderung der Verfassung 
heranzuziehen. 
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